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Ein; zelnexemplare à 


Gemeinderath. 


Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 14. October 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann 
Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Bürgermeifter Dr. Brix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Gem.⸗Rath Becker entſchuldigt fein Ausbleiben von der 
heutigen Sitzung. 

Zur Kenntnis. 

2. Gem.⸗Rath Bachofen v. Echt hat einen vierzehntägigen 
Urlaub angetreten. 

Zur Kenntnis. 

3. Herr Graf Arnaboldi, italieniſcher Commiſſär für die 
Ausſtellung in Wien, hat im Namen der Stadt Florenz ein wert— 
volles Album, betreffend die muſikaliſche Kunſt in Florenz, dem 
ſtädtiſchen Muſeum zum Geſchenke gemacht. (Beifall.) 

Wird der Dank votiert. 

4. Der Landſtraßer Männer⸗Geſangsverein dankt dem Gemeinde— 
rathe für die ihm verliehene goldene Salvator-Medaille. 

Zur Kenntnis. 

5. Die Allgemeine Arbeiter-Kranken⸗ und Unterſtützungscaſſa 
in Wien, VI., Gumpendorferſtraße, dankt für den ihr bewilligten 
Koſtenbeitrag von 1000 fl. zur Activierung eines Arbeiter-Recon— 
valeſcentenheims. 

Zur Kenntnis. 

6. Der Wiener Taubſtummen⸗Unterſtützungsverein dankt für 
die bewilligte Spende von 100 fl. 

Zur Kenntnis. 


Dienstag, den 18. October 


Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbſhrig 3 fl., 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 
à 10 kr. im Nedactiouslocale im Rathhauſe. 


Jahrgang . 


50 die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


— . h—————— 


Ich habe die Ehre, folgende Interpellationen zu beantworten: 

7. Herr Gem.-Rath Zweig hat wegen der Abonnements— 
karten der Tramway-Geſellſchaft interpelliert. Es beſteht die Ver— 
pflichtung, daſs die Tramway-Geſellſchaft bei einem Fahrpreiſe von 
10 und 20 kr. per Fahrt 10 Percent und bei einem Fahrpreiſe 
von 7 und 5 kr. per Fahrt 5 Percent des normalen Fahrpreiſes bei 
den Abonnementskarten zugeſtehen muſs. Die Art der Ausgabe 
der Abonnementskarten it aber nirgends feſtgeſetzt, und es wird 
ſich daher an die Tramwah-Geſellſchaft gewendet werden, um 
Abonnementskarten zu 10 Stück zu erlangen. 

S8. Herr Gem.⸗Rath Hipp hat eine Anfrage wegen der 
Schule im VIII. Bezirke, Joſefſtädterſtraße 93, geſtellt, und zwar 


in der Richtung, dafs dort nur ein Schuldiener angeſtellt iſt und 


daher die Reinigung nicht ordentlich durchgeführt werden kann. 
Nach der gepflogenen Erhebung kann ich mittheilen, dafs die 
Reinigung dort bisher in klagloſer Weiſe geſchieht. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagörski verliest nachſtehende 
Einläufe: 

9. Von Seite des Herrn Ludwig Schwarz als Teſtaments— 
Executor iſt folgende Zuſchrift eingelangt (liest): 

Euer Hochwohlgeboren! 
Sehr geehrter Herr Bürgermeiſter! 

Mein am 28. September 1892 in Wien, XVIII., Herrengaſſe 55 ver— 
ſtorbener Vater, 99 f Karl Wilhelm Schwarz, Brauerei“ und Realitätenbeſitzer 
ebenda, hat im 89 ſeines ſchriftichen Teſtamentes ddto. Währing den 8. Mai 
1891, nachſtehende Anordnung getroffen: 

Ich vermache den Armen von Währing den Betrag von 1000 fl., in 
Buchſtaben: Tauſend Gulden öſterr. Währ., welcher au dieſelben durch die dazu 
geſetzlich berufenen Organe der Gemeinde— „Verwaltung binnen vier Wochen nach 
meinem Tode vertheilt werden ſoll.“ 

In meiner Eigenſchaft als Teſtaments-Executor nach meinem gedachten 
Herrn Vater beehre ich mich, Euer Hochwohlgeboren zur gefälligen Kenntnis- 
nahme zu bringen, daſs ich den Betrag von Eintauſend Gulden öſterr. Währ. 
bei der e der Stadt Wien erlegt habe, und erlaube mir daran die 
ergebenſte Bitte zu knüpfen, Euer Hochwohlgeboren wollen die Vertheilung dieſes 
erlegten Betrages von fl. 1000 an die Armen von Währing im Sinne der 


oberwähnten teſtamentariſchen Verfügung gütigſt veranlaſſen. 
e Euer Hochwohlgeboren 2c. 


Vürgermeiſter: Wird der Dank votiert. 
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10. Zuſchrift der Commiſſion für die Verkehrs— 
Anlagen in Wien: 

Die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien hat den Inhalt der ge— 
ſchätzten Zuſchrift vom 9. October 1892, Z. 184053, betreffend die Überlaſſung 
des zur Ferdinands-Waſſerleitung gehörigen Reſervoirs bei der Weſtbahnlinie 
für den Bau der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn zur Kenntnis genommen. 

Dieſelbe wird unter einem an die mit der Durchführung der Bauarbeiten 
an den Hauptbahnlinien der Stadtbahn betraute k. k. Generaldirection der 
öſterreichiſchen Staatsbahnen mit dem Erſuchen geleitet, ſich einerſeits mit dem 
Magiſtrate wegen Abſchließung des diesbezüglichen Vertrages, andererſeits mit 
dem Stadtbauamte wegen eheſter Übernahme des Objectes und Inangriffnahme 
der bezüglichen Arbeiten ins Einvernehmen zu ſetzen, wobei der Baubeginn von 
der Ausfertigung des erwähnten Vertrages nicht abhängig ſein ſoll. 

Bürgermeiffer: Zur Kenntnis. 

Schriftführer Hem.-Nath Zagörski (liest): 

11. Interpellation des Gem.-Nathes Stiaßny: 

Nach dem Berichte eines geachteten Wiener Journals war in dem Abeud— 
blatte einer in Budapeſt erſcheinenden Zeitung eine Notiz enthalten, welcher 
zufolge die Cholera-Epidemie in Wien bereits ſolche Dimenſionen angenommen 
habe, dass geſtern, d. i. am 11. October, die Zahl der Kranken die Ziffer von 
achtzig erreichte. Gleichzeitig war den Wiener Behörden eine ſündhafte Leicht— 
fertigkeit zum Vorwurfe gemacht worden, indem ſie den Ausbruch der Cholera 
„ſyſtematiſch verheimlichen“. 

Dieſe Nachricht des Budapeſter Blattes iſt darauf berechnet, das Auſehen 
der Wiener Behörden — worunter wohl in erſter Linie die ſtädtiſchen 
Verwaltungsbehörden gemeint find — und das Auſehen der Stadt Wien 
überhaupt zu ſchädigen. 

Nachdem der Herr Bürgermeiſter in einer Sitzung des Gemeinderathes, 
ſowie in einer Sitzung der Sanitäts-Commiſſiou die beſtimmte Erklärung ab— 
gegeben hat, nichts zu verheimlichen, ſondern den erſten Fall des Auf— 
tretens der Epidemie in Wien ſofort zur Kenntuis der Bevölkerung zu bringen 
— eine Erklärung, an deren Aufrichtigkeit niemand im Gemeinde— 
rathe und in der Bevölkerung zweifelt — mußs es als ein böswilliger 
Auwurf gegen das Anſehen des freigewählten Oberhauptes der Stadt Wien 
betrachtet werden, wenn von irgend einer Seite die erfolgte Verheimlichung 
einer ſolchen Thatſache behauptet wird. Es kann keinesfalls zur Entſchuldigung 
dienen, daſs die Behauptung, es könnten achtzig an einem Tage erfolgte Er— 
krankungen verheimlicht werden, an und für ſich eine lächerliche genannt 
werden mußs. 

Es ift nicht unſere Sache, darauf hinzuweiſen, dafs die Unwürdigkeit des 
Vorgehens jenes Peſter Journales in der erwähnten Angelegenheit ſich weder 
mit dem ritterlichen Charakter der ungariſchen Nation, noch mit der Würde der 
ungariſchen Publiciſtik verträgt; aber es iſt Pflicht der ſämmtlichen 
Mitglieder des Wiener Gemeinderathes, ohne Unterſchied der 
Parteiſtellung, muthwillige Angriffe gegen den von ihnen erwählten 
Bürgermeiſter, ſowie gegen die ſtädtiſche Verwaltung mit Entrüſtung 
zurückzuweiſen, ſowie es andererſeits Pflicht des Herrn Bürgermeiſters iſt, 
ſolche das Anſehen und den guten Ruf der Stadt Wien und ſeiner Behörden 
ſchädigende Anwürfe in gebürender Weiſe vor dem In- und Auslande zu 
brandmarken. 

Ich richte daher an den hochverehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 


1. Sind demſelben die in einem Peſter Abendblatte 
am 12. d. M. angeführten, vollſtändig erfundenen und 
ſchon an ſich unhaltbaren Behauptungen, als würde 
von den Wiener Behörden das Auftreten und Umſich— 
greifen der Cholera-Epidemie in abſichtlicher und leicht— 
fertiger Weiſe verheimlicht werden, bekanut? und wenn 
dies der Fall, 

2. welche Mittel iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, 
zur Ahndung der gegen das Anſehen und die Würde 
der Stadt Wien unternommenen Angriffe in An— 
wendung zu bringen? 

Vürgermeiſter: Es liegt noch eine Interpellation ähnlichen 
Inhaltes vor. — Ich bitte, dieſelbe auch zu verleſen. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Zagörski (liest): 

12. Interpellation des Gem.-Nathes Seiler: 

Seit längerer Zeit werden von den ungariſchen Blättern Nachrichten 
gebracht, das in Wien die Cholera-Epidemie graſſiere. Trotzdem dies von 


Seite des Herrn Bürgermeiſters des öfteren widerlegt wurde, u das 
Abendblatt vom 11. October des in Budapeſt erſcheinenden „Pesti Naplô“ 
nachſtehende Alarmnotiz: „Cholera in Wien. Ein Freund unſeres Blattes, 
der geſtern aus Wien hieher zurückgekehrt iſt, ſchreibt uns: Es iſt eine ſünd— 
hafte Leichtfertigkeit der Wiener Behörden, daſßs ſie den Ausbruch der 
Cholera ſyſtematiſch verheimlichen, und doch hat die Epidemie dort bereits 
ſolche Dimenſionen angenommen, daßs geſtern die Zahl der Cholerakranken 
80 erreichte.“ 
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Trotzdem die ämtliche „Wiener Abendpoſt“ und die Wiener Tages— 
journale von geſtern und heute dieſe Alarmnachrichten mit aller Entſchieden— 
heit zurückgewieſen haben, hat dieſe Nachricht in ganz Ungarn und insbeſonders 
in Budapeſt die nachhaltigſte Wirkung auf das reiſende Publicum, welches 
Wien zu beſuchen beabſichtigte, ausgeübt und von ihrer Reiſe nach Wien 
abgehalten, wodurch zahlloſe Gewerbsleute immens geſchädigt ſind. 

Zur Vermeidung weiterer nachtheiliger Folgen, und damit ſich dieſe 
unwahren Nachrichten nicht wiederholen, ſtelle ich an den Herrn Bürgermeiſter 
nachſtehende Interpellation: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, ſofort gütigſt 
zu veranlajien, daſs das betreffende Budapeſter Blatt 
gerichtlich zur Verantwortung gezogen und gezwungen 
werde, dieſe auf Unwahrheit beruhenden Alarmnach— 
richten ſofort zu widerrufen? 


Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, beide Interpellationen 
zu beantworten wie folgt: Es iſt ja allen Herren bekannt, dajs 
thatſächlich in einem Budapeſter Journal vor ein paar Tagen eine 
Notiz war, dajs in Wien die Cholera herrſche, daſs ſchon 80 Fälle 
zu verzeichnen ſeien und dafs es nicht recht ſei, daſs der Ausbruch 
der Cholera verſchwiegen wurde. Eine ähnliche Notiz war in 
einem ungariſchen Blatte ſchon vor eirca acht Tagen. 

Ich habe in der Sanitäts-Commiſſion die Erklärung abge— 
geben, dafs dieſe Notiz der ungarischen Blätter vollſtändig auf 
Unwahrheit beruhe. Ich kann das nur wiederholen. Bis heute 
iſt in Wien, Gott ſei Dank! ein Cholerafall nicht vorgekommen, 
und wie die „Wiener Abendpoſt“ berichtet, auch in ganz Nieder— 
öſterreich nicht. Es ſcheint daher die wiederholte Betonung, als 
wäre bei uns die Cholera, tendenziös zu ſein; vielleicht iſt es eine 
Art Neid, dass in Peſt die Cholera iſt und bei uns nicht. 
(Zuſtimmung.) 

Es mufs auch als entſchieden unrichtig und unwahr zurück— 
gewieſen werden, dafs bei uns irgend etwas in Cholera-Angelegen— 
heiten vertuſcht worden iſt, oder vertuſcht werden will, oder ver— 
tuſcht werden wird. 

Wir werden gar nichts geheimhalten, ſondern im Moment, 
wo ein Cholerafall vorkommt, ihn ſofort publicieren. Das habe ich 
wiederholt betont. 

Ich habe Anlaſs genommen, dafs gegen dieſe Peſter 
Journale womöglich vorgegangen werde. (Rufe: Sehr richtig ) 
Ich habe bereits geſtern unſerem Rechtsanwalte den Auftrag ge— 
geben, ſich in geeigneter Weiſe an die ungariſchen Behörden zu 
wenden, um eine ämtliche Berichtigung in die ungariſchen Zeitungen 
hineinzubringen, eventuell das Blatt auch zu verfolgen. (Beifall.) 


13. Schriftführer Gem.-Nath Zagörski verliest auszugs⸗ 
weiſe nachſtehende Interpellation des Gem. Nathes 
Dr. Klotzberg. 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Dieſe Interpellation betrifft 
die Frage, warum für Bauernfeld noch kein Monument da iſt. 
Ich werde dieſelbe in der nächſten Sitzung beantworten. (Die Inter⸗ 
pellation lautet wörtlich:) 

Am 9. Auguſt 1890 hat der Altmeiſter der öſterreichiſchen Dichter Dr. 
Eduard von Bauernfeld feinen unſterblichen Geiſt ausgehaucht. In der 
Gemeinderaths⸗Sitzung vom 19. Auguſt 1891 hat der ergebenſt Gefertigte den 
Antrag geſtellt, dem dahingeſchiedenen Dichter ein Ehrengrab zu widmen, welcher 
Antrag in der vertraulichen Sitzung vom 3. März 1891 zum Beſchluſſe erhob en 
wurde. — Obwohl Eduard von Bauernfeld ſeinen geſammten literariſchen 
Nachlaß der Stadt Wien hinterlaſſen hat, ſo bezeichnet doch bis jetzt kein Stein, 
kein Kreuz, keine Tafel diejenige Stelle, welche die irdiſchen Überreſte des großen 
Dichters birgt. 

Das große Feſt der Todten naht und ich richte daher an den hochgeehrten 
Herrn Bürgermeiſter die ergebenſte Anfrage: 

Ob derſelbe nicht geneigt wäre, 
dieſem Falle zu veranlaſſen. 


das Geeignete in 
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Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (liest): 

14. Interpellation des Gem.-Nathes Eigner: 

Ich erlaube mir, dem Herrn Bürgermeiſter meinen am 20. Mai 1892 in 
Betreff der Erhebung der Waſſerabläufe in den Straßen und Gaſſen Wiens, 
ſo auch in dem XVII. Bezirk, geſtellten Antrag, nachdem bisher in dieſer Be— 
ziehung noch gar nichts unternommen wurde und die günſtige Jahreszeit bereits 
zur Neige geht, auf das wärmſte in Erinnerung zu bringen, und wird erſucht, 
das Nöthige zu veranlaſſen, daſs dieſe Übelſtände fo bald als möglich beſeitigt 
werden. 

Vürgermeiſter: Wird geſchehen; damit iſt die Interpellation 


beantwortet. 
Schriftführer Gem. ⸗Rath Zagörski (liest): 


15. Interpellation des Gem.⸗Nathes Eigner: 


Ich habe unterm 20. Mai 1892 den Antrag geſtellt bezüglich der Ab⸗ 
lagerungsſtätten von Unrath und Schutt in fümmtlihen Bezirken Wiens, und 
die Bitte geſtellt, es mögen die vorgeſchriebenen Amter handeln. 

Da ſeither diesbezüglich nichts geſchehen iſt, weder Warnungstafeln au— 
gebracht, noch Aufſichtsorgane beſtellt wurden, daher der Unfug von Tag zu 
Tag größer wird, wie z. B. in der verlängerten Leopoldigaſſe im XVII. Be⸗ 
zirke gegen Gerſthof derart Schutt angehäuft wird, dajs es lebensgefährlich iſt, 
dieſelbe zu paſſieren, ohne über die dort lagernden Schutthaufen zu ſtürzen und 
ſich Genick und Beine zu brechen, ſo erlaube ich mir, den Herrn Bürgermeiſter 
zu erſuchen: 


In dieſer Beziehung ſofortige Abhilfe zu treffen, 
damit dieſe Übelſtände nicht von Tag zu Tag größer 
werden, und auch um Unglücksfälle zu verhindern. 

Vürgermeiſter: Wird urgiert werden. 

Schriftführer Gem.-Rath Zagorski (liest): 


16. Antrag des Gem.-Nathes Janotta und Genoſſen: 


Von dem laut Gemeinderaths⸗Beſchluſs vom 7. April 1892 genehmigten 
Betrage von 36.120 fl. für die in der Obſorge des Herrn Bezirksvorſtehers 
ſtehenden Gartenanlagen iſt eine Theilſumme für die Fortſetzung der Baum⸗ 
pflanzung auf der Wiedener Hauptſtraße von der Mayerhofgaſſe bis zur Be— 
zirksgrenze bewilligt worden. . n 

Da bis jetzt im Stadtrathe die dafür nothwendige Vorlage noch nicht 
bewilligt worden iſt, jo beantragen die unterzeichneten Gemeiunderäthe: 


1. Der Stadtrath möge die für die Fortſetzung der 
Baumpflanzungen auf der Wiedener Hauptſtraße noth— 
wendige Vorlage unverzüglich in Berathung ziehen 
und genehmigen. 

2. Die Vorarbeiten, wie: Erdarbeiten, Zufuhr von 
Fruchterde u. ſ. f., ſollen ſchnellſtens durchgeführt 
werden. 

Nürgermeiſter: An den Stadktrath. 

Schriftführer Gem.-Rath Zagörski (liest): 

17. Antrag des Gem.-Nathes Noſenſtingl und Genoſſen: 

Unter der Rubrik „Baubewegung“ werden im Amtsblatt der Stadt 
Wien halbmondtlich die verſchiedenen Baubewilligungen veröffentlicht. n 

Es wäre aber gewiss von großem Intereſſe für die Geſchäftswelt, ins- 
beſondere für die Baugewerbetreibenden, wenn nicht nur die vollzogenen Be⸗ 
willigungen, ſondern auch die diesbezüglich eingelaufenen Geſuche zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis gebracht würden, weil dadurch viele Geſchäftsleute in die Lage 


kämen, ſich rechtzeitig um Arbeit zu bewerben. 
Die Gefertigten ſtellen daher den Antrag: 


In Zukunft außer den Baubewilligungen auch die 
Anmeldungen und Geſuche im Amtsblatt kundzumachen. 

Bürgermeiſter: Ich glaube, es bedarf nicht einer gejchäfts- 
ordnungsmäßigen Behandlung dieſes Antrages, ſondern ich werde, 
falls keine Einwendung erhoben wird, dieſe Bauanmeldungen in 
dem Amtsblatt vom 1. Jänner 1893 ab erſcheinen laſſen. (Zu— 
ſtimmung.) | 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich erſuche den Herrn Gem. 
Rath Dr. Lederer zum Referate. 

18. Referent Gem.-Rath Dr. Lederer: Zahl 5157. Die 
Herren haben zur Zahl 192 einen Situationsplan in den Händen, 
welcher die Fiſcherſtiege und Wachtelgaſſe darſtellt. Die Herren 
ſehen aus dieſem Situationsplane, daſs die Verbindung zwiſchen 
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Salzgries und Sterngaſſe bis zum alten Rathhauſe in der Sal— 
vatorgaſſe, mit einer weſentlichen Verbreiterung der Fiſcherſtiege 
geplant wird — es iſt dies die einzig mögliche Verbindung — 
und daſßs dadurch die Wachtelgaſſe aufgelaſſen werden muſs, wenn 
die dortigen Häuſer in einer entſprechenden Weiſe zur Verbauung 
kommen ſollen. Nun iſt der Vertreter der minderjährigen Eigen— 
thümer des Hauſes Nr. 3 in der Wachtelgaſſe mit dem Antrage 
an den Gemeinderath herangetreten, dieſes Haus käuflich zu über- 
laſſen. Es hätte das den Vortheil, dafs dadurch die Gemeinde in 
der Lage wäre, auf die weitere Auflaſſung der Wachtelgaſſe Einflufs 
zu nehmen, indem eines der weſentlichen Hinderniſſe, dieſes Haus 
ſelbſt, dadurch zu beſeitigen käme. Die weiteren Häuſer Nr. 8, 2 
und 10 find allerdings noch immer Hinderniſſe, aber man mufs 
in dieſer Richtung einmal den Anfang machen. 

Das Haus hat eine Grundfläche von, wenn ich nicht irre, 
162·57 m?, trägt 1588 fl., richtiggeſtellt 1494 fl., iſt mit 637 fl. 
beſteuert. Es haben Verhandlungen mit den Eigenthümern ſtatt⸗ 
gefunden. Der Stadtrath hat ſich mit denſelben auf einen Kauf— 
preis von 19.000 fl. und die Tragung der halben Gebüren und 
Stempel geeinigt. Der Antrag iſt mit Rückſicht auf die Wichtigkeit 
des vorliegenden Projectes für die ſeinerzeitige Herſtellung der 
erwähnten Verbindung entſprechend, und es beantragt daher der 
Stadtrath, es ſei dieſes Haus Wachtelgaſſe Nr. 3 um 
den Betrag von 19.000 fl. anzukaufen. Ich bitte dieſem 


Antrage zuzuſtimmen. 


Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, ich erkläre den Antrag für 
angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Es das Haus J. Bezirk, Wachtelgaſſe 3 
ſeitens der Gemeinde Wien um den Betrag von 
19.000 fl. anzukaufen. Die halben Stempel— und 
Übertragungsgebüren find von der Gemeinde zu 
tragen. 


19. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Ich habe die Ehre, 
zu referieren über den den geehrten Herren vorliegenden Act zur 
Zahl 195. Derſelbe betrifft das Detailproject für die Einwölbung 
des Krottenbaches. Es iſt in der Sitzung des Gemeinderathes vom 
26. Februar d. J. beſchloſſen worden, daſs das Detailproject, reſpective 
das Gencralproject und ein Theil vorn generellen Projecte als Detail— 
project auszuarbeiten ſei. Es iſt dieſem Wunſche auch ſeitens der Amter 
nachgekommen und liegen die diesbezüglichen Projecte hier vor. Es 
handelt ſich um zwei Theile, und zwar um die principielle Ge— 
nehmigung der Einwölbung des Krottenbaches vom Sulzbache bis 
zum Donaucanale und ferner um die Zuſtimmung zum Detail: 
projecte für einen Theil dieſer Bachüberwölbung, und zwar vom 
Nothſpital bis zur Einmündung bei der Privat-Irrenanſtalt, welcher 
noch im heurigen Jahre ausgeführt werden ſoll. Es iſt der Plan 
derart gedacht, daſs der Krottenbach nicht in dem jetzigen Gerinne 
zu belaſſen, ſondern aus demſelben herauszulenken und in die bereits 
beſtehende Straße, reſpective in den bereits beſtehenden Weg ein— 
zulegen iſt, und zwar insbeſondere aus dem Grunde, um über 
den Krottenbach eine Straße zu führen, welche ſeinerzeit eine 
Hauptverbindungsſtraße zwiſchen Neuſtift, Salmannsdorf und 
Wien bilden wird. Es beginnt dieſe Einwölbung des Krotten- 
baches an dem Sulzbache, welcher ſeinen Einfluſs in den 
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Krottenbach in der Mariengaſſe hat. Es ſoll hier der Bach in 
ziemlich gerader Richtung längs des beſtehenden Baches durch 
den Ort Neuſtift geführt werden, von dort längs des beſtehenden 
Weges, welcher nach Neuſtift geht; von der Einmündung bei der 
Irrenanſtalt ſoll derſelbe nahezu in den Lauf des jetzigen Krotten— 
baches gelegt werden. Es war urſprünglich gedacht, dass der untere 
Theil dieſes Baches zur Einwölbung komme, und zwar deshalb, 
weil man der Meinung war, bis dahin die Detailpläne der Stadt— 
bahn fixiert zu haben. Nun iſt das nicht der Fall geweſen, die 
Pläne ſind derzeit noch nicht fixiert und es iſt die Trace noch nicht 
als vollkommen beſtimmt anzuſehen. Darum hat man den unteren 
Theil vorläufig in suspenso gelaſſen und den Theil oberhalb zur 
Überwölbung und womöglich noch zur Ausführung im heurigen 
Jahre in Ausſicht genommen, weil dieſer obere Theil mit der Stadt— 
bahntrace nicht collidiert. Ich möchte noch bemerken, dass dieſe 
Trace deshalb gewählt worden iſt, weil ſie bezüglich der 
Baulinien einen bedeutenden Vortheil hat gegenüber der urſprüng— 
lichen Beſtimmung in dem Projecte, welches ſeitens der Gemeinde 
Ober⸗Döbling ausgearbeitet iſt, das iſt das Project des Civil— 
Ingenieurs Wilfort. Dieſes führt durch Baublöcke und würde 
namhaft mit der Grundeinlöſung collidieren, wohingegen dort, wo 
der Canal in der Straße geführt wird, bedeutend geringere Koſten 
auflaufen, weil nur die Köpfe der einzelnen Realitäten an dieſer 
Straße ausmünden, und es iſt die Möglichkeit vorhanden, ich ſpreche 
das hier aus, daſs die betreffenden Anrainer die Gründe unent— 
geltlich hergeben werden, nachdem ſie durch die Führung der ſeiner— 
zeitigen Straße bedeutende Vortheile erhalten. 

Für die ganze Strecke von Salmannsdorf bis zur Ein— 
mündung ſind die Koſten mit 396.000 fl. präliminiert; für den 
Theil vom Nothſpitale 300 m aufwärts bis zur Einmündung in 
den Donaucanal ſind 276.000 fl. im Koſtenvoranſchlage eingeſtellt. 
Von dieſem Betrage dürften aber nur circa 240.000 fl. zur Aus— 
gabe kommen, weil namhafte Nachläſſe zu erwarten ſind. Auf 
dieſem Betrage von 240.000 fl. ſteht die Subvention des Landes 
mit 60.000 fl., ſo daſs die Gemeinde für dieſe Strecke den Betrag 
von 180.000 fl. zu bezahlen hätte. Dieſe 180.000 fl. ſind auf 
drei Bauperioden zu repartieren, da der Canal in drei aufeinander 
folgenden Jahren fertigzuſtellen iſt. Der Theil, der jetzt ins Auge 
gefaſst iſt, 300 m aufwärts vom Nothſpitale bis zur Einmündung 
in den Krottenbach bei der Irrenanſtalt, beanſprucht 107.661 fl., 
ein Betrag, der ſich durch den zu erwartenden Nachlass auf circa 
85.000 fl. reducieren dürfte. Von dieſen 85.000 fl. iſt der Betrag 
von 60.000 fl. in dem Präliminare pro 1892 eingeſtellt; dazu 
kommen 15.000 fl., die vom Landesausſchuſſe als Beitrag zur 
erſten Baurate flüſſig werden. Es fehlen alſo noch 10.000 fl.; 
doch iſt es nicht nothwendig, dieſen Betrag flüſſig zu machen, 
weil die Arbeiten doch heuer nicht vollkommen“ fertig werden und 
dieſelben im nächſten Jahre größtentheils zur Auszahlung kommen. 
Es iſt dringend, daſs dieſe Sache zum Referate gekommen iſt, 
weil man ja will, dass heuer noch der Bau begonnen werden ſoll. 
Es müſſen noch waſſerrechtliche Verhandlungen gepflogen und es 
müſſen bezüglich der Grundeinlöſung mit den einzelnen Anrainern 
Verhandlungen eingeleitet werden. Ich möchte noch bezüglich der 
Führung der Trace mir etwas zu ſagen erlauben. Der Canal iſt 
derart geplant, dafs er nicht mit einem gleichen Querſchnitte von 
Salmannsdorf bis zur Einmündung in den Donaucanal führt, 
ſondern derart, daſs am Anfange, wo erſt das Niederſchlagsgebiet 
beginnt, d. i. bei Salmannsdorf bis Neuſtift, das Profil des 
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Betoncanals Nr. 3 in Anwendung kommt; dann kommt das 
Profil des Betoncauals Nr. 4 und 5 und von dort, wo heuer 
mit der Canaliſierung begonnen wird, ſoll der Canal mit einem 
Ziegelprofil überwölbt zur Ausführung kommen. An der Stelle, 
wo heuer der Beginn gemacht werden ſoll, wird ein ſogenannter 
Schotterfang hergeſtellt, weil dieſer Bach auch Schotter führt. 
Damit das Schottermaterial nicht den ganzen Bach durchläuft, ſoll 
im Anfange ein Schotterfang eingerichtet werden, wo der Schotter 
deponiert und von Zeit zu Zeit herausgehoben wird. Der Antrag 
des Stadtrathes lautet wie folgt, und würde ich Sie erſuchen, den— 
ſelben anzunehmen: 

Es ſei dem vorliegenden generellen Projecte des 
Stadtbauamtes für die Einwölbung des Krottenbaches 
im XVIII., beziehungsweiſe XIX. Bezirke im Principe 
die Zuſtimmung zu ertheilen und das vom Stadtbauamte 
ausgearbeitete Detailproject für die Einwölbung der 
Strecke des Krottenbaches vom Nothſpitale in Ober— 
Döbling bis zum Garten der Döblinger Privat— 
Irrenanſtalt mit dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe 
von 107.761 fl. 16 kr. zu genehmigen. 

Dieſer Theil der Einwölbung des Krottenbaches 
ſei noch im heurigen Jahre in Angriff zu nehmen. 

Zu dieſem Behufe ſeien die Verhandlungen mit 
den Grundeigenthümern wegen Überlaſſung der zur 
Einwölbung des Baches erforderlichen Grundtheile ein— 
zuleiten und ſei ſofort um die Ertheilung des waſſer— 
rechtlichen Conſenſes zur Ausführung des Detailprojectes 
anzuſuchen. 

Gem.-Nath Noſenſtingl: Ich finde hier in dieſem Texte 
einen Widerſpruch. Es heißt hier nämlich: „Es ſei dem vorliegenden 
generellen Projecte u. ſ. w. im Principe die Zuſtimmung 
zu ertheilen“. Und dann heißt es weiter: „ausgearbeitetes Detail— 
project“ u. ſ. f. Wir genehmigen hier ein ausgearbeitetes Detail— 
project und ich glaube, es verträgt ſich nicht miteinander, daſs 
man ein ausgearbeitetes Detailproject im Principe genehmigt. Ich 
kann mir das vorſtellen, wenn ein Vorproject gemacht wird, wie 
wir es öfter bei Schulbauten ſchon gehabt haben, daſs der Ge— 
meinderath eingeladen wird, im Principe dieſen Schulbau zu 
genehmigen und ſpäter ein Detailplan vorgelegt wird, welchen der 
Gemeinderath zu bewilligen dann in die Lage kommt. Hier aber 
handelt es ſich um die Ausführung eines Theiles dieſes Canals, 
der heuer gemacht werden ſoll. Mir ſcheint es wichtig zu ſein, 
daſs wir dieſe beiden Worte „im Principe“ und „generell“ weg— 
laſſen, ſondern — wenn Sie überhaupt willens find, den Antrag 
zu genehmigen — einfach ſagen: dieſes Project wird genehmigt, 
u. zw. mit dieſer Clauſel, daſs heuer die Summe von 107.000 fl. 
u. ſ. w. verwendet werde, und dajs dieſes Stück in der Mitte 
gemacht wird, die andern beiden Stücke dann ſpäter. Ich möchte 
bitten, dieſe Worte wegzulaſſen, weil es ſich bei den Unterhand— 
lungen, die jetzt ſtattfinden werden, nie um einen Theil des Canales 
drehen kann, ſondern es werden ſich die waſſerrechtlichen Ver— 
handlungen auf das ganze Object beziehen müſſen. Ich glaube, 
wenn die Commune in Unterhandlungen tritt und das waſſer— 
rechtliche Verfahren einleiten läſst, fie ein genehmigtes Project an 
der Hand haben mufs, nicht ein generell genehmigtes. Ich bitte 
Sie, dem Antrage zuzuſtimmen und dieſe Worte wegzulaſſen, denn 
ich glaube, die Einwölbung des Krottenbaches iſt ſo nothwendig, 
und die Nothwendigkeit wurde von allen Seiten anerkannt, daſss 
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ein Widerſpruch nicht erhoben werden dürfte. Ich möchte aber bei 
der Gelegenheit um noch etwas bitten. Es iſt ja doch ein Project, 
welches ziemlich viel koſtet und wir haben erſt heute nachmittags 
den Stadtraths-Antrag zugeſchickt bekommen. Ich ſelbſt habe ihn 
erſt um ½1 Uhr erhalten und jetzt wird von dem Detailproject 
geſprochen. Dort iſt ein kleines Blatt Papier und hier ſind einzelne 
Pläne. Es iſt ganz und gar unmöglich, ſich vollſtändig über die 
Sache zu informieren. Wir wollen doch alle abſtimmen und da 
ſollten wir uns eigentlich ſo gut als möglich informieren können. 
Ich will keinen Vorwurf erheben, weil ich glaube, dajs die Sache 
eben ſehr gedrängt hat. Ich habe ſogar gehört, daſs fie erſt heute 
oder geſtern im Stadtrathe referiert wurde, aber ich würde bitten, 
in Zukunft bei derlei Projecten, die doch ein paar hunderttauſend 
Gulden koſten und verſchiedene Herren im Gemeinderathe näher inter— 
eſſieren, uns auch die Möglichkeit zu bieten, uns eingehender mit 
dem Gegenſtande zu befaſſen. (Zuſtimmung rechts.) 


Referent: Ich möchte dem Herrn Vorredner nur bemerken, 
daßs es ſich hier um zweierlei Projecte handelt, das eine iſt ein 
generelles Project, und zwar von der Einmündung des Sulzbaches 
bis zur Ausmündung in den Donaucanal, und dann liegt ein 
Detailproject für eine Strecke vor. Es iſt alſo eigentlich ein 
doppelter Beſchluſs zu faſſen. Sie müſſen dem generellen Projecte 
zuſtimmen, weil man im allgemeinen wiſſen ms, wie das Gefälle 
einzutheilen iſt, denn man kann nicht ein Stück des Bachlaufes 
herausnehmen und darüber ein Detailproject verfaſſen, ſondern es 
muss zuerſt für den ganzen Lauf das generelle Project feſtſtehen, 
dann kann erſt das Detail ausgearbeitet werden. Weiters liegt 
dann das Detailproject für die Strecke 300 m aufwärts vom Noth- 
ſpital bis zur Einmündung bei der Irrenanſtalt vor. Man könnte 
ja das Wort „principiell“ weglaſſen, aber das eine Project iſt 
generell. Der Vorwurf, dafs die Sache zu raſch behandelt wird, 
iſt wohl richtig; aber die Angelegenheit drängt jetzt, es iſt noch 
das waſſerrechtliche Verfahren und die Grundeinlöſungen durchzu— 
führen, und wir müſſen heuer noch anfangen, weil wir ſonſt Gefahr 
laufen, die Subvention des Landtages mit 15.000 fl. als erſte 
Baurate zu verlieren. 


Ich würde alſo die Herren erſuchen, in dieſem Falle nach— 
ſichtig zu fein und dem Antrage zuzuſtimmen. 


Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Der Antrag 
des Stadtrathes nach der vom Herrn Gem.-Rath Roſenſtingl 
beantragten Faſſung würde lauten (liest): 


Es ſei dem vorliegenden Projecte des Stadtbau— 
amtes für die Einwölbung des Krottenbaches im XVIII., 
beziehungsweiſe XIX. Bezirke die Zuſtimmung zu er— 
theilen und das vom Stadtbauamte ausgearbeitete 
Detailproject für die Einwölbung der Strecke des 
Krottenbaches vom Nothſpitale in Ober-Döbling bis 
zum Garten der Döblinger Privat-Irrenauſtalt mit dem 
veranſchlagten Koſtenerforderniſſe von 107.661 fl. 16 kr. 
zu genehmigen. 

Die Worte „generell“ und „im Principe“ ſind wegzulaſſen. 
Die Herren, welche für dieſen Antrag ſtimmen, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Gegen die übrigen Anträge wurde eine Einwendung nicht 
erhoben, ſie ſind daher angenommen. 
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Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei dem vorliegenden Projecte des Stadt— 
bauamtes für die Einwölbung des Krottenbaches im 
XVIII., beziehungsweiſe XIX. Bezirke die Zuſtimmung 
zu ertheilen und das vom Stadtbauamte ausgearbeitete 
Detailproject für die Einwölbung der Strecke des 
Krottenbahes vom Nothſpitale in Ober-Döbling bis 
zum Garten der Döblinger Privat-Irrenanſtalt mit 
dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe von 107.761 fl. 
16 kr. zu genehmigen. 

Dieſer Theil der Einwölbung des Krotteubaches 
ſei noch im heurigen Jahre in Augriff zu nehmen. 

Zu dieſem Behufe ſeien die Verhandlungen mit 
den Grundeigenthümern wegen Überlaſſung der zur 
Einwölbung des Baches erforderlichen Grundtheile 
Ertheilung des 
des 


einzuleiten und ſei ſofort um die 


Conſenſes 
Detailprojectes anzuſuchen. 


20. Referent Gem.-Nath Joſef Müller ad Beilage 176: 

Es handelt ſich um das Anſuchen des Kirchenbau -Vereines 
von St. Laurentius um Reſervierung eines Platzes behufs Er— 
bauung einer Kirche in Breitenſee. Die Gemeinde Breitenſee, reſp. 
die Gemeinde Wien als Rechtsnachfolgerin derſelben, beſitzt in 
Breitenſee einen größeren Grundcomplex zwiſchen der Hauptſtraße 
und Antonsgaſſe einerſeits und der Kendler- und Schmelgzgaſſe 
andererſeits. 

Die Gemeinde Breitenſee hat am 7. October 1890 beſchloſſen, 
dafs ein Theil dieſes Grundes, welcher circa 7330 m? miſst, zum 
Zwecke des Kirchenbaues durch den St. Laurentius-Verein zu 
reſervieren ſei. 

Der Verein hat damals noch nicht ſoviel Geld gehabt, dass 
er die Kirche zum Bau gebracht hätte. Nun iſt derſelbe neuerlich 
an die Gemeinde Wien als Nachfolgerin der Gemeinde Breitenſee 
herangetreten und hat erſucht, man möge ihm dieſen Theil reſer— 
vieren, das heißt den Beſchluſs, welcher von der Gemeinde 
Breitenſee gefajst worden iſt, aufrechterhalten. Die Gemeinde 
Breitenſee hat jedoch damals nur einen Theil von 6000“ reſer⸗ 
viert, das heißt darüber Beſchluſs gefaſst und nicht gejagt, ob 
derſelbe unentgeltlich abzutreten ſei und in welcher Zeit derſelbe 
an den Kirchenbauverein zu übergeben iſt. 

Es hat ſich das Stadtbauamt an den Kirchenbauverein 
gewendet, damit derſelbe einen Plan vorlege, um zu ſehen, wie 
die Kirche daſelbſt ſituiert ſein ſoll, welchen Grundcomplex er 
eigentlich beanſpruche und welcher zu einer günſtigen Verbauung noth- 
wendig iſt. Dieſen Plan hat der Laurentius-Verein vorgelegt und 
es hat ſich herausgeſtellt, dafs mit dem Ausmaß von 6000Jè nicht 
das Auskommen gefunden wird; es iſt vielmehr nöthig, einen 
Theil, welcher hier als „Gaſſe“ ſteht, zu reſervieren und einen Theil 
für den Pfarrhof ebenfalls zu reſervieren, jo daſs ſtatt 600 Oe, 90780 
nothwendig ſind; das iſt derjenige Theil, wo die Kirche, die 
Gaſſe und der Pfarrhof ſtehen, ſiehe Plan. Es iſt weiters geſagt 
worden, dass, nachdem man nicht die Reſervierung in unbeſtimmte 
Zeit hinaus vornehmen kann, ein gewiſſer Zeitraum feſtgeſetzt 
werden ſoll, bis zu welchem die Gemeinde Wien — ich möchte 
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ſagen — im Worte bleibt, und da ſind zehn Jahre fixiert worden. 
Soviel ich aber gehört habe und aus den Acten hervorgeht, hat 
der St. Laurentius⸗Kirchenverein bereits ſoviel Geld, dass er 
vielleicht im nächſten Jahre zum Baue ſchreiten kann. Die 
Gemeinde behält ſich bei dieſem Vertrage vor, daſs fie die 
Gründe während der Zeit, als ſie nicht benützt werden, zu ihren 
Zwecken verwendet, das heißt verpachten kann. 

Es iſt nun nachſtehender Beſchluſs vom Stadtrathe gefasst 
worden, ich erlaube mir, denſelben vorzuleſen und erſuche Sie um 
die Annahme dieſes Antrages. (Liest:) 

Es ſei von der der Gemeinde Wien gehörigen 
Realität Einl.⸗Z. 65 und 66 im XIII. Bezirke, Breiten— 
ſee, die in der vorgelegten Plauſkizze bezeichnete Grund— 
fläche von 3265m? zum Zwecke des Kirchen- und 
Pfarrhofbaues, jedoch nur auf die Dauer von zehn 
Jahren, zu reſervieren, und zwar in der Weiſe, daſs 
der für obige Bauten erforderliche Grund im Falle 
der Erbauung dieſer Kirche unentgeltlich überlaſſen 
wird, daſs jedoch die Gemeinde hiedurch bis dahin in 
keinerlei Weiſe in der Verwendung, eventuell Verpach— 
tung des Grundes behindert werde, und dafs derſelben 
aus dieſer Grundüberlaſſung keinerlei Koſten (Über- 
tragungsgebüren, Niveauregulierungskoſten ꝛc.) er— 
wachſen dürfen. 

Weiters wird bedungen, daſs der Gemeinde Wien 
ſeinerzeit das Project für den Kirchenban zur Geneh— 
migung vorgelegt werde. 

Bürgermeifler: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; ich bitte jene Herren, welche 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich muſs aber hiebei bemerken, dafs hiemit nicht eine Über— 
gabe des Grundes beſchloſſen iſt, ſondern nur die Reſervierung 
desſelben. Sonſt müßte eine qualificierte Majorität vorhanden ſein. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei von der der Gemeinde Wien gehörigen 
Realität Einl.⸗Z. 65 und 66 im XIII. Bezirke, 
Breitenſee, die in der vorgelegten Planſkizze be: 
zeichnete Grundfläche von 3265 m? zum Zwecke des 
Kirchen- und Pfarrhofbaues, jedoch nur auf die Dauer 
von zehn Jahren, zu reſervieren, und zwar in der 
Weiſe, daſs der für obige Bauten erforderliche Grund 
im Falle der Erbauung dieſer Kirche unentgeltlich 
überlaſſen wird, daſs jedoch die Gemeinde hiedurch 
bis dahin in keinerlei Weiſe in der Verwendung, 
eventuell Verpachtung des Grundes behindert werde, 
und daſs derſelben dieſer Grundüberlaſſung 
keinerlei Koſten (Übertragungsgebüren, Niveau— 
regulierungskoſten ꝛc.) erwachſen dürfen. 

Weiters wird bedungen, daſs der Gemeinde 
Wien ſeinerzeit das Project für den Kirchenbau zur 
Genehmigung vorgelegt werde. 

21. Neferent Gem.-Rath Joſef Müller: Ich habe noch 
einen Act hier, und zwar ſteht er auf der Tagesordnung unter 
der Zahl 6029. Er betrifft die Niveaubeſtimmung für Einlage— 
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Zahl 733 in Ottakring, Ganſterer- und Wagnergaſſe, Wagner- 
und Wichtlgaſſe, Wichtl⸗ und Degengaſſe. Es iſt für dieſen Theil 
in Ottakring, welcher bereits vollkommen verbaut iſt, die Baulinie 
beſtimmt, jedoch find die Niveaubeſtimmungen an den Kreuzungs— 
punkten nicht von Seiten der Statthalterei vorgenommen worden. 
Nachdem nun ein Hauseigenthümer bei einem Grunde um die 
Baulinien- und Niveaubeſtimmung eingekommen iſt, jo muss nach— 
träglich dieſes Niveau, welches ſeinerzeit nicht beſtimmt wurde, 
nunmehr beſtimmt werden. Die Niveaux ſind derart gewählt, 
das fie ſich vollkommen der jetzigen Straße anſchließen, und wie 
die geehrten Herren ſehen, ſo ſind die blauen Cöôten diejenigen, 
welche genehmigt werden ſollen, die ſchwarzen Cöten diejenigen, 
welche bereits beſtehen. Es ſind nur ganz kleine Differenzen, 
welche bezwecken, ein gleichmäßiges Gefälle herzuſtellen. 

Es iſt diesbezüglich weiter keine Bemerkung zu machen, als 
dass ſich die Nivenucöte vollkommen an das jetzige Terrain anſchließt. 
Ich erſuche Sie daher um Zuſtimmung zu dem vom Stadtrathe 
diesbezüglich gefajsten Antrage: 

Die Genehmigung des Niveaus, und zwar: 
53.52 m Kreuzung der Ganſterer- und Wagnergaſſe; 
56 720 m 1 „ Wagner: und Wichtlgaſſz; 
58.00 l m N „ Wichtl⸗ und Degengaſſe. 


Dürgermeifter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Für die Einl.⸗Z. 733 in Ottakring ſei das 
Niveau ſo zu beſtimmen, daſs die Kreuzung der 
Ganſterer- und Wagnergaſſe mit 53.52 m, die 
Kreuzung der Wagner- und Wichtlgaſſe mit 56-720 m 
und die Kreuzung der Wichtl- und Degengaſſe mit 
58.000 m feſtgeſtellt werde. 


22. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Zahl 189. Es 
handelt ſich um einen Baublock in Rudolfsheim Einl.⸗Z. 601 bis 
620 und 1115, und zwar um denjenigen Baublock, der vor dem 
Eliſabeth⸗Spital gelegen iſt. Derſelbe war früher Eigenthum der 
Gemeinde und iſt übergegangen in das Eigenthum des Spital— 
fondes. Es hat ſeinerzeit die Gemeinde die beſtimmten Baulinien 
für den ganzen Block dahin abgeändert, dafs fie eine Straße durch 
dieſen Baublock geführt hat, weil der Gemeinderath damals die 
Abſicht hatte, dieſen Baublock verbauen zu laſſen, und es günſtiger 
ſchien, daſs eine Straße durchgeht, um eine beſſere Verwertung 
zu erzielen. | 

Nachdem aber der Spitalsfond dieſen Baublock vorläufig 
nicht zu verbauen, ſondern einen Garten herzuſtellen gedenkt, 
ſo iſt der Spitalsfond an die Gemeinde herangetreten mit dem 
Erſuchen um neuerliche Beſtimmung der Baulinie. Es iſt daher 
die Straße, welche mitten durch den Baublock gehend projectiert 
und nur mit 12 m Breite beſtimmt war, gegenſtandslos, und da 
es nicht im Intereſſe der Gemeinde und im Intereſſe des Fondes 
gelegen iſt, daſs dieſe Straße durchgeführt wird, ſo könnte dieſelbe 
ausfallen, und wäre jene Baulinie, die ſeinerzeit von der Bezirks— 
hauptmannſchaft genehmigt worden ißt, wieder aufzunehmen, was 
in dem vom Stadtrathe geſtellten Antrage, den ich mir erlauben 
werde zu verleſen, Ihnen zur Genehmigung empfohlen wird. 
(Liest: 
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Die mit Erlass des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 15. Februar 1890, 3. 20518, genehmigte Um: 
parcellierung der Baugruppe IV, Grundb.-Einl.-Z. 601 
bis 620 und 1115, Cat.-Parc. 1280 bis 1289, 1293 
bis 1304 und 666/8, 9, 10 im XIV. Bezirke Rudolfs— 
heim aufzulaſſen und ſonach für dieſen Baublock die 
mit den Erläſſen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 14. September 1871, Z. 9143, und vom 13. Juni 
1888, 3. 4793, genehmigten Baulinien, und zwar in 
der Goldſchlagſtraße mit einer Straßenbreite von 100 — 
18965 m die Linie a b, in der Huglgaſſe bei einer 
Straßenbreite von 80 = 15-172 m die Linie bee, in 
der Felberſtraße bei einer Straßenbreite von 10° — 
18-965 m die Linie od und in der Hollochergaſſe bei 
einer Straßenbreite von 8“ = 155172 m die Linie da 
inkraft treten zu laſſen. 


Ich erſuche um Ihre geneigte Zuſtimmung. (Keine Ein— 
wendung.) Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
Die mit Erlaſs des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 15. Februar 1890, 3. 20518, ge— 


nehmigte Umparcellierung der Baugruppe IV, Orundb.- 
Einl.⸗Z. 601 bis 620 und 1115, Cat.⸗Parc. 1280 
bis 1289, 1293 bis 1304 und 666/8, 9, 10, im XIV. Be— 
zirke Rudolfsheim aufzulaſſen und ſonach für dieſen 
Baublock die mit den Erläſſen des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 14. September 1871, Z. 9143, und 
vom 13. Juni 1888, Z. 4793, genehmigten Baulinien, 
und zwar in der Goldſchlagſtraße mit einer Straßen- 
breite von 10° — 18965 m die Linie ab, in der 
Huglgaſſe bei einer Straßenbreite von 8“ — 15˙172 m 
die Linie b e, in der Felberſtraße bei einer Straßen— 
breite von 10“ -= 18965 m die Linie cd und in der 
Hollochergaſſe bei einer Straßenbreite von 
80 = 15172 m die Linie da inkraft treten zu 
laſſen. 

23. Bürgermeifler: Ich erſuche Herrn Gem.-Rath Dr. 
Vogler zum Referate; wir ſetzen die Debatte fort, betreffend das 
Gutachten über die Regierungsvorlage wegen der allgemeinen Er— 
werbſteuer und des Erwerbſteuertarifes. 

Das Wort für die Vorlage hat Herr Gem.-Rath Dr. 
Nechansky. 

Gem.-Nath Dr. Nehansky: Im Principe wurden die 
vorgelegten Reformgeſetze von allen Seiten mit Genugthuung 
begrüßt. Ich habe keinen Grund, einen anderen Standpunkt ein- 
zunehmen, denn wenigſtens iſt dieſe Frage wieder in Fluſs gekommen, 
und hoffentlich findet fie diesmal auch den Abſchlußs. Wir können 
in Oſterreich leider die Bemerkung machen, daſs die Reform- 
beſtrebungen in den verſchiedenſten Gebieten nur ſehr langſam 
ihre Verwirklichung finden. Wir warten jahrzehntelang auf ein 
neues Strafgeſetz, wir warten jahrzehntelang auf einen neuen Civil⸗ 
proceſs, mehrere Vorlagen ſind ſchon vor das Parlament gekommen, 


berathen worden, von Gelehrten nach jeder Seite hin unterſucht 
und begutachtet worden, und doch hat dies noch zu keinem Reſultate 
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geführt. Es iſt fraglich, ob auch die jetzt ſchwebenden Verhand— 
lungen im Strafrechts-Ausſchuſſe zu einem Reſultate führen werden. 

Nun kommt die Regierung wieder mit einer Steuerreform— 
Vorlage. Ich hoffe, dass bei dieſer Gelegenheit das öſterreichiſche 
Volk den Conſervativismus, der nun einmal tief in ihm ſteckt, 
überwinden und nicht zurückſcheuen wird, auf etwas Neues, 
auf neue Ideen einzugehen, wenn ſie auch vielleicht eine gewiſſe 
Gefahr in ſich ſchließen. Der Conſervativismus lehnt ſich immer 
gegen das Neue auf, weil er von dem Gedanken durchdrungen iſt, 
mir iſt das Alte lieber, das ich ſchon kenne, als das Neue, das 
mich in unbekannte Länder führen kann. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus ſchließe ich mich den Außerungen aller derjenigen, die bisher 
geſprochen haben, an und begrüße die Vorlage dieſer Reform von 
Seite der Regierung mit Genugthuung. 

Die Hauptprincipien, welche ſpeciell das Geſetz über die 
Erwerbſteuer in ſich ſchließt, ſind bereits vom Herrn Referenten 
ſowohl als von den Vorrednern hervorgehoben worden, es ſind 
das die Contingeutierung, die Herbeiziehung der Steuerzahler in 
die Steuercommiſſionen, und es iſt ferner ein neuer Tarif. 
Aber dieſe drei neuen Principien bilden auch die drei wunden 
Punkte der Geſetzesvorlage, und mit einem richtigen Inſtincte ſind 
in dieſe drei Wunden der Geſetzesvorlage bereits die Finger hinein— 
gelegt worden. 

Das Idealſte wäre, wenn man nach Beſtimmung des Con- 
tingents einfach die Repartition den Steuerträgern überlaſſen 
würde. 

Die Regierungsvorlage erkennt ſelbſt an, dass dies das 
idealſte und ſchönſte Ziel wäre, welches man anzuſtreben hätte; 
aber es ſcheint im Schoße der Regierung die Meinung zu beſtehen, 
dajs die Anwendung und Verwirklichung dieſes Grundſatzes in 
Oſterreich nach traditionellen Verhältniſſen nicht möglich iſt, und 
daher hat ſie ſich entſchloſſen, eine Form zu finden, bei welcher 
die Contingentierung und die Repartition verbunden wurden mit 
einem ſogenannten elaſtiſchen Tarif. 

Bezüglich der Contingentierung ſind bereits vom Standpunkte 
des Wiener Steuerträgers berechtigte Bedenken geltend gemacht 
worden. Es iſt darauf hingewieſen worden, dass die Erwerbſteuer— 
ſumme, welche in Wien gezahlt wird, eine zu hohe iſt, und daſßs 
die Gefahr beſteht, dass, falls dieſe Erwerbſteuerſumme als Grund— 
lage genommen wird, das Unrecht, welches Wien geſchieht, ſtabili— 
ſiert wird. 

Ich glaube, dass darüber wohl eine Einhelligkeit der Mei— 
nungen beſtehen wird. Ich möchte aber bei dieſer Gelegenheit nur 
den Wunſch ausſprechen und werde auch einen diesbezüglichen 
Antrag ſtellen, daſs der Ausdruck dieſer Anſchauung nicht in einer 
ſo zahmen Weiſe gegeben wird, wie es in dem Gutachten 
geſchieht. In dem Gutachten wird in einer ſehr milden und 
zarten Form geſagt, der Gemeinderath glaube nur eine Pflicht zu 
erfüllen, indem er darauf aufmerkſam macht; er ſpricht nur einen 
Wunſch aus ꝛc. Ich bin der Meinung, dafs wir auf die Abſchaffung 
dieſes Unrechtes in einer energiſcheren Weiſe dringen und dajs wir 
Worte wählen müſſen, die unſeren Anſchauungen auch den ent- 
ſprechenden Ausdruck geben (Bravo! rechts), und ich würde daher 
beantragen, das dieſer Abſatz nicht von einem Wunſche, ſondern 
von einer dringenden Bitte, von einem Begehren ſprechen und 
alſo lauten möge: „Der Gemeinderath hält ſich für 
verpflichtet, den fortwährenden Klagen der hie— 
ſigen Bevölkerung über den Steuerdruck aus dem 


2510 


ANNA. —ä— — u u — — 


vorliegenden Anlaſſe zu dem Zwecke Ausdruck zu 
geben, damit die bisherige Überbürdung nicht in 
dem Rahmen der neuen Steuergeſetze zu einer für 
alle Zeit feſtſtehenden und unabänderlichen In— 
ſtitution werde, und er hält es für nothwendig, 
nach dem Geſetze der Billigkeit und Gerechtigkeit die 
dringende Bitte auszuſprechen, daſs bei der Berechnung 
des erſten Erwerbſteuer-Contingentes für den Veran— 
lagungsbezirk der Stadt Wien ein der bisherigen ver 
hältnismäßigen Mehrbelaſtung dieſer Stadt angemeſſener 
Abſchlag an der laufenden Jahresſchuldigkeit im Wege 
der Geſetzgebung eingeräumt werden möge «. 

Dass dieſes Begehren ein berechtigtes iſt, lehrt ja ein Einblick 
in die ſtatiſtiſchen Ausweiſe. Wir ſehen darin auf der einen Seite, 
welche großen Beträge von Steuerrückſtänden am Ende eines 
jeden Jahres vorhanden ſind; ſie gehen bis zu 50 Percent der 
Steuerſchuldigkeit. Wir ſehen auch auf der anderen Seite, welche 
namhaften Beträge in der alljährlichen Schuldigkeit abgeſchrieben 
werden müſſen; es geht dies bis 10 Percent. Wenn man dieſe 
Umſtände betrachtet, muſs man wohl zum Schluſſe kommen, dafs 
dieſe Gelegenheit die richtige iſt, die Regierung darauf aufmerkſam 
zu machen, daſs den Wiener Steuerträgern und insbeſondere den 
Wiener Erwerbſteuerträgern gegenüber ein Unrecht beſteht, welches 
bei dieſer Gelegenheit abzuſchaffen und nicht zu ſtabiliſieren iſt. 

Es iſt weiterhin ſchon darauf hingewieſen worden, dass der 
Steigerungspercentſatz von 2˙4 Percent auch ein vollkommen un⸗ 
gerechtfertigter ift, und das auch hier eine Mäßigung platzzugreifen 
habe. Allerdings muſßs ich mich dieſem Gedanken gegenüber etwas 
ſkeptiſch verhalten; ich glaube nicht, daſs die Regierung darauf 
eingehen und das Unrecht einſehen wird, welches bei Feſtſetzung 
dieſes Percentſatzes, insbeſondere wieder Wien gegenüber, begangen 
wird. Denn wer auch hier in die ſtatiſtiſchen Ausweiſe blickt, wird 
daraus entnehmen, das für Wien dieſer Zuwachs ſicherlich nicht gilt, 
möge er auch für das ganze Reich gelten. Es geſchieht alſo Wien 
gegenüber ein doppeltes Unrecht: es wird eine Erwerbſteuer-Haupt⸗ 
ſumme angenommen, welche den Verhältniſſen nicht entſpricht, und 
ein Steigerungspercent, welches wieder den Wiener Verhältniſſen 
nicht entſpricht. Dafür wird Wien das Vergnügen haben, eine 
eigene Ortscaſſa zu bilden und eine höhere Grundtaxe zu zahlen 
als andere Städte. Ich glaube, dass der Gemeinderath der richtige 
Ort iſt, dieſe Bedenken, welche gegen die Vorlage beſtehen, in 
der energiſcheſten und ſchärfſten Weiſe zum Ausdrucke zu bringen. 

Die zweite Neuerung, welche eingeführt wird, iſt die Steuer— 
commiſſion. Es ſollen dadurch die Steuerträger ſelbſt zum Amte 
der Bemeſſung der Steuer herangezogen werden. Da mußs ich nun 
meine Anſchauung ganz offen ausſprechen, daſs ich die Beſtimmung 
des Geſetzes über die Zuſammenſetzung der Steuercommiſſion 
geradezu für abſurd halte. 

Ich bin der Überzeugung, dafs bei einer Zuſammenſetzung 
der Steuercommiſſion in einer Weiſe, wie ſie das Geſetz plant, 
unmöglich der Zweck erreicht wird, den das Geſetz will. Wie ſetzt 
das Geſetz dieſe Steuercommiſſion zuſammen? Die Hälfte ſoll aus 
den Steuerträgern in directer Weiſe gewählt werden. Ein Viertel 
aus der Handels- und Gewerbekammer, ein Viertel ernennt der 
Finanzminiſter und den Vorſitzenden ernennt wieder der Finanz— 
miniſter. Nun, nach den jetzigen Verhältniſſen — aber ich glaube, dafs 
in dieſer Beziehung auch in ſpäterer Zeit die Verhältniſſe ſich nicht 
ändern werden — iſt klar, daßs die Hälfte der Steuercommiſſion 
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aus den niedrigſten Steuerzahlern zuſammengeſetzt wird, weil dieſe 
das numeriſche Übergewicht bilden. Davon kann ſich jeder durch 
Einblick in die ſtatiſtiſchen Ausweiſe überzeugen. Es ſind in Wien 
circa 55.000 Erwerbſteuerpflichtige. Davon zahlen 5 und 10 fl. 
41.000. Dieſe 41.000 zahlen aber zuſammen Erwerbſteuer circa 
588.000 fl. und der Reſt von 14.000 zahlt zuſammen circa 
1,900.000 fl. und dieſe 1,900.000 fl. werden natürlich, wenn man 
die Stimmen nur zählt, überſtimmt von jenen, die nur 588.000 fl. 
zahlen. Alſo, das Ergebnis einer ſolchen Wahl — ich kann keinen 
anderen Ausdruck gebrauchen — iſt ein unmögliches, ein abſurdes. 
Ich glaube überhaupt nicht, daßs dieſe Steuercommiſſion gebildet 
werden kann durch directe Wahl der Steuerträger. In dieſer 
Beziehung zufälligerweiſe ſtimme ich mit dem Gedanken des 
Herrn Gem.-Rathes Jedliséka überein. In dieſer Steuercom— 
miſſion müſſen doch Leute ſitzen, die die Verhältniſſe ihrer Gewerbe 
kennen. Wenn die Wahlen einfach direct durchgeführt werden, wie 
es von der Regierungsvorlage gedacht wird, dann iſt ja kein 
Zweifel, daſs dieſe Wahl ebenſo das Spiel des politiſchen Lebens 
ſein wird, wie wir jetzt ſehen, daſs jede Wahl es iſt. (Zuſtimmung.) 
Alſo, was werden wir in die Steuercommiſſion bekommen? Den— 
jenigen, der, je nachdem die eine oder andere Richtung überwiegt, 
liberal oder antiliberal, Antiſemit oder Philoſemit iſt, der wird 
gewählt. (Zuſtimmung.) Ob er es verſteht, darnach wird wahr— 
ſcheinlich ebenſowenig gefragt, als jetzt bei der Wahl, ob der 
Mann etwas taugt, ſondern es wird nur nach ſeiner allgemeinen 
politiſchen Richtung gefragt. 

Wenn dies auch bei anderen Wahlen nicht gerade zum größten 
Unglück ausſchlagen mus, jo würde es in dieſem Falle zum Un: 
glück ausſchlagen, weil in die Steuercommiſſion ſtatt des ſachlichen 
Standpunktes wieder der politiſche Kampf getragen würde, und 
die Hineintragung des politiſchen Kampfes in die Steuercommiſſion 
könnte ich nicht anders denn als ein Unglück betrachten. Ich glaube 
daher, daſs die Regierung und das Parlament auf ein ganz anderes 
Princip denken muſs. Ich ſelbſt bin nicht Geſetzgeber, ich will 
auch nicht hier einen beſtimmten Vorſchlag machen und will nur 
einen Gedanken ausſprechen. Ich glaube auch nicht, daſs es Sache 
des Gemeinderathes wäre, einen beſtimmten Vorſchlag in dieſer 
Richtung zu machen. Ich glaube, dafs ich als Princip hier aus— 
ſprechen kann: die Steuercommiſſion ſoll jo zuſammengeſetzt fein, 
daſs Fachgruppen ihre Vertretung finden. Nach Fachgruppen, 
nach Wahlgruppen ſoll hineingewählt werden und dieſe Wahl— 
gruppen ſollen jo zuſammengeſetzt werden, dafs das Hauptziel erreicht 
wird, dass in dieſer Steuercommiſſion Leute ſitzen, die die einzelnen 
Gewerbsverhältniſſe dieſer Fachgruppen genau kennen; dann wird 
eine gerechte, vernünftige Steuerbemeſſung möglich ſein. Würde die 
Steuercommiſſion ſo zuſammengeſetzt ſein, wie es das Geſetz plant, 
ſo iſt es nach den jetzigen und wahrſcheinlich auch nach den 
künftigen Verhältniſſen auf der Hand liegend, das wieder die 
fiscaliſchen Beamten den Ausſchlag geben. Denn die Hälfte, welche 
direct gewählt wird, wird wahrſcheinlich kaum mit dem Viertel 
gehen, welches aus der Handelskammer gewählt iſt. (Ruf links: 
Das glaube ich auch!) Jetzt haben wir die Hälfte; das iſt noch 
nicht die Majorität. Das Viertel aus der Handelskammer kann. 
man nicht dazuſchlagen; alſo wer wird die Entſcheidung geben? 
Das Viertel, welches der Finanzminiſter erwählt und beſtimmt! 
Und aus welchen Männern wird der Finanzminiſter die Mitglieder 
der Steuercommiſſion nehmen? Aus den Finanzbeamten, den 
Steuerbeamten und da wird, wenn dieſe zwei ſtreiten, der Fiscus 
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natürlich nach dem alten Sprichworte: „Duobus litigantibus tertius 
gaudet!“ ſich freuen und ſich wahrſcheinlich auf Seite desjenigen 
ſchlagen, der mehr beantragt. (Richtig.) 

Ich halte alſo die Zuſammenſetzung der Steuercommiſſion in 
dieſer Form für unmöglich. Es iſt allerdings ſehr ſchwer, in dieſer 
Richtung an dem Gutachten etwas zu ändern. Es hat bereits 
Herr Collega Wünſch einen ſehr zweckmäßigen Zuſatz gemacht, 
wie in poſitiver Weiſe eine Anderung möglich wäre, aber ich 
getraue mich — aufrichtig geſtanden — nicht, einen Zuſatz zu 
beantragen, ſondern glaube, daſs vielleicht der richtige Gedanke 
aus dem Gutachten einzelner Genoſſenſchaften zu Ohren 
des Steuerausſchuſſes und des Parlaments gelangen wird, in 
welcher Weiſe die Steuercommiſſion zuſammenzuſetzen iſt, damit 
fie ihren Zweck erfülle. Dieſe Commiſſion muss umſo ſorgfältiger 
zuſammengeſetzt werden, als ſie eigentlich der Angelpunkt des neuen 
Geſetzes iſt. Iſt die Steuercommiſſion gut, ſo wird auch das Geſetz 
gut angewendet werden; wird ſie ſchlecht ſein, ſo wird auch das 
Geſetz zum Unheil. Die Steuercomiſſion hat die größte Macht- 


vollkommenheit, ſie wendet dieſen ſo complicierten Tarif an, von 


dem ich auch nicht hoffe, daſs er in dieſer Form Geſetz werden 
wird; ſie beſtimmt die einzelnen Grundtaxen, die Steuerbefreiungen, 
ſie beſtimmt, ob ein Hilfsarbeiter ganz oder halb zu rechnen iſt, 
kurz, ſie ſoll erſt das ganze Geſetz ins Leben rufen. 

Es wäre daher ſehr wünſchenswert, daj8 dieſe Commiſſion 
eine Verſammlung von lauter Solons wäre, um dieſe Arbeit 
richtig zu löſen. Nun, wir dürfen als Menſchen an unſere Mit⸗ 
menſchen nicht immer die höchſten Anforderungen ſtellen, aber 
wenigſtens ſoll die Commiſſion fo zuſammengeſetzt ſein, dafs fie 
ihre wichtigen Rechte in der möglichſt beſten Weiſe ausübt. 

Ich habe auch ſchon eine dritte Neuerung, welche dieſes Geſetz 
enthält, erwähnt, nämlich den ſogenannten elaſtiſchen Tarif. 
Der Tarif iſt ſehr elaſtiſch, aber hat nur den einen Fehler, dafs 
die Minimalgrenze nicht auch elaſtiſch iſt, ſondern nur die 
Maximalgrenze. Hinauf kann ſehr gut geſtiegen werden, noch über 
den Tarif hinaus, es wäre alſo wünſchenswert, daſs der Tarif 
auch nach abwärts elaſtiſch wäre. 

So wie dieſer Tarif vorliegt, iſt er ſicherlich das Ergebnis 
ungeheueren Fleißes. Ich mufs ſagen, ich habe dieſen Tarif mit 
Bewunderung durchgeleſen, denn er hat mich belehrt, mit welchen 
Detailarbeiten ſich die Einzelnen beſchäftigen können. Ich konnte 
ſogar manchmal ein Lächeln nicht unterdrücken, wie ich geleſen 
habe, dafs die Erzeugung dieſes oder jenes Gegenſtandes ein 
eigenes Gewerbe bilden könne, und dass z. B. die Bierdrud- 
apparate⸗Reparateure als eigene Gewerbsleute betrachtet werden 
können. Das war mir bisher unbekannt. 


Ich will dieſen Gedanken nicht weiter entwickeln, das eine iſt 
richtig und iſt auch ſchon von anderen Rednern erwähnt worden; 
dieſer Tarif iſt ſehr fleißig gearbeitet, ja er iſt zu fleißig gearbeitet, 
d. h. er iſt zu ſehr ſpecialiſiert, und damit iſt er auf einen falſchen 
Weg gekommen. Es wäre viel richtiger, allerdings noch viel ſchwie⸗ 
riger und das Ergebnis eines noch größeren Fleißes und Studiums 
geweſen, wenn der Betreffende, der dieſen Tarif gearbeitet hat, ſich 
die Mühe genommen hätte, die Gewerbe zuſammenzufaſſen, ſyn⸗ 
thetiſch vorzugehen, nicht analytiſch die menſchliche Arbeit in die 
einzelnen kleinſten Details aufzulöſen, ſondern zuſammenzufaſſen 
(Rufe rechts: Sehr richtig!), dadurch würde der Tarif ein viel 
überſichtlicherer, aber auch die Anwendung eine leichtere ſein. 
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Ich weiß nicht, wie ſich in Wirklichkeit die Anwendung des 
Tarifes eigentlich ſtellt bei dem Grundſatze des Geſetzes, daßs jeder 
für jeden Erwerb eine Extraſteuer zahlen ſoll. Ich weiß nicht, 
wie es möglich iſt bei gewiſſen Gewerben, z. B. bei der Fabri⸗ 
cation der verſchiedenen Sorten von Knöpfen, welche aufgezählt 
ſind, zu trennen, wenn einer Sammtknöpfe, Seidenknöpfe, Tuch⸗ 
knöpfe, Holzknöpfe macht, das iſt nämlich alles ſpecialiſiert. Aller⸗ 
dings enthält das Geſetz eine Beſtimmung darüber, aber die An⸗ 
wendung dieſer Beſtimmung wird meines Erachtens der künftigen 
Steuercommiſſion, wenn ſie auch in der Weiſe zuſammengeſetzt iſt, 
wie ich wünſche, ſehr viel Kopfzerbrechen machen. 

Alſo dieſer Tarif iſt meines Erachtens viel zu ſehr ins 
einzelne gegangen, er hätte die Gruppen zuſammenfaſſen ſollen, 
und es iſt mit Recht von einem Vorredner auf die Einfachheit 


des preußiſchen Erwerbſteuertarifes hingewieſen worden; in welcher 


Weiſe dieſer Tarif den Erwerbſteuerpflichtigen wirklich unter die 
Arme greifen wird, das weiß ich nicht, das iſt noch eine terra 
incognita. 

Allerdings hat die Regierung in dem Motivenberichte geſagt, 
daſs fie Probeberechnungen, zahlloſe Probeberechnungen anſtellen 
ließ, und iſt zu dem Reſultate gekommen, dass die jetzigen Steuer- 
contingente dann gedeckt werden können, wenn die Steuercommiſſion 


beiläufig den Mittelſatz mit einem Unterſchlage von 15 Percent 
zur Anwendung bringt. 


Im allgemeinen könnten wir rechnen, 
daſs das Reſultierende der Mittelſatz zwiſchen der geringſten und 
höchſten Grundtaxe fein wird. 

Wie ſich das aber in Wirklichkeit ſtellen wird, das lässt ſich 
noch nicht ſagen. Ob den Erwerbſteuerpflichtigen und den Erwerb— 
ſteuerzahlern eine Erleichterung zufließen wird? Ich will es hoffen, 
die Regierung ſtellte es wenigſtens in Ausſicht. Der Gedanke, 
welchen die Regierung ausgeſprochen hat und der in den Motiven 
weitläufig behandelt wird, iſt ein ſehr ſchöner, löblicher, aber auf— 
richtig geſtanden, ich habe mich auf die Worte Virgils erinnert: 
„Timeo Danaos et dona ferentes“ — ich fürchte die Regierung, auch 
wenn ſie uns Geſchenke entgegenbringt. Ich glaube im großen 
und ganzen, mindeſtens was die Erwerbiteuer anbetrifft, dass eine 
weſentliche Erleichterung bezüglich der Erwerbſteuerzahlung nicht 
eintritt; für gewiſſe Claſſen vielleicht, für gewiſſe Claſſen aber wird 
eine bedeutende Belaſtung eintreten. 

Ich möchte bei dieſer Gelegenheit aber auch auf eines auf— 
merkſam machen. Es wird ſehr viel im Motivenberichte davon 
geſprochen, daßs die Mehrerträgniſſe dieſer neuen Steuer verwendet 
werden ſollen zu Nachläſſen. Ich glaube, dass die Regierung dabei 
den geheimen Gedanken hat: bei dieſer Gelegenheit werde ich heraus— 
bekommen, was ich alles noch von meinen Steuerträgern einſacken 
könnte, was ich alles herausbekommen könnte. Das wird gleichſam 
eine Probebelaſtung ſein, welche die Regierung anſtellt. Allerdings 


wird ſie vorläufig einen Theil nachlaſſen, wenn ſie aber Geld 


braucht, wird nichts mehr nachgelaſſen werden. Sie wird fagen: 


Eigentlich können ſie ſoviel zahlen, ſo ſollen ſie es auch zahlen. 


Nach zwei Jahren ſoll der Tarif geändert werden, und zwar 
nach den Ergebniſſen dieſer zwei Jahre. Es ſoll dann auch dieſer 
Nachlaſs fixiert werden, aber etwas wird bleiben, das Mehrerträgnis 
der Einkommenſteuer. 

Das Mehrerträgnis an Einkommenſteuer aus dem wachſenden 
Einkommen wird der bleibende Nutzen der Regierung ſein, und ich 
möchte daher ſchon jetzt die noch nicht beſtehenden Steuercom— 
miſſionen darauf aufmerkſam machen, dafs fie aus dieſem Grunde 
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einen Anlaſs haben, in den Bemeſſungen ſehr vorſichtig zu fein 
und lieber auf den Nachlaſs zu verzichten, als das Einkommen 
und das Erträgnis zu hoch zu bemeſſen. 

Als das Ideal, der leitende Gedanke dieſer Steuerreform iſt 
die Hebung der Steuermoral ausgeſprochen. Es iſt die Klage der 
Regierung, des Fiscus, über den Mangel einer Steuermoral in 
Oſterreich nicht unberechtigt, aber ich möchte hier gleich hinzu⸗ 
fügen, ebenſowenig unberechtigt iſt die Klage der Steuerträger 
gegenüber Unbilligkeit und Härte des Fiscus. Das iſt ein gegen⸗ 
ſeitiger Kampf, der ſich im Lauf der Jahrzehnte herausgebildet hat. 

Ich möchte faſt ſagen, der Fiscus hat angefangen. (Rufe: 
So iſt es!) Ich würde daher auch wünſchen, dafs in Zukunft der 
Fiscus, wenn die Steuermoral ſich gebeſſert hat, auch die Grund— 
ſätze der Billigkeit und Gerechtigkeit walten laſſe. Ich möchte 
wünſchen, dass in dieſer Art das Bewufstjein in alle hineinkomme, 
welches die indiſche Moral in den Worten ausdrückt: „tat twam 
asi“, d. h. „Dies biſt du“. 

Die Steuerträger ſind der Staat, und der Staat iſt die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Steuerträger. Es ſoll das Bewuſstſein in die 
Steuerträger kommen, dass das Geld, was fie zahlen, fie ihren 
eigenen Bedürfniſſen zahlen, aber auch der Staat muſs das Be⸗ 
wuſstſein haben, daſs das Geld, welches er nimmt, einzelnen 
Perſonen genommen wird, die in der Geſammtheit den Staat bilden. 

Es ſollen dieſe zwei Elemente ſich nicht feindlich gegenüber⸗ 
ſtehen. Wenn auf einer Seite die Steuerträger ehrlich und redlich 
vorgehen werden, wie ſie es ſollen, und auf der anderen Seite 
auch der Fiscus die Grundſätze der Gerechtigkeit und Billigkeit 
anwenden wird, wie er es ſoll, dann wird die Harmonie her— 
geſtellt ſein welche alle wünſchen. (Beifall und Händeklatſchen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter den 
Vorſitz.) 

Gem.-Rath Dr. Cueger: Meine Herren! Da ich Gelegenheit 
habe, über die Steuervorlage des Finanzminiſters auch an anderem 
Orte eventuell zu ſprechen, ſo war ich urſprünglich entſchloſſen, hier im 
Wiener Gemeinderathe in der Angelegenheit nicht das Wort zu er⸗ 
greifen. Die Ausführung des Herrn Gem.⸗Rathes Wünſch hat 
mich jedoch förmlich moraliſch gezwungen, zu dieſem Gegenſtande 
hier zu ſprechen, um einen Beichlufs, der möglicherweiſe gefaſst 
werden könnte, zu vereiteln, einen Beſchluſs, von dem ich glaube, 
daſs er nicht im Intereſſe jener Wählerclaſſen gelegen if, welche 
mich hieher geſandt hat. 

Bevor ich auf den Gegenſtand eingehe, erlauben Sie mir 
einige Vorbemerkungen. 

Ich habe wirklich gedacht, daßs dieſe Frage vom Gemeinde— 
rathe nicht bloß auf Grund eines Referates des Stadtrathes 
erledigt werden wird, ſondern, dafs ſelbſt im Schoße der Majorität 
ſich einer oder der andere finden wird, der den Antrag ftellt, dieſe 
Angelegenheit einem vom Gemeinderathe zu erwählenden Ausſchuſſe zu⸗ 
zuweiſen, und warum meine Herren? Der Stadtrath iſt mit Arbeiten 
jo überbürdet, daſs es ganz und gar unmöglich iſt, daſs ſämmt— 
liche Mitglieder des Stadtrathes die Steuervorlage des Finanz⸗ 
miniſters ſammt Beilagen geleſen haben können. 

Es iſt das unmöglich, ſie haben es nicht leſen können, und 
ſie haben es noch viel weniger ſtudieren können. Ein ſolcher 
Gegenſtand hätte einem beſonderen Ausſchuſſe zugewieſen werden 
ſollen, deſſen Mitglieder ſich ausſchließlich mit dieſem Gegenſtande 
beſchäftigt hätten und in der Lage geweſen wären, uns auch cor- 


übernimmt 


Claſſe der Bevölkerung geſprochen, beide; 
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rectere Anträge zu ſtellen, als diejenigen ſind, welche von Seite 
des Stadtrathes geſtellt werden. 

Es iſt geſchehen, und ich als Führer der Minorität, wie die 
Herren mich immer nennen, fühle mich gar nicht veranlaſst, einen 
ſolchen Antrag zu ſtellen, weil ich weiß, dafs er von vornherein 
ausſichtslos iſt. Sie müſſen auch verantworten, welche Beſchlüſſe 
Sie faſſen werden, und wir wollen Sie in Ihrem Beginnen weiter 
nicht ſtören. 

Auch in unſeren Kreiſen ſind die Vorlagen des Finanzminiſters 
von dem größten Theile mit außerordentlicher Freude begrüßt 
worden, man erwartet, daſs, wenn eine Steuerreform durchgeht, 
eine Beſſerung der Verhältniſſe eintritt. — Mag ſein! Aber ich 
gehöre zu jenen, welche miſstrauiſch find, und wenn Sie die Güte 
haben werden, ſich den Erwerbſteuertarif genau durchzuleſen, ſo 
werden Sie finden, daſs meine Anſchauung begründet iſt, welche 
dahin geht, dass eine Erleichterung der Kleinen — vielleicht der 
Kleinen — aber gerade der mittleren Geſchäftsleute, bei welchen 
die Steuererleichterung am allernothwendigſten iſt, nicht eintreten 
wird, ſondern vielleicht das Gegentheil eintreten wird, und ich 
hätte, aufrichtig gejagt, gewünſcht, daſs in den Anträgen des 
Stadtrathes dieſer Punkt mit viel größerer Schärfe hervorgehoben 
werde, als es wirklich geſchieht. Es iſt aber — ich mußs es 
offen ſagen — unmöglich, alle Einzelheiten hier durchzuſprechen, 
wir haben nicht die Zeit dazu, wir haben auch nicht die Gelegen⸗ 
heit, ja es fehlt uns auch jenes Materiale, welches nothwendig 
iſt, um ſich wirklich in jedem einzelnen Falle ein Urtheil zu bilden. 

Nun komme ich auf den Punkt, wegen deſſen ich mich zum 
Worte gemeldet habe. Bevor ich aber auf den Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Wünſch eingehe, mujs ich mich mit dem zweiten 
Redner der Majorität beſchäftigen, mit Herrn Gem.⸗Rath Dr. 
Friedjung. Der Herr Gem.-Rath Wünſch und der Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Friedjung haben im Intereſſe einer beſtimmten 
aber während ich dem 
Herrn Gem.⸗Rath Wünſch ruhig das Zeugnis ausſtellen kann, 
daſs er das, war er fühlt, auch dürr und trocken geſagt hat, dafs 
er erklärt hat: „Ich kann mich mit der Bildung der Erwerbſteuer— 
Commiſſionen, wie ſie in der Vorlage geplant wird, nicht einver— 
ſtanden erklären, weil ich fürchte, daſs der größere Geſchäftsmann 
durch die Maſſe der kleinen Geſchäftsleute eventuell erdrückt wird, 
daſs ſeine Stimme nicht zur Geltung kommt“, hat Herr Gem.⸗Rath 
Dr. Friedjung einen anderen Weg betreten, einen Weg, welcher 
viel ſchlauer iſt, welcher zeigt, daſs er die Gefahren kennt, den 
eigentlichen Gedanken trocken auszusprechen und welcher andeutet, 
daſs er ſich bemüht hat, den eigentlichen Grundgedanken, der ihn 
leitet, ſo viel als möglich zu verſchleiern. Er hat ſeinen Antrag 
mit einer Unmaſſe politiſcher Erwägungen — wie ſoll ich mich 
ausdrücken — garniert, und zwar hat er das ſo gethan, damit 
man das eigentliche Rindfleiſch, welches er meint, beinahe gar 
nicht ſieht. (Heiterkeit links.) Wenn ich ein garniertes Rindfleiſch 
eſſe, ſo eſſe ich in der Regel erſt die Garnitur, und ſo werde ich 
auch zuerſt die Garnitur des Herrn Gem. -Rathes Friedjung 
wegputzen und mich dann erſt mit ſeinem Rindfleiſch beſchäftigen. 
(Heiterkeit links.) 

Alſo, was hat er als Garnitur vorgebracht? Er hat vor- 
gebracht, daſs ſeine Partei im Abgeordnetenhauſe, wie er ſich aus⸗ 
gedrückt hat, ſich bemühen werde, den kleinen Mann, wennmöglich 
ganz zu entlaſten, er hat darauf hingewieſen, ſie werden jenen 
Standpunkt einnehmen, welcher ſich den preußiſchen Verhältniſſen 
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nähert, fie werden trachten, dafs der ganz Kleine vollſtändig ent⸗ 
laſtet werde und dass er keine Steuer zu bezahlen habe. 


Meine Herren! Dieſen Witz kennen wir ſchon lange; wir 
wiſſen, dafs es, ich könnte jagen, förmlich vielleicht ein Pact, eine 
der geheimen, gewiſs nicht geſchriebenen Abmachungen zwiſchen 
dem Miniſterium und der liberalen Partei iſt, dafs die kleinen 
Leute vielleicht nicht mehr Steuer ſchuldig bleiben können, dadurch 
aber auch das Wahlrecht verlieren. (Bravo! links.) Die geehrten 
Herren hoffen nämlich, auf dieſem Umwege die antiſemitiſche Partei 
womöglich zu ertödten; anders gelingt es Ihnen nicht, wenn Sie 
beim Wimberger auch noch hundert Entrüſtungsverſammlungen 
veranſtalten. (Beifall links.) Es nützt Ihnen nichts, die Antiſemiten 
gehen nicht zugrunde. (Heiterkeit) Nicht wahr, Herr Gem.⸗Rath 
Frauenberger, esgelingt Ihnen auch nicht. (Lebhafte Heiterkeit.) 
Sie ſchwingen zwar das Schwert des Antiſemitentödters in kräftigſter 
Weiſe, aber es wird keiner von uns getödtet, wir ſind noch alle 
am Leben. Es iſt traurig, aber es iſt ſo. 


Herr Gem.⸗Rath Dr. Fried jung ſagt nun — das heißt, 
ich ſage es — ſeine Partei wird das klüger machen, ſie wird die 
Betreffenden des Wahlrechtes berauben. Nun, ich kann den Herren 
ſagen, wir werden auch nicht aufſitzen. Wir werden ſchon dafür 
fein, dafs man den kleinen Gewerbetreibenden die Steuer nachläſst, 
aber unter der ausdrücklichen Bedingung, dass ihnen auch das 
Wahlrecht belaſſen und nicht verkümmert werde. 


Wenn die liberale Partei ehrlich genug ſein wird, das mit⸗ 
anzuſtreben, dann werde auch ich wieder ehrlich genug ſein, zu 
ſagen, daſs die liberale Partei etwas geleiſtet hat. Aber den 
Leuten eine ziemlich ephemere Steuerbefreiung zutheil werden laſſen 
und ihnen das koſtbare Wahlrecht nehmen, das wäre ein Unrecht, 
und gegen ein ſolches Unrecht würden wir unter jeder Bedingung 
Front machen. Das wollte ich den Herren bezüglich des einen 
Punktes ſagen; eine Garnitur. 


Jetzt kommen wir auf die Grundſteuer. Ich muss geſtehen, 
daſs es auf die Vergesslichkeit der Bevölkerung ſpeculieren heißt, 
von der Grundſteuer überhaupt zu ſprechen. Die Partei, welche 
Herr Dr. Friedjung als ſeine Partei anerkennt, hat gerade 
in der Frage der Grundſteuer im Abgeordnetenhauſe die deutſchen 
Alpenländer, die deutſchen Bauern den böhmiſchen und mähriſchen, 
alſo den Ländern der böhmiſcheu Krone förmlich ausgeliefert. 


Sie iſt die Urſache, daſs die Leute bedeutend mehr Grund⸗ 
ſteuer bezahlen müſſen, und ich glaube, die Herren ſollten von der 
Grundſteuer ſoviel als möglich ſchweigen, damit man nicht immer 
wieder auf den Punkt hinweiſen kann, daſs die Herren ſich ihrer 
deutſchen Nationalität nur ſo lange erinnern, als es ihnen in den 
Kram, oder beſſer geſagt, in ihren Sack paſst. Wie aber die 
deutſche Nationalität mit dem Intereſſe des Geldſackes in Wider⸗ 
ſpruch kommt, ſo iſt ihm die deutſche Nationalität ſo gleichgiltig 
wie irgend etwas anderes. (Beifall links.) 


Nun hat er auch vom deutſchen Bürgerthum geſprochen und 
hat ſich insbeſondere bei dieſer Gelegenheit auf die VI. Abtheilung 
des Erwerbſteuertarifes geworfen. Dort tritt nämlich die Bemeſſung 
nach dem Ertrage ein und es iſt eine progreſſive Scala feſtgeſetzt, 
die dem Gem.⸗Rath Dr. Friedjung nicht recht iſt. Er hat 
förmlich im Namen des deutſchen Bürgerthums aufgefordert, gegen 
dieſe Progreſſion zu ſein, weil ſie auch bei der Grundſteuer und 
den anderen Steuern nicht vorhanden iſt. 
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Ich werde mir erlauben, ſpäter auf dieſen Punkt zurück⸗ 
zukommen, jetzt mufs ich ihm noch feine Phantaſie bezüglich des 
Fürſten Liechtenſtein zerſtören. 

Der Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung mag mir glauben, 
dafs wir uns bei den Großgrundbeſitzern keinen Führer auszuleihen 
brauchen, wir ſind überhaupt nicht Leute, die ſich etwas ausleihen; 
das könnte man eher von der liberalen Partei ſagen, die ſich ſogar, 
um bei den Wahlen durchzudringen, von unſerem Programm 
ſoviel ausgeliehen haben, dafs uns eigentlich ſchon beinahe nichts 
mehr übrig geblieben iſt. (Heiterkeit links.) Man ſoll alſo von 
Ausleihen gefälligſt nicht reden und wenn man ſchon von dem 
Ausleihen eines Führers ſpricht, fo muss ich Ihnen wirklich jagen: 
Ich ſchätze den Herrn v. Plener als einen außerordentlich geiſt⸗ 
reichen, als einen außerordentlich befähigten Mann, aber Führer 
iſt der Plener nicht! Der letzte Binkeljude iſt mehr Führer bei 
der liberalen Partei als er. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen 
links.) Er hat gemeint, wir laſſen uns vom Großgrundbeſitz 
führen; der Fürſt Liechtenſte in iſt ein vom Großgrundbeſitz 
geliehener Führer. Meine Herren! Fürſt Alois Liechtenſtein 
iſt kein Großgrundbeſitzer in Oſterreich (Hört! links); er beſitzt 
ein Gut in Ungarn und ich möchte den Herrn Gem.⸗Rath Dr. 
Friedjung — er würde ſogar vielleicht mit mir einverſtanden 
ſein — ein gutes Geſchäft vorſchlagen. Er könnte vielleicht dieſer 
Großgrundbeſitzer werden, er ſoll die Einnahmen beziehen, wenn 
er auch die Ausgaben trägt. Ich bin überzeugt, der Herr Gem. 
Rath Dr. Fried jung wird ſich dann überzeugen, wieviel denn 
bei dem Geſchäfte des Großgrundbeſitzes herausſchaut. Ich bin 
überzeugt, er wird dann lieber Journaliſt bleiben, der er iſt, und 
ſich beim Fürſten Liechtenſtein für die Großgrundbeſitzerei 
beſtens bedanken. Warum ſchwärmt der Herr Gem.-Rath Dr. 
Friedjung ſo ſehr für die VI. Abtheilung — und das iſt das 
Intereſſante. Er ſagt, das iſt ungerecht, da mufs er ſich im Namen 
des deutſchen Bürgerthums dagegen ausſprechen. Meine Herren! 
Schauen wir uns das deutſche Bürgerthum der VI. Abtheilung 
etwas näher an! 

Da finden Sie unter anderem Kunſtbutterfabriken. (Heiterkeit 
links.) Da finden Sie den ganzen Großhandel (Hört! links) und 
alle anderen Handelsunternehmungen, welche mehr als 200.000 fl. 
Anlage⸗ und Betriebscapital verwenden. (Hört! links.) Sie finden 
dann weiter darunter die Agenten, dann die Banquiers. (Heiterkeit 
links.) Dann — das iſt das Wichtigſte, deswegen hat höchſtwahr⸗ 
ſcheinlich der Herr Gem.-Rath Dr. Fried jung ſich jo ſehr der 
VI. Abtheilung angenommen — die Börſenagenten und Börſen⸗ 
beſucher. (Heiterkeit links.) Meine Herren, das iſt das deutſche 
Bürgerthum! (Heiterkeit links.) Wen finden wir weiter? Es kommt 
noch ſchöner. Wir finden die Händler mit Edelſteinen, dann Geld— 
darleiher und Pfandleiher. (Heiterkeit links.) Das iſt das deutſche 
Bürgerthum. Wir finden noch weiter die Güterſchlächter (Heiterkeit 
links), Ackerparcellierer, Großſpeculanten, Güteraufkäufer und 
Häuſerſpeculanten. Das iſt das deutſche Bürgerthum. (Beifall und 
Händeklatſchen links.) Es wird noch ſchöner. Wir finden da die 
Börſenſenſale und Makler, die Mautpächter und dann kommen die 
Verzehrungsſteuerpächter dazu. Kennen Sie einen deutſchen Der: 
zehrungsſteuerpächter, meine Herren? Ich nicht! Dann finden wir 
darunter die Händler mit Wertpapieren, auch den Ein- und Ver⸗ 
kauf von Wertpapieren, aber jetzt kommt etwas anderes, an das 
vielleicht der Herr Gem.⸗Rath Friedjung gar nicht gedacht 
hat. In der VI. Abtheilung befinden ſich auch die Journaliſten. 
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(Lebhafte Heiterkeit links.) Natürlich, das müsste ihm ſehr wehe 
thun, wenn er progreſſiv beſteuert würde. (Heiterkeit links.) Das 
wäre zu bitter. Warum ſollen nicht die kleinen Leute zahlen? 
Ein Journaliſt ſoll ſich progreſſiv beſteuern laſſen? Das wäre 
ungerecht! Natürlich! Dann kommen noch vor: Pferde⸗Eiſenbahnen, 
Tramwahs u. |. w. und zum Schluſſe auch noch die Zeitungs⸗ 
herausgeber. 

Sie ſehen alſo, aus welchen Perſonen ſich die „deutſche 
Bürgerſchaft“ zuſammenſetzt. Jetzt können Sie auch die Motive 
genau errathen, welche den Gem.⸗Rath Dr. Fried jung ver⸗ 
anlajst haben, mit einem Pathos ſondergleichen, mit einer Be- 
geiſterung, dajs man geglaubt hat, das ganze Herz geht ihm aus 
dem Leibe — ſo hat er gezittert — einzutreten für die Armen 
des VI. Erwerbſteuertarifes, gegen die furchtbare Ungerechtigkeit, 
dass dort eine progreſſive Scala iſt. Ich möchte überhaupt den 
Herrn Gem.⸗Rath Dr. Friedjung bitten, er möge mit der 
deutſchen Bürgerſchaft — er wenigſtens nicht — ſo viel herum⸗ 
ſpringen. Mein Gott, er iſt kein Deutſcher, das habe ich ihm 
ſchon vor Jahren geſagt, als ich ihn vertrat, nein, nicht ihn, 
ſondern als ich den Dr. Kronawetter in einer Ehrenbeleidi- 
gungsklage gegen Herrn Dr. Friedjung vertrat (Heiterkeit 
links). Ich habe ihm ſchon damals geſagt, daſs er nicht berechtigt 
iſt, ſich als Deutſcher zu gerieren (Beifall links); er iſt kein Deutſcher 
(Lebhafter Beifall links) und die Deutſchen lehnen dieſes Auf⸗ 
drängen vollſtändig ab, er möge uns gefälligſt in Ruhe laſſen. 
Er ſoll ſich nicht ſchämen, er iſt, was er iſt, damit baſta, und uns 
ſoll er in Ruhe laſſen! 

Warum iſt denn dort bei der VI. Abtheilung die progreſſive 
Scala? Sie iſt deswegen dort, weil das meiſtens Gewerbe ſind, 


die nicht nach äußeren Merkmalen beurtheilt werden können; 
wenigſtens ſehr häufig kommt das vor. Wie können Sie z. B. die 
Einnahmen eines Journaliſten nach äußeren Merkmalen beurtheilen? | 


Das iſt nicht möglich, er arbeitet allein, hat keine Hilfsarbeiter u. ſ. f. 


Das Gewerbe eines Journaliſten kann nur nach dem Ertrage 
beurtheilt werden, ſelbſtverſtändlich. Wie wollen Sie z. B. bei 


einem Zeitungsherausgeber die verſchiedenen Betheiligungen u. ſ. f. 
hineinbringen, wenn Sie nicht nach dem Ertrage, ſondern bloß 
nach den Mitarbeitern die Erwerbſteuer bemeſſen? 

Aber abgeſehen davon, im Intereſſe der Kleingewerbetreibenden 
iſt es unbedingt nothwendig, dass dort eine progreſſive Scala iſt. 
Denn wiſſen Sie, was ſonſt geſchieht? Die Kleinen werden nichts 
zahlen, ſie werden von der Steuer frei ſein, die Großen wollen 
nicht mehr zahlen. Man hat es aber mit einer contingentierten 
Steuer zu thun, und wer wird alſo zahlen? Gerade der Mittel— 
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ſtand, den Herr Gem.-Rath Friedjung durch feinen Antrag 


ſchützen will. Ich kann mich alſo von meinem Standpunkte aus 
mit einem ſolchen Antrage nicht befreunden, und auch Sie, meine 
Herren von der Majorität, können und dürfen es nicht, außer Sie 
ſind bloß Fabrikanten oder gehören der VI. Abtheilung an. 
Wenn Sie aber den Mittelſtand vertreten wollen, welcher auf 
ehrliche Weiſe ſein Brod verdient und es vielleicht etwas weiter 
gebracht hat, wenn Sie alſo den Mittelſtand im ſchönſten und 
wahrſten Sinne des Wortes vertreten wollen, ſo müſſen Sie 
gegen den Antrag des Dr. Friedjung fein, denn ſonſt wälzen 
Sie gerade auf dieſen Mittelſtand alle Laſten. Wer das nicht 
begreift, dem iſt natürlich nicht zu helfen. Aber ich fühle es, auf⸗ 
gebracht muſs die Steuer werden, und wenn die Kleinen nicht 
zahlen und die Großen die Progreffion nicht wollen, wer ſoll 
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dann zahlen, als gerade der Mittelſtand? Es hat mich darum 
unangenehm berührt, in dem Antrage des Herrn Dr. Fried— 
jung gerade vom Schutze des Mittelſtandes ſprechen zu hören; 
denn es iſt nicht richtig, ſein Antrag ſchützt nicht den Mittelſtand, 
ſondern belaſtet ihn und greift ihn an. 

Ich melde gleich jetzt, um nicht ſpäter nochmals das Wort 
ergreifen zu müſſen, den Antrag an, daßs über den Antrag des 
Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Friedjung namentlich abgeſtimmt 
werde (Beifall), damit gerade die mittleren Gewerbsleute ihre 
guten Freunde kennen lernen. Ich hoffe aber, meine Herren, dais 
der Wiener Gemeinderath doch noch nicht bloß aus Vertretern von 
Börſebeſuchern und Börſeagenten beſteht und dass noch fo viel 
Unabhängigkeitsgeiſt hier vorhanden iſt, daſs wir wirklich den 
Mittelſtand ſchützen wollen und nicht Beſchlüſſe faſſen, die gerade 
ein Gegentheil bezwecken. 

Nun komme ich zu dem Antrage des Herrn Gem. Rathes 
Wünſch. Ich habe bereits geſagt, es iſt ein großer Unterſchied 
zwiſchen dieſem und dem anderen Antrage. Herr Gem.⸗Rath 
Wünſch hat offen erklärt, wenn die Geſetzesvorlage fo bleibt, 
wie ſie iſt, dann find die größeren Geſchäftslente freilich contu— 
maciert, die kleinen Steuerträger werden ihre Mandatare hinein⸗ 
ſenden und die größeren werden überſtimmt. 

Er kommt alſo zum Vorſchlage, dafs Wahlkörper — mindeſtens 
zwei — eingeführt werden. Meine Herren, das iſt offen und ehrlich, 
ich finde es begreiflich, das Herr Gem.⸗Rath Wünſch dieſen 
Antrag geftellt und er wird auch begreifen, dafs ich dagegen bin. 


Ich mußs dagegen ſein, weil ich ſage, es iſt nicht richtig, daſs der 


größere Gewerbsmann oder der höhere Steuerträger vollſtändig 
ignoriert wird. Keineswegs, die Herren haben einen bedeutenden 
Einfluſs, und es wird ihnen immerhin möglich ſein, auch ihre 
Vertrauensmänner hineinzuſenden. Mit dieſem Einfluſſe haben wir 
ſchon häufig gekämpft und von dieſem Einfluſſe ſind wir oft beſiegt 
worden; dieſe Furcht iſt alſo nicht gerechtfertigt. Wenn es aber 
ſchon darauf ankommt, ſo bin doch lieber dafür, dass Leute hinein⸗ 
kommen, die den kleinen und mittleren Gewerbeſtand ſchützen, als 
ſolche, welche vielleicht geben können, ihre Macht aber dahin aus⸗ 
beuten, um weniger zu geben und damit die Laſt auf die anderen 
wälzen. Das müſſen Sie doch einſehen, meine Herren! Ich werde 
alſo gegen den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Wünſch ſein, 
und beantrage, daſs auchüber dieſen Antrag nament⸗ 
lich abgeſtimmt werde, obwohl ich jagen mujs, dafs ich in 
dieſem Punkte eigentlich kein ſehr heftiger Gegner bin, denn ich 
fühle es, es iſt ein Antrag, bei dem man nicht erſt lange ſuchen 
muss, bevor man auf die Tendenz kommt; es iſt ein offener und 
ehrlicher Antrag. Ich werde dagegen ſtimmen, aber es iſt gut, dass 
dieſer Antrag hier geſtellt wurde, wenigſtens wiſſen wir, was die 
Herren wünſchen. 

Nun erlauben Sie mir, noch auf einige Bemerkungen des 
Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Nechansky zu antworten. Herr 
Dr. Nechansky hat ſich auch mit dieſer Frage beſchäftigt und 
den richtigen Grundſatz ausgeſprochen, daſs die Erwerbſteuer⸗ 
Commiſſionen eigentlich diejenigen ſein werden, welche das Geſetz gut 
oder ſchlecht machen. Fungieren ſie gut, ſo wird das Geſetz gut 
ſein und fungieren ſie ſchlecht, ſo wird das Geſetz ſchlecht ſein. Es 
iſt richtig, daſs ſpeciell bei den Steuergeſetzen auf die Ausführung 
ſehr viel ankommt; aber gegen einen Theil mufs ich mich wenden. 
Er hat nämlich gemeint, dafs das Viertel, welches der Finanz⸗ 
miniſter entſendet, aus Beamten beſtehen wird und dass dieſe 
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Beamten nur im fiscaliſchen Sinne vorgehen werden. Er meint 
nun, es wird ſich Folgendes herausſtellen: Die Hälfte wird 
aus kleinen Steuerträgern beſtehen, welche wie er meint, nicht be— 


ſonders gut unterrichtet ſind, welche nicht Fachmänner ſind, ein 


Viertel beſteht aus den Vertretern der Handels- und Gewerbekammer 
und ein Viertel aus Beamten. Die kleinen Steuerträger werden 
immer mit der Handels- und Gewerbekammer ſich herumſtreiten 
und es wird ſich am Schluſſe der dritte — der Fiscus — freuen. 
Meine Herren! Was die Frage betrifft, von wem ſich ein Gewerbs— 
mann lieber beurtheilen läſst, ob von einem Vertreter der Handels— 
und Gewerbekammer oder von einem Beamten, ſo überlaſſe ich 
die Beantwortung dieſer Frage einem meiner nachfolgenden 
Redner. Ich erkläre Ihnen aber, dafs gegen die Handels- und 
Gewerbekammer in unſeren Kreiſen eine ſogenannte unüberwindliche 
Abneigung beſteht (Rufe links: Sehr richtig!), welche begründet iſt 
in dem Thun und Laſſen der Handels- und Gewerbekammer und 
begründet iſt in der Art und Weiſe der Zuſammenſetzung derſelben. 

Die Handels- und Gewerbekammer iſt abſolut nicht fähig, die 
Intereſſen des kleinen und mittleren Gewerbeſtandes zu vertreten, 
auch nicht die Intereſſen des kleinen und mittleren Handelsſtandes. 
Sie iſt eine jo rein mancheſterliche Körperſchaft, daſs fie ganz und 
gar unfähig iſt — ich erkläre es hier — andere Gedanken zu 
faſſen, als ſolche, welche in das Gerippe des Mancheſterthums 
hineinpaſſen, und wir find daher gegen die Handels- und Gewerbe— 
kammer mit Entſchiedenheit, ich erkläre offen, daſs, wenn ſich jemand 
findet, der einen Schwamm nimmt und die ganze Handels- und 
Gewerbekammer wegwiſcht, wir ihr keine Thräne nachweinen, 
ſondern im Gegentheil aufjauchzen, dass wir befreit find von dieſer 
Körperſchaft. Sie hat uns nie genützt, ſondern immer nur geſchadet, 
ſie war immer auf Seite der Gegner des Gewerbeſtandes und ſie 
hat ſich nie für den Gewerbeſtand in irgend einer Weiſe eingeſetzt. 
Ich bin daher, aufrichtig gejagt, gegen die Handels- und Gewerbe— 
kammer. 

Ich bin der Meinung, die Handels⸗ und Gewerbekammer 
habe bei der Sache nichts zu thun. Wen wird ſie in die Com— 
miſſion ſchicken? Sie wird vielleicht einen großen Fabrikanten oder 
einen großen Handelsmann, oder ſonſt jemand hineinſchicken, auf 
welchen ſie ſich vollſtändig verlaſſen kann. Sie dürfen, meine 
Herren, nicht überſehen, daſs die Wahl in die Handels- und Ge⸗ 
werbekammer ihnen viel Geld koſtet. 

Es mus jeder einzelne Stimmzettel in der Regel gut bezahlt 
werden. Es werden die Stimmzettel zuerſt padetweife ee... 
(Widerſpruch und Unterbrechung rechts.) Ja, meine Herren, die 
Wahlen ſind theuer. 

Es werden per Stimmzettel 10 kr. bezahlt, ja, wenn ein 
großes Gedränge iſt, 20 bis 30 kr. Es geht wie auf der Börſe 
zu, ein Stimmzettel iſt ein Wertpapier, und deshalb können nur 
Leute gewählt werden, welche entweder das nöthige Geld haben, 
welches zu zahlen iſt, oder welche ſich verpflichten, dafür, 
andere die Wahlkoſten bezahlen, ſo zu ſtimmen und ſo zu handeln, 
wie es die anderen verlangen, welche die Koſten bezahlen. 

Deshalb werden von dieſer Körperſchaft nicht unabhängige, 
für den Gewerbeſtand wirklich thätig ſeiende Menſchen gewählt 
und deshalb ſind wir mit aller Entſchiedenheit dagegen. 

Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen, dafs ſpeciell 
zu Punkt 3 hinzugefügt werde: Der Gemeinderath ſpricht 
id mit aller Entſchiedenheit dagegen aus, daſs ein 
Viertheil der Erwerbſteuer-Commiſſionen von der 
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Handels- und Gewerbekammer gewählt werde, empfiehlt 
vielmehr, daſs auch dieſes Viertheil von den Steuer— 
pflichtigen gewählt werden. 

Das iſt ein Antrag, den ich mir zu ſtellen erlaube, ich ſtelle 
hier keinen weiteren Antrag, weil ich der Meinung bin, daſs wirklich 
in dieſem Punkte das ſpringende Moment liegt. Iſt die Erwerb- 
ſteuer⸗Commiſſion ſo gebildet, daſs man ihr ruhig vertrauen kann, 
nun, meine Herren, dann wollen wir mit dieſer Commiſſion weiter 
unſer Glück verſuchen. Wenn auf politiſche Kämpfe hingewieſen 
worden iſt, wenn hingewieſen worden iſt, dass auch dann der 
Schlachtruf ſein wird, liberal, antiliberal, antiſemitiſch, philoſemitiſch, 
wenn darauf hingewieſen wird, ſo erkläre ich Ihnen, nicht wir 
waren es, die in dieſer Debatte die Politik hineingezogen haben; 
Ihre Seite war es, der Gem.⸗Rath Dr. Fried jung war es, 
der uns in ganz unnöthiger Weiſe provociert hat. Herr Gem.-Rath 
Dr. Friedjung iſt nicht ein Deutſcher, was ich zur Ehre der 
deutſchen Nation hiemit conſtatiere. (Beifall links.) Herr Gem. 
Rath Dr. Friedjung war es, welcher durch Hineinziehung der 
hier nicht in die Debatte gehörigen Perſon des Fürſten Alois 
Liechtenſtein, des Großgrundbeſitzers u. ſ. w. die Politik mit 
Gewalt hereingezerrt hat, weil er es will. 

Es wäre von uns Feigheit geweſen, einer ſolchen Provocation 
auszuweichen, und ich danke dem Herrn Gem.-Rathe Friedjung, 
dajs er uns Gelegenheit gegeben hat, zu kennzeichnen, aus welchem 
Element ſein deutſches Bürgerthum beſteht. (Heiterkeit links.) Aber 
er möge uns verzeihen, wenn ich zum Schluſſe ſage, mit ſeinem 
deutſchen Bürgerthum werden wir nie einverſtanden ſein; im 
Gegentheil, wir bitten von Tag zu Tag zu Gott dem Herrn, er 
möge uns von dieſem Übel endlich einmal befreien, damit uns 
dieſes Übel wenigſtens nicht hineinſpricht in die Steuerfrage, damit 
dieſes Übel, das ſogenannte deutſche Bürgerthum, vielleicht nicht 
die Oberhand gewinnt über den kleinen und mittleren Gewerbe— 
ſtand. Deswegen werden wir mit aller Entſchiedenheit gegen ſolche 
Anträge eintreten und deswegen bitte ich Sie, ſowohl den Antrag 
Wünſch, insbeſonders aber den Antrag des Gem.-Rathes 

Friedjung niederzuſtimmen. Wenn Sie Männer und 
Deutſche ſind, müſſen Sie es thun, Sie dürfen nicht aufſitzen 
einem ſolchen beinahe wirklich zu durchſichtigen Manöver. (Beifall 
und Händeklatſchen links.) 

Gem.-⸗Rath Dr. Daum: Ich bedauere, daßs der ruhige, 
ſachliche Ton, den Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky angeſchlagen 
hat, weſentlich geſtört worden iſt und daſs eine Leidenſchaft unter 
die Zuhörerſchaft gebracht worden iſt, die der Sache nicht zuſtatten 
kommt. 

Die Ausführungen des Herrn Vorredners haben nicht nur 
einen politiſchen, ſondern vorwiegend einen perſönlichen Charakter 
gehabt, und muſs ich es dem Angegriffenen überlaſſen, wenn er 
ſpäter zum Wort kommt, darauf zu erwidern. 

Von ſeinen Ausführungen war es nur eine, der ich Beifall 
zollen konnte und das iſt die, dafs es Sache eines Ausſchuſſes 
des Gemeinderathes geweſen wäre, dieſes Elaborat zu berathen. 
Es iſt vollkommen richtig, daſs der Stadtrath mit Geſchäften 
ungemein belaſtet iſt, dass insbeſonders der gegenwärtige Herr 
Referent, welcher eines der fleißigſten und tüchtigſten Mitglieder in dieſer 
Verſammlung iſt, trotz ſeiner Arbeitskraft nicht Zeit und Muße 
haben konnte, ſich mit der Sache in einer Weiſe eingehend zu 
beſchäftigen, wie es einem aus dem Gemeinderathe gewählten Aus: 
ſchuſſe möglich geweſen wäre. Ein ſolches Elaborat eines Gemeinde— 
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raths⸗Ausſchuſſes würde wahrscheinlich auch, weil aus einer größeren 
Verſammlung hervorgegangen, welche von Perſonen verſchiedener 
Kategorien der Bürgerſchaft gebildet iſt, einen größeren Nachdruck 
gehabt haben. 


Heute iſt es zu ſpät, das nachzuholen, und wir können uns 


nur mit dem Vorliegenden beſchäftigen. Ich ſage nicht, dass das 
Elaborat des Stadtrathes mich irgendwie zur Gegnerſchaft heraus⸗ 
fordert und ich werde auch nur einige kleinere Anderungen und 
Ergänzungen beantragen. 

Meine Herren! Wir können, glaube ich, als Oſterreicher uns 
nur freuen, dass ein Geſetzentwurf eingebracht worden iſt, welcher 
den wirtſchaftlichen Anſchauungen unſerer Zeit bei weitem mehr ent- 
ſpricht, als das alte Erwerbſteuergeſetz, ein Geſetzentwurf, welcher 
in ſeiner Tendenz dahin geht, die wirtſchaftlich ſchwächere Claſſe 
weſentlich zu entlaſten und die Vertheilung der Steuern zu einer 
richtigeren zu machen. Wir haben uns hier aber nicht als Öfter- 
reicher, ſondern ſpeciell als Wiener zu dieſer Sache zu ſtellen. 

Der Geſetzentwurf berührt die Intereſſen einer großen Kategorie 
von Steuerträgern in Wien, der Gewerbetreibenden und anderer, 
welche durch das neue Geſetz von der Erwerbſteuer getroffen werden 
ſollen. Er berührt auch in gewiſſem Sinne die wirtſchaftliche 
Corporation der Stadt Wien, die Verwaltung des Wiener Ge— 
meindevermögens. In der erſten Richtung iſt ſchon ſehr vieles 
ganz treffend geſagt worden, ſchon in den Ausführungen, welche 
Herr Gem.⸗Rath Schlechter uns in einer Broſchüre zugeſchickt 
hat und in welcher ſich ganz vorzügliche Bemerkungen finden, als 
auch in dem Elaborate des Stadtrathes und in den Ausführungen 
mehrerer Herren Vorredner. Ich will hier nicht wiederholen. 

Die hauptſächlichſte und wichtigſte Neuerung in dem Entwurfe 
liegt darin, daſs die Einreihung der Steuerträger in die ver— 
ſchiedenen Kategorien nicht wie bisher Sache der bureaukratiſchen 
Willkür ſein, ſondern von den Abgeordneten der Steuerträger 
ſelbſt erfolgen fol. Das iſt gewiſs ein großer Fortſchritt, aber 
ein Fortſchritt, der auch ſeine Kehrſeite hat. Ich bitte zu bemerken, 
daſs der Staat die Verantwortung für die richtige Vertheilung 
der Steuerlaſt von ſeinen Beamten abwälzt und unſeren Mitbürgern 
aufwälzt, daſs das Hauptodium, welches in dem Vorwurfe einer 
ungerechten Vertheilung der Steuerlaſt gelegen iſt, von nun an nicht 
mehr das Beamtenthum und den Staat, ſondern die Steuerträger 
treffen wird, und dafs damit ein Gegenſatz in die einzelnen Claſſen 
der Steuerträger gebracht wird, von dem wir ein Vorſpiel hier in 
dieſer Verſammlung in dieſer und in der letzten Sitzung erlebt haben. 
Schon heute zeigt ſich dieſer Gegenſatz und er wird ſich noch mehr 
verſchärfen, wenn das Geſetz zur Ausführung gelangt. Das Amt, 
welches ein ſolcher in die Steuerveranlagungs⸗Commiſſion Gewählter 
übernehmen wird, iſt ein ungemein ſchwieriges und verantwortungs⸗ 
volles, und doch liegt, wie die Motive dieſes Geſetzes ſelbſt zugeben, 
der Schwerpunkt des ganzen Geſetzes ausſchließlich in der Aug- 
führung durch dieſe Steuercommiſſionen. Der Erfolg dieſes 
Geſetzes iſt für den Staat zweifellos, ſicher iſt, dais der Staat 
an Steuer nichts verlieren wird; ob aber derjenige Erfolg des 
Geſetzes, den wir uns erhoffen, ob die gute, wirtſchaftliche Tendenz 
des Geſetzes zur That wird, wird lediglich davon abhängen, wie 
die Steuercommiſſionen vorgehen; es wird lediglich von ihnen 
abhängen, ob die Entlaſtung des einen nicht mit der Überlaſtung 
des anderen verbunden iſt. Dieſer Geſichtspunkt iſt ſchon hier 
wirkſam geltend gemacht worden. Die Commiſſion ſoll alſo 
zuſammengeſetzt ſein zu einem Viertel aus durch den Finanzminiſter 
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Ernannten, zu einem Viertel aus durch die Handelskammer Gewählten 
und zu einer Hälfte aus Steuerträgern. Nun würde ich das vom 
Herrn Gem.⸗Rath Dr. Nechansky Geſagte wiederholen müſſen 
— beſſer könnte ich es Ihnen nicht ſagen — um Ihnen den 
Beweis zu führen, dafs eine ſolche Zuſammenſetzung aus von den 
geſammten Steuerträgern in einer Gruppe Gewählten abſolut 
undenkbar iſt. 

Und da möchte ich nun das eine bemerken. Herr Collega 
Wünſch hat ſeinem Antrage die Befürchtung zugrunde gelegt, 
daſs die kleinen Steuerträger, die ja die Majorität in dieſer Hälfte 
haben werden, die größeren Steuerträger majoriſieren werden, 
d. h. dais ſie befangen, vielleicht ſogar übelwollend in der Beur— 
theilung der Steuerfähigkeit der anderen ſein werden. Das iſt 
gewiſs zu befürchten; noch viel mehr aber iſt zu befürchten, daſs, 
ohne übelwollend und befangen zu ſein, die Unwiſſenheit der Ge— 
wählten es ſein wird, welche den anderen zum Schaden gereichen 
wird; und das wird dann der Fall ſein, wenn die Mitglieder der 
Commiſſion aus den Steuerträgern nicht nach Berufskategorien, 
ſondern aus dem Plenum der Steuerträger gewählt werden. 

Es iſt undenkbar, dafs dieſe Commiſſion, ſoweit fie überhaupt 
von den Steuerträgern zu wählen iſt, anders als mit Berück— 
ſichtigung der Genoſſenſchaften aus und von dieſen gewählt werde, 
und ich wundere mich nur darüber, dafs der Stadtrath nur in fo 
ſchüchterner Weiſe in ſeinem Antrage angedeutet und geſagt hat, 
er glaube, ſich dahin ausſprechen zu ſollen, dafs auf die verſchiedenen 
Intereſſengruppen entſprechend Rückſicht genommen werden müſſe. 
Meine Herren, wie ſoll denn darauf Rückſicht genommen werden? 
Nicht anders, als wenn die Betreffenden von den Genoſſenſchaften 
ſelbſt, von den fachlich zum Urtheile Berufenen gewählt werden. 
Und das iſt auch gar nicht undenkbar. Ob jetzt in Wien die 
Sectionen, welche für die hauptſtädtiſche Veranlagung zu wählen 
ſein werden, locale Commiſſionen ſind oder berufliche, jeden— 
falls iſt es denkbar, daſs die Genoſſenſchaften und die den 
Genoſſenſchaften ähnlichen Corporationen, in welchen ſich andere, 
der Erwerbſteuer unterliegende Perſonen befinden, ſelbſt die Delegirten, 
ſei es nun in die einzelnen Sectionen oder in die ganze Commiſſion, 
wählen. Ich will einen Antrag in dieſer Richtung nicht ſtellen, 
hoffe aber, dafs der Herr Referent in feinem Schlufsworte oder 
auch früher Gelegenheit nehmen wird, ſich darüber auszuſprechen, 
warum der Stadtrath nicht einen entſchiedeneren Antrag auf 
Verückſichtigung der Genoſſenſchaften bei der Zuſammenſetzung 
dieſer Intereſſengruppen gewählt hat. 

Ich komme nun zu etwas anderem. Wir haben nicht nur im 
Intereſſe der Wiener Steuerträger im allgemeinen zu ſprechen, 
ſondern auch einigermaßen im Intereſſe der Stadt Wien als ver— 
mögensrechtlicher Corporation ſelbſt. In dieſer Richtung hat der 
Stadtrath ſchon im ſiebenten Antrag einen ſehr wichtigen Punkt 
betont und geſagt (liest): „Der Gemeinderath iſt der Anſicht, 
dass es billig erſcheine, daſs Anſtalten der vorangeführten Art“ — 
wie Lagerhäuſer, Schlachthäuſer und dergleichen — „welche von der 
Gemeinde in eigener Regie betrieben werden, von der Erwerb— 
ſteuerpflicht ausgenommen werden.“ 

Ich bin damit vollkommen einverſtanden, und würde mir 
nur eine kleine ſtiliſtiſche Ergänzung erlauben. Im § 4 des 
Entwurfes wird ausdrücklich gejagt, daſs der Finanzminiſter 
ermächtigt wird, die Steuerbefreiung für ſolche Unternehmungen 
zu gewähren, welche auf die Förderung öffentlicher Wohlthätigkeit 
oder gemeinnütziger Zwecke gerichtet ſind, als beiſpielsweiſe Volks⸗ 


küchen, Suppenſtalten und dergleichen. Meine Herren! Es ſind das 
nun allerdings Humanitätsanſtalten, aber auch überhaupt gemein⸗ 
nützige Anſtalten, welche, da ſie ja im gewiſſen Sinne auch humani⸗ 
täre Anſtalten ſind, weil ſie die Armut verhindern, ſo wie die 
anderen der bereits eingetretenen Armut abhelfen wollen, ſollten 
Steuerbefreiung genießen. . 

Es wäre daher zweckmäßig, nach den Worten „betrieben 
werden“ einzuſchieben: „gleich den im § 4 des Entwurfes 
erwähnten auf die Beförderung öffentlicher gemeinnütziger Zwecke 
gerichteten Unternehmungen“. 

Nun habe ich noch einen anderen Punkt am Herzen. Der 
neue Steuergeſetzentwurf enthält einige Erleichterungen für die 
Steuerträger, worunter ich auch namentlich die erwähnen will, 
daſs die Steuer nur vierteljährig zu zahlen iſt oder die Steuer—⸗ 
rücklegung in vierteljährigen Terminen erfolgen kann. Dagegen 
enthält er eine ſchwerwiegende Mehrbelaſtung, von der bisher nicht 
geſprochen wurde. In § 83 wird nämlich gejagt, dass für die 
Erwerbſteuer ſammt Nebengebüren das geſetzliche Pfandrecht mit 
dem Vorzugsrechte vor allen privaten Pfandrechten an den der 
Unternehmung gewidmeten Realitäten des Steuerpflichtigen beſtehe. 

Das iſt ein Punkt von ungeheuerer Tragweite. Was heißt 
das: geſetzliches Pfandrecht an den der Unternehmung gewidmeten 
Realitäten? Das heißt: wenn jemand eine Realität kauft oder 
belehnt, fo muſs er zugleich die dreijährigen Steuerrückſtände, die 
irgend ein Vorbeſitzer, der auf dieſer Realität ein Gewerbe ausübte, 
eventuell zurückgelaſſen hat, bezahlen. Das iſt ein Punkt, durch 
den der Realcredit in der fühlbarſten Weiſe geſchädigt wird. 

Ich bitte, ſich der Antwort zu erinnern, die wir jüngſt erſt — 
ich glaube im Juni — von der Statthalterei auf die Petition be- 
kommen haben, die wir zum Schutze der Baugewerbetreibenden 
überreichten. 

Es wurde damals von beiden Seiten des Hauſes darauf hin— 
gewieſen, wie ſchwer die Baugewerbetreibenden darunter leiden, 
daſs an dem Hauſe, welches ſie geſchaffen haben, ein Pfandrecht für ſie 
nicht beſteht und ſie auf dieſe Weiſe um ihren ſauer erworbenen 
Arbeitslohn und Unternehmergewinn geſchädigt werden. Damals 
wurde eine Petition an die hohe Regierung gerichtet, dahin gehend, 
daſs ein Pfandrecht zu Gunſten der Baugewerbetreibenden in 
irgend einer Weiſe eingeführt werde. Es wurde auch auf aus⸗ 
ländiſche Muſter hingewieſen. Was hat die hohe Regierung ge— 
antwortet? In dem betreffenden Statthalterei⸗Erlaſſe wird geſagt, 
daſs durch die Einführung einer ſolchen geſetzlichen Hypothek eine 
weſentliche Grundlage des öſterreichiſchen Grundbuchsweſens, das 
Eintragungsprincip verletzt würde. Ganz ebenſo wird ja dieſes 
Princip durch dieſe Beſtimmung des neuen Geſetzes verletzt. Was 
iſt die Conſequenz davon? Ich bitte zu bedenken, daj$ auf einer 
Realität von gar nicht bedeutendem Werte — ich nehme an, dass 
gar kein Haus darauf ſteht — auf einem Grundſtücke ein Gewerbe 
betrieben werden kann, welches einer ſehr hohen Erwerbſteuer 
unterliegt. Ich will gar nicht von dem Gaſtgewerbe ſprechen, das 
im Freien betrieben werden kann mit einem ganz kleinen Gebäude, 
ſondern auch von Fabricationszweigen, die mit einem ſchnell auf⸗ 
geſtellten Motor betrieben werden; die Unternehmung geht nach 
kurzer Zeit zugrunde; es wird die Realität auf einen anderen 
übertragen; der dritte Erwerber kommt nun und weiß gar nicht, 
daſs irgend jemand früher einmal ein Gewerbe auf jener Realität 
betrieben hat, und der wird die Erwerbſteuer für drei Jahre zahlen 
müſſen. Das iſt eine ungeheuere Schädigung des Hypothekarcredites, 
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welche vor allem anderen gar nicht nöthig iſt. Denn das Steuer⸗ 
ärar hat jederzeit die Möglichkeit, für einen rechtskräftigen Steuer⸗ 
anſpruch ein Pfandrecht auf die Realität grundbücherlich ein⸗ 
verleiben zu laſſen. Wenn die Steuerbehörde ihre Schuldigkeit 
nicht thut, ſo ſoll der Staat darunter leiden. Der Staat kann 
ſich ja ſicherſtellen. Es iſt gar nicht nothwendig, Ausnahmen für 
die Erwerbſteuer zu ſchaffen, die auch nirgends außer, wie in den 
Motiven des Geſetzes geſagt wird, in Italien beſtehen, einem 
Lande, welches ein Grundbuchweſen, wie wir es haben, gar nicht 
kennt. Und ich glaube, die Stadt Wien hat jetzt mehr als je Grund, 
ſich gegen jede Schädigung des Realcredites zu ſtellen, und zwar 


darum, weil die Gemeinde Wien die Haftung für vier große 


Sparcaſſen übernommen hat und daher an einer Schädigung des 
Realcredites weſentlich intereſſiert iſt. Ich möchte in dieſer Richtung 
den Antrag ſtellen (liest): 

Der Gemeinderath ſpricht ſich entſchieden gegen die 
Einführung eines geſetzlichen Pfandrechtes an Realitäten 
(5 83 des Entwurfes für die Erwerbſteuer) aus, da 
hiedurch das Eintragungsprincip, welches eine weſent— 
liche Grundlage des öſterreichiſchen Grundbuchweſens 
bildet, verletzt und eine Beeinträchtigung des Real— 
und des Hppothekarcredites herbeigeführt 
würde. (Bravo⸗Rufe.) 

Gem.-Nath Weitmann: Ich komme auf das gegenwärtige 
Steuerſyſtem zurück; das betreffende Patent datiert vom Jahre 
1812. Es iſt das wohl ein veraltetes Syſtem, welches den da- 
maligen Verhältniſſen angepajst war, aber den heutigen nicht mehr 
entſpricht. Man hatte damals keine Ahnung, das ſich die Groß— 
induſtrie in dieſer Weiſe entwickeln wird, und man hat daher 
damals den Maximalſatz von 1575 fl. Steuer feſtgeſetzt. Dieſer 
Maximalſatz wurde nun von den Großinduſtriellen Oſterreichs 
ſeither oder ſeit vielen Decennien ſchon zu ihren Gunſten gegen— 
über den Kleingewerbetreibenden ausgenützt. Es gibt nach oben 
eine Grenze, und das ſind die 1575 fl.; nach unten gibt es aber 
keine Grenze. Wenn z. B. der Großinduſtrielle, welcher vielleicht 
400 Arbeiter hat, mit dieſer höchſten Steuer beſteuert iſt, ſo gibt 
es dann keine höhere Steuer mehr, wenn er auch noch 1000 oder 
2000 Arbeiter hinzunimmt. Das geht wohl dem Staate verloren. 
Dafür muf3 der Kleine leiden, da, wenn er z. B. drei Arbeiter 
hat und mit 10 ½ fl. beſteuert iſt, und dann einen vierten oder 
fünften Arbeiter anſtellt, ſofort die Steuerbehörde kommt und die 
Steuerquote von 10½ fl. auf 21 fl. erhöht. 

Alſo, dem kleineren und mittleren Steuerträger wird jeder 
Arbeiter ſofort beſteuert, aber die größeren Induſtriellen, die Actien⸗ 
unternehmungen können tauſende von Arbeitern anſtellen, die nicht 
mehr beſteuert werden können, weil es nach oben eine Grenze gibt. 
Ja, demjenigen, der zur Großinduſtrie zählt, kommt es vielleicht 
lächerlich vor; Herr Gem.⸗Rath Wünſch ... (Referent: Das 
iſt überhaupt falſch!) Das macht nichts, ich führe es zur Sache an, 
ob es dem Herrn Referenten recht iſt oder nicht. Zu entſcheiden 
hat der Herr Vorſitzende, nicht der Herr Referent. 

Es ſoll nun dieſes Erwerbſteuerpatent beſeitigt und durch eine 
neue beſſere Steuerreform erſetzt werden. Meine Herren, wenn 
dieſe zu Gunſten des Kleingewerbes ausfallen ſoll, dann iſt es 
unbedingt nothwendig, daſs die Steuer mehr auf das größere 
Gewerbe repartiert wird, denn ich glaube kaum, daſs, wie dieſe 
Steuervorlage iſt, wie dieſe Anträge von jener (rechten) Seite 
geſtellt werden, ſich die kleinen und mittleren Gewerbsleute etwas 
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Beſſeres zu erhoffen haben. Denn, wenn es nach dem Begehren 
des Herrn Gem.⸗Rathes Wünſch geht, aus welchem eigentlich 
von der erſten bis zur letzten Silbe der Großcapitaliſt und Groß— 
induſtrielle herausleuchtet, ſo wird das Kleingewerbe wieder ſo be— 
handelt werden wie bisher und für die Großinduſtrie die Laſten 
tragen müſſen. 

Herr Gem.⸗Rath Wünſch will auch, dafs die Handels⸗ und 
Gewerbekammer mit gewiſſen Rechten betraut werde. Nun, dafür 
bin ich abſolut nicht, denn die Kammer vertritt ſchon nach ihrer 
Zuſammenſetzung nur die Großcapitaliſten. 4000 Wähler der oberen 
Steuerkategorie wählen nämlich 20 Delegierte, dagegen die anderen 
48.000 Steuerträger nur vier Vertreter. Wenn alſo auch die Klein— 
gewerbetreibenden wirklich ihr Wahlrecht ausüben, ſo ſind ſie doch 
ſchon durch die Art der Zuſammenſetzung majoriſiert, bevor ſie 
noch hineinkommen; daher haben ſich in neuerer Zeit die Klein— 
gewerbetreibenden an der Wahl gar nicht mehr betheiligt und man 
hat den Unfug des Stimmenkaufes dem Großcapital freiwillig über- 
laſſen, wie ſchon Gem.⸗Rath Jedliéka in der letzten Sitzung 
ausgeführt hat. 

Was nun die Mehreinnahme von 2˙4 Percent betrifft, ſo 
finde ich es doch etwas zu ſtark, dafs dieſer Steuerſatz ſpeciell für 
Wien angewendet werden ſoll. Es iſt dies im Vergleiche mit den 
Provinzſtädten ungerecht. Verdient denn der kleine Geſchäftsmann 
in Wien mehr als in einer Provinzſtadt? Nein, er leidet unter 
dem höheren Zins, den theureren Lebensmitteln und der Schmutz⸗ 
concurrenz, durch die Maſſenproduction, die von den Provinz⸗ 
ſtädten hieher kommt, und zwar viel mehr als in der Provinz. Es 
iſt alſo ungerecht, wenn der kleine Gewerbsmann in Wien höher 
beſteuert wird als in den Provinzſtädten, wo er in kleineren Per: 
hältniſſen lebt, billigeren Zins und Lebensmittel hat als in Wien, 
die Lohnverhältniſſe aber dieſelben ſind wie hier. Die Groß— 
induſtrie hat dafür geſorgt, daſs der kleine Mann in Wien nicht 
um einen Kreuzer mehr verdient als in der Provinzſtadt, und 
deshalb iſt es geradezu ungerecht, wenn man die kleinen und 
mittleren Gewerbsleute in Wien höher beſteuert als dort. 

Ich komme nur noch auf die Zuſammenſetzung der Commiſſion 
für die Steuerberathungen. Nach meiner Anſicht iſt es unbedingt 
nothwendig, daſs die Mitglieder von den Genoſſenſchaften gewählt 
werden, aber nicht, dafs fie die Vorſteher oder die Genoſſenſchafts⸗ 
ausſchüſſe beſtimmen. Die ganze Corporation ſoll die Mitglieder 
wählen, denn dann wird man den richtigen Männern das Ver— 
trauen ſchenken, welche gewiss objectiv urtheilen werden und auch 
die Verhältniſſe der anderen genau kennen. Das wäre alſo der 
einzig richtige Vorgang, daſs die Mitglieder von der ganzen 
Corporation, von ſämmtlichen Genoſſenſchaftsmitgliedern gewählt 
werden. 

Was nun die Handels- und Gewerbekammer betrifft, ſo 
glaube ich, daſs man gerade ihr die Schuld an der bisherigen 
furchtbaren Überlaftung der mittleren und kleinen Gewerbetreibenden 
mit Recht zuſchreiben kann, weil ſie beſtändig nur für das Groß⸗ 
capital und für die Großinduſtrie geſorgt hat. 

Was die Befreiung der Communalanſtalten betrifft, ſo bin 
ich hiefür, daßs z. B. Lagerhäuſer, Schlachthäuſer, Waganſtalten ꝛc. 
von der Steuer befreit werden ſollen; das iſt nur ein Ding der 
Gerechtigkeit. Aber andere Unternehmungen, gewerbliche Unter: 
nehmungen, welche die Commune eventuell einführen würde und 
die dem Gewerbsmanne Concurrenz machen, die ſollen nicht frei⸗ 
gegeben werden, weil da die Geſchäftsleute unter ſolcher Concurrenz 
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nicht beſtehen können. Wenn die Commune z. B. eine Bäckerei 
etwa errichten würde, und ſie wäre ſteuerfrei, ſo würde dadurch 
ein ganzer Gewerbeſtand zugrunde gerichtet. Alſo ich bin vollkommen 
dafür, dass die allgemeinen, öffentlichen Intereſſen dienenden An⸗ 
ſtalten, die die Commune errichtet, von der Steuer befreit werden 
ſollen. 

Zum Schluſſe, weil ich mit der Ernennung der Delegierten 
durch die Handels⸗ und Gewerbekammer nicht einverſtanden bin, 
und ich glaube — ich gehe noch weiter in meinem Antrage als Herr 
Dr. Lueger —, dafs man von jenen Mitgliedern, die von der 
Finanzbehörde zu dieſer Commiſſion gewählt werden, ein viel 
objectiveres Urtheil erwarten kann, als von den Mitgliedern der 
Handels⸗ und Gewerbekammer (Rufe: Sehr richtig! Gem.⸗Rath 
Tagleicht: O nein! Das iſt nicht richtig!), erlaube ich mir 
folgenden Antrag zu ſtellen: 

Mit Rückſicht auf den Umſtand, dafs die Handels— 
und Gewerbekammern in ihrer gegenwärtigen Zuſammen⸗ 
ſetzung ausſchließlich die Intereſſen der Großproduction 
und des Großhandels vertreten und es ſich bei der 
bevorſtehenden Reform der Erwerbſteuergeſetzgebung vor 
allem darum handelt, eine Erleichterunz der unteren 
und mittleren Kategorien der Erwerbſteuerträger ein— 
treten zu laſſen, iſt eine ſolche Zuſammenſetzung der 
Erwerbſteuer-Commiſſion erſtrebenswert, welche dieſem 
Hauptgeſichtspunkte der Reform Rechnung zu tragen. 
geeignet erſcheint. 

Es möge daher die Zuſammenſetzung der Erwerb— 
ſteuer-Commiſſionen in der Weiſe erfolgen, dass die 
eine Hälfte derſelben von der Geſammtheit der Steuer— 
träger gewählt, die zweite Hälfte aber vom Finanz— 
miniſter ernannt werde, weil in einer ſolchen Intereſſen— 
frage das Vertrauen der überwiegendſten Mehrheit der 
Steuerpflichtigen zu den weder perſönlich, noch nach 
ihren Standes intereſſen engagierten Vertretern der 
Staats- Finanzverwaltung ein unbedingt größeres iſt, 
als zu den Vertretern der Großproduction, wie ſie die 
Handelskammern eutfenden würden. Eine Benachthei— 
ligung der Großproduction aber iſt durch eine ſolche 
Zuſammenſetzung umſoweniger zu befürchten, als den 
Angehörigen derſelben in viel höherem Maße die 
Möglichkeit der Abwehr ungerechter Einſchätzung gegeben 
iſt, als den Angehörigen des mittleren und kleineren 


Gewerbeſtandes. 


Ich bitte, dieſem Antrage Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Gem.-Nath Dr. Zimmermann (zur Geſchäftsordnung): 
Mit Rückſicht auf den Umſtand, dass noch 40 Redner vorgemerkt 
find (Widerſpruch) und dieſe wahrſcheinlich den Gegenſtand er- 
ſchöpfend darſtellen werden, beantrage ich Schluſs der Debatte. 
(Gem.⸗Rath Gregorig ruft: Stopfen Sie uns das Maul, Sie 
haben ſchon recht!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte Herrn Gem. 
Rath Gregorig, ſich doch fo zu benehmen, wie es in parla⸗ 
mentariſchen Verſammlungen ſich geziemt. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich nehme mir von oben das Pei- 
ſpiel, wie man ſich benimmt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich rufe Sie für dieſe 
ganz ungerechtfertigte Beleidigung zur Ordnung. (Beifall rechts.) 
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Es iſt Schluss der Debatte beantragt. Diejenigen Herren, 
welche mit Schluss der Debatte einverſtanden find, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Schluſs der Debatte iſt ange— 
nommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gemeinderäthe, u. zw. pro: 
Herold, Schlechter, Stern, Taubler, Tagleicht, Dr. 
Friedjung, Frauenberger, Rückauf, Gfrorner, 
Noske, Lang, Herrdegen, Winker und Dr. Klotzberg. 

Contra die Herren Gem.⸗Räthe Jedliéka, Steiner, 
Ferd. Mayer, Gregorig, Purſcht, Hipp, Karl Joh. 
Müller, Bärtl, Dr. Lueger, Rauſcher, Hawranek, 
Schuh, Eigner — und der Herr Referent. 

Das Wort hat Herr Gem.-Rath Herold. 

Gem.-Nath Herold: Hochgeehrte Herren! Wir haben ſchon 
ſo viel ausgezeichnete Redner gehört und von den Vorgemerkten 
werden wir noch viele ausgezeichnete zu hören bekommen, daſs es 
faſt Vermeſſenheit iſt, in ſo vorgerückter Stunde noch zur Vorlage 
zu ſprechen, aber ich ſtelle mich auf den Standpunkt des Geſchäfts⸗ 
mannes und Gewerbetreibenden und glaube, dass in dieſem Saale 
auch eine ſolche Stimme gehört werden muſßs. Die Vorlage iſt jo 
wichtig und ſo tief einſchneidend, insbeſondere in das Leben eines 
Gewerbetreibenden und Geſchäftsmannes. Es iſt einem ſchlichten 
Bürger unmöglich, in dem Labyrinth dieſes Geſetzes ſich zurecht zu 
finden; aber eines muss doch conſtatiert werden, ich glaube, in 
keinem Lande iſt ein ſo compliciertes Steuerweſen, wie es in der 
Vorlage vorhanden iſt. Es wird zwar geſagt, das Miniſterium 
beabſichtigt, den Geſammtſteuereffect zu vermindern, ja ſogar die 
Steuerlaſt herabzudrücken. 

Nun, ich höre das wohl, aber mir fehlt der Glaube. Wenn 
Sie das ſehr dehnbare Moment, die Steuerfeſtſtellung ins Auge 
faſſen, fo werden Sie mir vielleicht beipflichten. Bei der Erwerb— 
ſteuer ſoll die Einwohnerzahl einer Stadt dafür ſprechen, es ſollen 
die Betriebsſtätten in Rechnung gezogen werden, es ſoll die Ein⸗ 
richtung dieſer Betriebsſtätten, die Waren, die Anzahl der Be- 
dienſteten ins Auge gefaſst werden, und dazu kommt noch der 
ſozuſagen dehnbare Tarif, dieſer dehnbare Tarif, der Minimal— 
anſätze nach Umſtänden und auch Maximalanſätze nach Umſtänden 
vorſchreiben ſoll. ’ 

Ich möchte gerade da als draſtiſches Beiſpiel unſere Schank— 
gewerbe aufführen, wo die Abſtufung zwiſchen einem unanſehnlichen, 
mittleren, großen und eleganten Geſchäfte angeführt wird; ebenſo 
die Abſtufung bei Getränken nach ſchweren und leichteren Weinen, 
die Abſtufung zwiſchen Pilſener und Schwechater Bier. Die Ab— 
ſtufungen ſind geradezu abſurd und unverſtändlich und es iſt mir 
geradezu ganz unverſtändlich, wie dieſer Tarif gehandhabt werden 
ſoll; auch möchte ich die Commiſſion ſehen, die in dieſer Abſtufung 
das Richtige treffen ſoll mit der Handhabung dieſes dehnbaren 
Tarifs. 

Die ganze Vorlage macht mir überhaupt den Eindruck als 
eine Verſicherung der Stabilität der Erwerbſteuer-Hauptſumme, 
welche die Garantie bieten ſoll für den Herrn Finanzminiſter. 

Dieſe Reform ſoll im Jahre 1894 inkraft treten, aber bis 
zum Jahre 1893 ſollen noch Steuererhebungen vorgenommen 
werden, um die Contingentierungsſumme für die Zukunft feſtzu⸗ 
ſetzen. Da befürchte ich, daſs den Steuerträgern noch ſehr oft die 
Augen übergehen werden. 

Ein weiterer Umſtand, gegen den ich mit aller Entſchiedenheit 
kämpfe, find die 2°4 Percent, die Wien mehr zahlen ſoll. 
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Meine Herren! Das iſt unrecht. Wozu das? Ich frage Sie: 
Haben wir nicht bisher immer unter einem unerhörten Steuer— 
drucke zu leiden? Ich ſpreche aus eigener Erfahrung; ich weiſe 
auf Provinzialſtädte hin wie Prag, Brünn, Graz u. ſ. w., wo 
die Gewerbeverhältniſſe viel beſſer ſind als in Wien, nämlich die 
induſtriellen Verhältniſſe und auch die Verhältniſſe in Bezug auf 
den Fremdenverkehr, für den ich mir auch ein Wort mitzuſprechen 
erlaube. 

Die Provinzhauptſtädte befinden ſich viel beſſer. Ebenſo mufs 
man Rückſicht uehmen auf die neu einbezogenen Gemeinden, von 
denen viele einen ländlichen Charakter haben. Wie kommen dieſe 
dazu, jo hoch beſteuert zu werden? Ich muss als Wiener Bürger 
es aus vollem Herzen rügen, daſs dieſe hohe Belaſtung Wiens 
eintritt. Das iſt ein Unrecht, und ich hoffe, dafs die Abgeordneten 
im Parlamente energiſch dagegen Stellung nehmen werden. Ich 
habe mir erlaubt, folgenden Antrag auszuarbeiten: 

Der Gemeinderath wolle in Anbetracht der in Wien 
notoriſch beſtehenden ungünſtigen Erwerbsverhältniſſe 
des kleinen und mittleren Gewerbeſtandes, welche jede 
Mehrbelaſtung gegenüber den Gewerbsgenoſſen der auf 
Koſten Wiens raſch emporgeblühten Provinzſtädte als 
durch die ſachlichen Verhältniſſe unbegründet erſcheinen 
laſſen, entſchieden gegen den für Wien geplanten 
25percentigen Zuſchlag für die Wiener Gewerbetreibenden 
Stellung nehmen und die hohe Regierung und das 
Parlament im Wege einer Petition um Eliminierung 
dieſer Beſtimmung bitten. 

Meine Herren! Ich habe dieſe Frage fleißig ſtudiert, wie es 
eben einem Geſchäftsmanne zukommt; da iſt mir etwas in die 
Augen geſprungen, bezüglich deſſen Sie mir beipflichten werden. 
Es iſt dies die Beſteuerung der im Betriebe beſchäftigten Hilfs— 
arbeiter. Ich erblicke darin eine ſociale Gefahr. Die Folge dieſer 
Beſtimmung mußs unfehlbar fein, daſs z. B. ein Induſtrieller, der 
jetzt inzeiten des mangelnden Geſchäftes Arbeiter beſchäftigt und 
fie doch nicht entläjst, wenn dieſe Steuercontribution auf ihn zu 
laſten kommt, gewijs ſeine Arbeiter entlaſſen, reſpective deren Zahl 
vermindern wird, und denken Sie ſich dann die üblen Folgen, die 
da entſtehen müſſen. Gehen Sie da keiner ſocialen Gefahr entgegen, 
wenn ſoviele Arbeiter entlaſſen werden, die dann in der todten 
Saiſon unbeſchäftigt ſind? Ich fürchte das ſehr, und ich wünſche, 
daſs dieſe Eventualität nicht eintritt, aber fie kann eintreten, und 
vielleicht wird gerade der Gemeinderath mit vorwurfsvoller Miene 
vor der Regierung ſtehen und hinweiſen auf die ungerechtfertigte 
Beſteuerung der Hilfsarbeiter und der Regierung zurufen: „Tu l'as 
voulu!“ Du haſt es ſelbſt gewollt! 

Was die Einſchätzungs⸗Commiſſionen betrifft, jo iſt meine 
Anſicht die, daſs fie aus den Gewerbegenoſſenſchaften gebildet 
werden ſollen. Es werden dann vielleicht auch die Befürchtungen, 
die man bezüglich der Parteileidenſchaften hegt, gleich im Keime 
erſtickt werden. Unſere Gewerbegenoſſenſchaften ſollen Vertreter 
wählen, das iſt das Beſte für die Einſchätzungs⸗Commiſſion. 

Ich kann nicht umhin, dem Herrn Referenten des Stadtrathes 
meinen Dank zu zollen für die Ausarbeitung dieſes Gutachtens. 
Ich empfehle dringend, dieſen Antrag im Intereſſe der guten, 
ſchönen Wienerſtadt annehmen zu wollen und möchte nur noch 
bitten, daſs der Stadtrath bezüglich der Erwerbſteuer alles mögliche 
aufbiete, damit ſie vereinfacht werde. Es ſoll nicht der gewerbliche 
Betrieb beſteuert werden, ſondern es iſt meine Anſicht, daſs das 
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Einkommen getroffen werden ſoll. Das iſt das Steuerprincip, dem 
ich huldige, ich bitte daher, dieſen Antrag gefälligſt annehmen 
zu wollen. 

Gem.-Nath Jedliéka: Meine Herren! In der Vorlage iſt 
noch etwas enthalten, das uns auch zu denken gibt. Es iſt dies 
der Vorſchlag, daſs man für ſeine Lehrlinge und auch für Arbeiter, 
welche das ſechzigſte Jahr überſchritten haben, eine halbe Taxe 
einheben ſoll. Gegen dieſe beiden Belaſtungen mußs ich mich aus? 
ſprechen und erlaube mir, Ihnen dies in Kürze zu begründen. 

Wenn man den Lehrling mit derſelben Steuertaxe belaſtet, 
ſo zahlt der Lehrherr eine Steuer, die er nicht verdient, denn die 
erſte Zeit, die der Lehrling in der Lehre zubringt, iſt er kaum im 
Stande, das zu verdienen, was er vom Lehrherrn an Kleidern und 
an Koſt bekommt. 

Wenn er das zweite Jahr in der Lehre iſt, verdient er viel— 
leicht erſt das, was er in dem erſten Jahre bei den Verſuchen, die 
er mit den Anfängen in der Arbeit gemacht hat, verdorben hat. 
Er erſpart auch nichts. Im dritten Jahre läuft er, wie die Dinge 
heute ſind, meiſtentheils davon. Er wird von den Socialiſten 
überredet, die ihm ſagen: du muſst nichts lernen, geh' fort in 
die Provinz, dort biſt du frei; zwei Jahre Haft du ja ſchon 
gelernt. Die Belaſtung für die Lehrlinge würde alſo eine ungerechte 
und drückende werden. Es wird ſich ſchwer jemand entſchließen, 
Lehrlinge zu halten. Wo wird der Fabrikant ſeine Gehilfen her— 
nehmen, wenn der kleine Meiſter nicht die Lehrlinge erzieht. Aus 
dieſem Grunde bin ich gegen die Belaſtung der Lehrlinge, wenn 
es auch mit der halben Taxe iſt. 

Viel wichtiger iſt es mit den Arbeitsleuten, welche das 
60. Lebensjahr überſchritten haben. Solange der Menſch jung iſt, 
reißt ſich jeder um ihn. Wenn man aber einmal älter wird und 
nicht mehr ſo arbeitstüchtig iſt, wird der Menſch leider Gottes 
nicht mehr geachtet, man ſucht ihn loszuwerden. Insbeſondere 
geſchieht dies in den Fabriken, weil jede Fabrik eine eigene 
Krankencaſſa hat. Darum trachten die Leute, ſolche alte Elemente, 
die den Krankheiten mehr unterworfen ſind, langſam hinauszu⸗ 
bugſieren. Der arme Mann ſieht oft ſchon nichts mehr; denn 
wenn jemand 60 Jahre auf dem Buckel ſitzen hat und ſich von 
Kindheit auf gerackert hat, ſo kann man von ihm nicht verlangen, 
dajs er das leiſte, was der Junge leiſtet. 

Nun ſoll ihn der kleine Meiſter übernehmen, weil er zur 
Bezirkskrankencaſſa oder zur Genoſſenſchaft gehört. Wenn er auch 
dem Meiſter nicht viel verdient, wird er von dieſem mehr aus 
Mitleid als aus Bedarf ſo quasi in Verſorgung genommen, denn 
ſonſt bekäme ein ſolcher Menſch nie eine Beſchäftigung. Das iſt 
auch ein Theil der ſocialen Frage. Belaſtet man dieſe alters— 
ſchwachen Leute, fo werden fie brotlos und fallen dem Staate zur 
Laſt. Durch die Erleichterung, daſs für die Arbeiter, welche 
60 Jahre alt geworden ſind, keine Steuer eingehoben wird, will 
man ermöglichen, daſs ein ſolcher Mann noch Unterkunft finde. 
Aus dieſem Grunde empfehle ich Ihnen den Antrag, den ich zum 
Schluſſe ſtellen werde. Der Antrag über die zwei Gegenſtände iſt 
folgender: 

Lehrlinge und ſolche Arbeiter, welche das ſech— 
zigſte Lebensjahr überſchritten haben, ſollen bei Be— 
rechnung der Steuerquote nicht gerechnet werden. 

Nun komme ich noch auf einen wichtigeren Umſtand, der hier 
nicht genügend beſprochen worden iſt. Wir in Wien ſind dazu 
auserſehen, ſo quasi die Laſtthiere des Staates zu werden. Wir 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 82, 18. October 1892. 


KNA KKK — . 


— . — — ———Æ—— 


müſſen alles tragen und aus Dankbarkeit dafür, daſs wir dem 
Kriegsminiſter ſeine ſtrategiſchen Bahnen mit circa 30 Millionen 
Gulden ſubventionieren, ſollen wir in der Steuervorlage, weil wir 
uns als tüchtige Steuerträger bewieſen haben, wieder Bevorzugte 
werden, und zwar ſollen wir um 25 Percent mehr Erwerbſteuer 
zahlen als die anderen Steuerträger in den Kronländern. Wie 
kommen gerade wir dazu, die wir in Wien ſind, dieſe Mehrleiſtung 
aufzubringen? Sind denn die Verhältniſſe hier für die Erwerbſteuer— 
pflichtigen andere als in den Kronländern? Gewils nicht! Der 
in der Stadt ſein Geſchäft hat, wird ohnehin mit dem Normalen, 
das in den Kronländern vorgeſchrieben wird, genug zahlen. 

Wir armen Teufel aber, die wir gezwungen ſind, in die 
Vororte zu gehen, weil unſer Verdienſt uns nicht geſtattet, in der 
Stadt eine Wohnung zu nehmen, ſollen ausnahmsweiſe um ein 
Viertel mehr als die anderen Kronländern zahlen. Meine Herren! 
In den Hauptſtädten der Kronländer machen die Leute beſſere 
Geſchäfte — als wir in den Vororten, darum wäre die Belaftung 
hier eine ungerechte, und nachdem ich Sie nicht länger ermüden 
will, bitte ich Sie, folgenden Antrag anzunehmen: 

Der Gemeinderath der Stadt Wien proteſtiert gegen 
die geplante 25percentige Mehrbelaſtung der Wiener 
Steuerträger und verlangt, die Erwerbſteuerſätze für 
Wien ſollen den Erwerbſteuerſätzen der Hauptſtädte 
der öſterreichiſchen Kronländer gleichgeſtellt werden. 

Ich glaube, meine Herren, wenn Sie dieſen Antrag annehmen, 
werden Sie im Sinne der ganzen Gewerbewelt von Wien handeln, 
und ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes Antrages. (Beifall 
links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir müſſen die Debatte 
unterbrechen. 


Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 45 Minuten abends.) 


Beſchluſs- Protokoll 
der vertraulich en Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 14. October 1892. 


Vorſitz: Pürgermeiſter Dr. Brix. 

1. Bürgermeiſter Dr. Prix theilt der Verſammlung ein | 

Dankſchreiben der Witwe des 1. Vice-Bürgermeiſters Dr. F. 

Borſchke mit. (Wird zur Kenntnis genommen.) 

2. Gem.-Nath Vaugoin referiert über zwei Geſuche um 
Fortbezug von Gnadengaben und beantragt die Gewährung. 

(Angenommen.) 

3. Gem.⸗Nath Dr. Huber beantragt die Verleihung der 


großen goldenen Salvator-Medaille an den Armenrath Herrn 


Otto Schütze. Angenommen.) 
4. 1. Pice-Bürgermeifter Dr. Richter referiert über eine 
Penſionierung im Gnadenwege und beantragt die Gewährung. 


(An genommen.) 
Schluſs der Sitzung. 


Stadtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 11. October 1892. 


Vorſitzender: 2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


Boſchan, Noske, 

v. Götz, Rückauf, 

v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Grübl, Schneiderhan, 


Dr. Hackenberg, 
Kreindl, 
Dr. Lederer, 


Dr. Stenzl, 
Vaugo in, 
Dr. Vogler, 


Matzenauer, Witzels berger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Huber. 

Experten: Magiſtratsrath Siegl. 
Ober⸗Ingenieur Thalhammer. 

Schriftführer: Magiſtrats-Secretär Roßner. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vice— 
Bürgermeifler Pr. Richter macht derſelbe der Verſamm— 
lung nachfolgende Mittheilungen: 

Stand des Reſervefondes mit 8. October 1892: 
Reſervefonnd::nʒrt¹t . . 600.000 fl. — kr. 
Effective Belaſtung. . . . 352.170 fl. 16 ½ kr. 

Belaſtung durch in Ausſicht 
ſtehende, bereits genehmigte, 
jedoch noch nicht effectuierte 
Auslagen.. 526.997 fl. 75 kr. 
zuſammen . 879.167 fl. 91½ kr. 


daher überſchritten um . 279.167 fl. 91½ kr. 
und nach Hinzurechnung der für unvorhergeſehene 
Auslagen in den Bezirken I bis XIX à 500 fl. 
zu reſervierendrrrddNdNdTQ . 9.500 fl. — kr. 
EHEN rr ee rer 288.667 fl. 91½ kr. 
Außerdem ſtehen noch für Rechnung des Reſervefonds Anträge im 
Geſammtbetrage von 99.242 fl. 53 ½ kr. in Vormerkung, bezüglich 
deren die Genehmigung noch ausſteht. (Dient zur Kenntnis.) 
St.⸗R. Dr. Huber entſchuldigt ſein Ausbleiben von der Sitzung 
wegen Theilnahme an einer Caſſaſcontrierung. 
(Dient zur Kenntnis.) 
St.-R. Dr. Hackenberg referiert über das Anſuchen der 
Actiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen bezüglich eines Projectes für 
die Verlegung des Frachtenbahnhofes in Gaudenzdorf zum Matzleins— 
dorfer Kohlenbahnhofe der Südbahn und ſtellt folgende Anträge: 
Mit Rückſicht auf das Reſultat der am 20., 21. und 22. Sep⸗ 
tember 1892 ſtattgefundenen politiſchen Begehung wird in theilweiſer 
Abänderung des Stadtraths-Beſchluſſes vom 15. September 1892, 
3. 5555, beantragt, der Actiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen 
die Zuſtimmung zu der angeſuchten Verlegung des Frachtenbahnhofes 
von der Schönbrunnerlinie zu den hiemit in Verbindung ſtehenden 
proviſoriſchen Geleiſeherſtellungen in der Marr-Meidlinger- und in 
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der Dammſtraße, zur Umgeſtaltung der nächſt dem Meidlinger Bahn— 
hofe befindlichen Geleiſeanlagen und zur verſuchsweiſen Einführung 
des Pferdebetriebes auf der Strecke „Johannagaſſe⸗Steinbauergaſſe⸗ 
Rudolfsgaſſe-Meidling⸗Bahnhof“ unter den nachfolgenden Bedingungen 
zu ertheilen: 

1. Die Anlage des neuen Frachtenbahnhofes hat in einer Weiſe 
zu erfolgen, dafs zwiſchen demſelben und der Stadtbahnanlage die 
Durchführung der Dammſtraße in der genehmigten Breite von 1896 m 
möglich bleibt. 

2. Der Actiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen wird die Bes 
willigung zur Benützung der Dammſtraße und der Marx-Meidlinger⸗ 
ſtraße zur Anlage der projectierten proviſoriſchen Geleiſe bis zum 
Zeitpunkte der Ausführung der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn 
ertheilt und behält ſich die Gemeinde Wien vor, die Bedingungen 
hinſichtlich der Straßenbenützung für die definitiven Geleiſeanlagen erſt 
in dem Zeitpunkte aufzuſtellen, in welchem die Acdtiengeſellſchaft der 
Wiener Localbahnen mit dem Projecte für dieſe Anlagen an die 
Gemeinde Wien herantreten wird. 

Die Geſellſchaft hat daher binnen läugſtens ſechs Wochen nach 
Genehmigung des Projectes für die dortige Gürtellinie der Wiener 
Stadtbahn das Project für die vorbezeichneten definitiven Geleiſe— 
anlagen zur Genehmigung vorzulegen. 

3. Für die Benützung der durch dieſe proviſoriſchen Geleiſe— 
anlagen in Anſpruch genommenen ſtädtiſchen Straßengründe hat die 
Geſellſchaft an die Gemeinde Wien vom Tage des Baubeginnes einen 
Beſtandzins zu entrichten, deſſen Höhe von der Gemeinde Wien von 
fünf zu fünf Jahren feſtgeſetzt und für das erſte Quinquennium mit 
dem Betrage von 50 kr. per Meter Bahnlänge auf ſtädtiſchem Straßen- 
grunde und Jahr bemeſſen wird. Dieſe Abgabe kann jedoch nicht 
höher als mit 2 fl. per Meter Bahnlänge bemeſſen werden. 

4. In der Dammſtraße ſind die Geleiſe vorläufig in das von 
der Gemeinde Wien bereits genehmigte Niveau derart einzulegen, daſss 
ſowohl in der Wolfganggaſſe, als auch in der Auffahrtsrampe über 
den Durchlaſs der Stadtbahn eine gleichmäßige Niveauanlage ermöglicht 
werde. 

5. In der Marı-Meidlingerftraße find die Geleiſe in das be— 
ſtehende Niveau zu legen, und iſt die Straße, welche gegenwärtig nicht 
in ihrer ganzen Ausdehnung die für die Anlage der Geleiſe erforder— 
liche Breite beſitzt, in den engeren Theilen entſprechend zu verbreitern, 
und zwar: 

In der gepflaſterten Straßenſtrecke zwiſchen Kilometer 101 und 17 
ſind von den beiderſeits der Straße beſtehenden Rinnſalen je 80 em 
Breite in die Fahrbahn einzubeziehen und ſind beiderſeits der Fahr— 
bahn gepflafterte Rinnſale in der Breite von je 60 em herzuſtellen; 
das Bahngeleiſe iſt ſohin in die verbreiterte Fahrbahn mit 40 cm 
Entfernung der äußeren Schiene von den Randſteinen einzulegen. 

In der Straßenſtrecke von Kilometer 1:7 bis 1˙9 iſt das ganze 
außerhalb der Fahrbahn an der linken Straßenſeite (Stadtfeite) gelegene 
Rinnſal in die Fahrbahn einzubeziehen. 

Entlang der in Ausſicht genommenen Kopfſtation hinter dem 
Gaſthofe „zum Auge Gottes“ iſt für die Herſtellung einer ent— 
ſprechenden Fußpaſſage und für die ſtete Freihaltung der Einfahrten 
zu den Holzlagerplätzen Sorge zu tragen. 

Über die Anlage dieſer Station iſt ſeitens der Geſellſchaft noch 
vor Inangriffnahme der Arbeiten ein genauer Detailplan vorzulegen 
und ſind ſämmtliche Arbeiten im Einvernehmen mit dem Stadtbauamte 
auszuführen. 

3* 
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6. Für den eiſernen Oberbau iſt ein Syſtem zu wählen und der 
Gemeinde zur Genehmigung vorzulegen, welches die volle Gewähr für 
die Zweckmäßigkeit desſelben bietet. 

7. Die Zonenbreite wird bei der eingeleiſigen Bahnanlage mit 
253 m, bei den zweigeleiſigen Anlagen mit 506 m feſtgeſetzt. Innerhalb 
dieſer Zonenbreite ſind die Geleiſe auf ſtädtiſchem Straßengrunde, inſoweit 
derzeit eine Pflaſterung nicht beſteht, mit regulären Granitwürfelſteinen 
auf Koſten der Geſellſchaft ordnungsmäßig auszupflaſtern und iſt das 
Pflaſter in der erwähnten Breite in der ganzen Ausdehnung der Bahn 
auf ſtädtiſchem Straßengrunde auf Koſten der Geſellſchaft ſtets in 
gutem, klagloſem Zuſtande zu erhalten. 

Die Geſellſchaft hat weiters für die ſtete Reinhaltung der Bahn 
von Koth, Staub und Schnee innerhalb der beſtimmten Zonenbreiten, 
ſowie für die ſofortige Abfuhr der von der Bahnfläche abgezogenen 
Schmutz⸗ und Schneemaſſen Sorge zu tragen. 

8. Mit Rückſichtnahme auf den Beſtand der 870 mm und 520 mm 
weiten Rohrſtränge der Hochquellenleitung in der Dammſtraße werden 
die mit dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 19. October 1886, Z. 6202, 
M.⸗Z. 306475, anläſslich der Herſtellung von Nebengeleiſen in dieſer 
Straße aufgeſtellten Bedingungen mit dem Beifügen erneuert, daſs 
die Rohrſtränge bei den Kreuzungen durch die projectierten Geleiſe— 
anlagen nach der Angabe und unter Aufſicht des Stadtbauamtes 
auf Koſten der Geſellſchaft durch Widerlagsmauern, welche mit Tra— 
verſen zu überlegen ſind, verſichert werden. 

Die mit dem erwähnten Gemeinderaths-Beſchluſſe geſtellten Be: 
dingungen haben auch hinſichtlich der in der Dammſtraße befindlichen 
Brunnſtube und Saugcanäle der ehemaligen Schönbrunner Hoffüchen- 
Waſſerleitung Anwendung zu finden. 

9. Der neben dem Ausgangsgebäude des Bahnhofes der Süd⸗ 
bahn in Meidling befindliche Wagenaufſtellungsplatz der Südbahn iſt 
um jenes Flächenmaß zu vergrößern, welches der gegenwärtig vor dem 
Aſylhauſe der Südbahn beſtehende und nunmehr aufzulaffende Wagen- 
aufſtellungsplatz für Einſpänner beſitzt, damit dortſelbſt zuſammen 
25 Einſpänner und Fiaker, ſowie die bereits gegenwärtig dort Auf— 
ſtellung nehmenden Omnibuswägen Raum finden. 

Der von der Geſellſchaft zu vergrößernde Theil des Auſſtellungs— 
platzes iſt auf Koſten der Geſellſchaft mit Würfelſteinen auszupflaſtern 
und mit Asphalt auszugießen. 

10. Für die im Punkte 5 bedungene Verbreiterung und Um— 
geftaltung der Marx-Meidlingerſtraße, dann für die Niveauherſtellungen 
in der Dammſtraße find Detailpläne (Situationspläue im Maßſtabe 
1:500 und Profilpläne im Maßſtabe 1: 100) zur Genehmigung vorzulegen. 

Weiters iſt für die herzuſtellenden Stützmauern, Entwäfferungs- 
anlagen und für etwaige Hochbauten der Bauconſens zu erwirken. 

11. Der probeweiſen Einführung des Pferdebetriebes auf der 
Theilſtrecke „Steinbauergaſſe-Rudolfsgaſſe-Meidling-Bahnhof“ wird 
vorläufig auf die Zeitdauer eines Jahres und unter der Bedingung 
zugeſtimmt, dafs die bisherige Fahrordnung und die gegenwärtig cin- 
geführten Verkehrs⸗Zeitintervalle keine Anderung erleiden. 

12. Die Geſellſchaft hat zur Sicherung der übernommenen Ver— 
pflichtungen eine Caution im Betrage von 2000 fl. in Barem oder 
in von der Gemeinde zur Cautionsleiſtung geeignet bezeichneten Wert- 
papieren zu Handen der ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu erlegen. 

13. Die Gemeinde bedingt ſich den Abſchluſs eines Vertrages 
mit der Geſellſchaft, in welchem nicht allein die vorſtehenden Beſtim— 
mungen Aufnahme finden, ſondern auch noch jene allgemeinen Be— 


dingungen und Vorbehalte aufzunehmen ſind, welche auf den Beginn 


der Vertragsdauer, auf die Modalitäten der Zahlung des bedungenen 
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Beſtandzinſes, auf den Cautionserlag, auf die Art der Ausführung 
der Bahnarbeiten unter Bedachtnahme auf die Sicherheit privater und 
ſtädtiſcher Objecte, auf Gebüren u. ſ. w. Bezug nehmen. 

14. Vor endgiltiger Vereinbarung über die geſtellten Bedingungen 
und Abſchluſs des vorerwähnten Vertrages dürfen die Bauarbeiten 
auf ſtädtiſchem Grunde nicht in Angriff genommen werden. 

St.⸗R. Schneiderhan beantragt, es ſei in Punkt 11 die 
Bedingung aufzunehmen, daſs die ganze Bahnſtrecke bis zum Meidlinger 
Bahnhofe auf Koſten der Geſellſchaft auszupflaſtern ſei, modificiert 
jedoch feinen Antrag dahin, dafs nur die Rudolfsgaſſe auszupflaſtern ſei. 

Referent ſchließt ſich dieſem Antrage an und formuliert den- 
ſelben folgendermaßen: 

„.. . und unter der Bedingung, dafs die Geſellſchaft die 
Geleiſezone an der Häuſerfront in der Rudolfsgaſſe, und zwar in der 
Strecke von der Steinbauergaſſe bis zur Wilhelmsſtraße ſofort aus— 
pflaſtere und inſtandhalte (Punkt 7) . . . .“ 

St.⸗R. v. Neumann beantragt: 

Das Stadtbauamt wird beauftragt, ein Project über die Durch— 
führung der Dammſtraße ſowie der Gürtelſtraße längs der Südbahn 
vorzulegen, wobei anzuſtreben ſein wird, die Gürtelſtraße auch in dieſer 
Strecke auf die Normalbreite von 75 m zu bringen. 

St.⸗R. Schlechter nimmt den erſtgeſtellten Antrag S chneiderhan 
wieder auf und beantragt, es ſei die ganze Bahnſtrecke von der Gürtel— 
ſtraße bis zum Meidlinger Bahnhofe, inſoweit dieſelbe noch nicht ge⸗ 
pflaſtert iſt, ſeitens der Geſellſchaft zu pflaſtern. 

über eine vom St.⸗N. Schlechter gegebene Anregung ſtellt 
Referent den weiteren Zuſatz-Antrag, daſs in Punkt 11 auch die 
Beſtimmung aufzunehmen ſei, daſs infolge Veränderung des Motors 
(Pferdebetrieb; eine Anderung der gegenwärtigen Tarifſätze nicht ein- 
treten dürfe. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, es ſeien im Punkte 2 jene 
Theile der Dammſtraße und Marx-Meidlingerſtraße, welche der Ge— 
ſellſchaft zur Benützung überlaſſen werden ſollen, genau zu bezeichnen, 
zieht aber über die Aufklärungen des Ober⸗Ingenieurs Thalhammer 
dieſen Antrag wieder zurück. 

Bei der Abſtimmung werden folgende Beſchlüſſe gefaſst: 

Ad Punkt 11 wird der Antrag Schlechter in folgender 
Formulierung: 

„.. unter der Bedingung zugeſtimmt, daſs die ganze Strecke 
der Bahn in der Steinbauer- und Rudolfsgaſſe bis zur Wilhelms⸗ 
ſtraße in der entſprechenden Zonenbreite ausgepflaſtert und inſtand⸗ 
gehalten werde (Punkt 7)“ mit 9 Stimmen angenommen. 

(Hiedurch entfiel die Abſtimmung über die vom Referenten vor— 
geſchlagene Formulierung des Antrages Schneiderhan.) 

Ferner wird der vom Referenten ad Punkt 11 nach „Verkehrs- 
Zeitintervalle“ einzuſchaltende Zuſatz: „nebſt den gegenwärtigen Tarifen“ 
angenommen. | 

Im übrigen werden die urſprünglichen Neferenten-Anträ ge 
angenommen. (An den Gemeinderath.) 

Endlich wird der Antrag des St.-R. v. Neumann puncto 
Auftrag an das Stadtbauamt angenommen. 

St.-R. Dr. Cederer referiert über das Verkaufsanbot des 
Joſef Pfeiffer noe. der minderjährigen Petrinſchekſſchen Kinder 
bezüglich des Hauſes Or.⸗Nr. 3 Wachtelgaſſe, I. Bezirk, und beantragt, 
es ſei dieſes Haus Seitens der Gemeinde Wien um den Betrag von 
19.000 fl. anzukaufen. Die halben Stempel- und Übertragungsgebüren 
ſind von der Gemeinde zu tragen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
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St.-N. Dr. v. Billing referiert über die Repartition der 
Canalräumungsgebüren in den ehemaligen Vorortegemeinden und 
beantragt, es habe in den ehemaligen Vorortegemeinden Simmering, 
Ober⸗ und Unter⸗Meidling, Penzing, Rudolfsheim, Ottakring, Neu— 
lerchenfeld, Hernals, Währing und Ober-Döbling für das Jahr 1892 
die Vorſchreibung und Einhebung der Canalräumungsgebüren nach der 
vom Magiſtrate vorgelegten Scala XI, welche dieſem Protokolle als 
Beilage beigegeben iſt, zu erfolgen. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, es ſei das Referat an den 
Magiſtrat mit dem Auftrage zurückzuweiſen, eine einheitliche Scala 
für ſämmtliche Bezirke Wiens auszuarbeiten. 

Referent modificiert ſohin feinen Antrag dahin, dass in den 
genannten ehemaligen Vorortegemeinden für das Jahr 1892 die Canal— 
und Senkgrubenräumungsgebür nach der mit Gemeinderaths-Beſchluſs 
vom 12. November 1889, Z. 6743, für die Bezirke J bis X feſtgeſetzten 
Scala zu erfolgen habe. 

St.⸗R. Rückauf beantragt, es fer bei Einſchätzung der Senk— 
gruben hinſichtlich der für deren Räumung zu bemeſſenden Gebür 
auf die für das betreffende Haus beſtehende ſcalamäßige Canal— 
räumungsgebür entſprechende Rückſicht zu nehmen. 

Der modificierte Referenten-Antrag wird angenommen. 

Der Antrag Rückauf wird gleichfalls, und zwar mit 9 gegen 
8 Stimmen angenommen. (An den Gemeinderath.) 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen des ſtädtiſchen Rechnungs— 
rathes Johann Weigl um Bewilligung eines weiteren dreimonatlichen 
Urlaubes bis 31. December 1892 und beantragt die Geſuchsgewährung. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Vermehrung der techniſchen Hilfs- 
kräfte für die Arbeiten der Wienfluſs-Regulierung und beantragt, behufs 
raſcherer Fertigſtellung der Pläne für die Wienfluſs-Regulierung noch 
zwei Aushilfstechniker mit einem Monatsbezuge von je 100 fl. auf 
die Dauer dieſer Arbeit aufzunehmen und behufs Deckung der im 
Jahre 1892 noch auflaufenden Koſten zur Rubrik XXIII 6 „Durch- 
führung des Wienfluſs-Regulierungs-Projectes“ einen Zufchufseredit 
von 600 fl. bewilligen. (Angenommen.) 

St.-. Dr. Grübl referiert über den Bericht des Magiſtrates, 
betreffend die bei einem Fleiſchſelcher im XVII. Bezirke vorgenommene 
Reviſion der Waren und beantragt, es ſei die Aufnahme eines Thier⸗ 
arztes als Marktcommiſſariats-Aſpirant mit dem Suſtentationsbeitrage 
von 300 fl. jährlich zu genehmigen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

St.- N. Müller referiert über das Ergebnis der Offert— 
verhandlung puncto Sicherſtellung der Erd- und Baumeiſterarbeiten 
für den Umbau eines Haupt⸗Unrathscanales in der Schwarzſpanier— 
ſtraße, IX. Bezirk, im Koſtenbetrage per 2527 fl. 76 kr. und 300 fl. 
Pauſchale und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes der Firma 
N. Rella & Neffe mit dem offerierten Nachlaſſe von 18°2 Percent 
von den Koſtenanſchlagspreiſen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie Zachiri 
um Bewilligung zur Erbauung eines Wohnhauſes auf der Realität 
Parc. 67, 68 und 69, Grundb.⸗Einl. 319, Pötzleinsdorf, XVIII. Be⸗ 
zirk, Or.⸗Nr. 122 Hauptſtraße, unter erleichterten Bedingungen und 
beantragt die Zugeſtehung dieſer Erleichterungen im Sinne des An— 
trages des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XVIII. Bezirk. 

Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 
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Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 12. October 1892. 


Vorſitzender: 2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Rückauf, 

Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 


Dr. Huber, 
Kreindl, 
Dr. Lederer, 
Matzen auer, 
Meißl, 


Dr. Stenzl, 
Dr. Vogler, 
Witzelsberger, 
Wurm. 


Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Schmidbauer. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Bice- 
Vürgermeiſter Dr. Richter macht derſelbe folgende Mit 
theilungen: 5 

St.⸗R. Rückauf erſucht, fein Ausbleiben, eventuell fein ſpäteres 
Erſcheinen in der Sitzung wegen Vorladung zur Abgabe einer Zeugen— 
Ausſage beim Landesgerichte zu entſchuldigen. 

Die St.⸗R. Müller und Boſchan entſchuldigen ihr Aus— 
bleiben wegen Theilnahme an einer gleichzeitig ſtattfindenden Sitzung 
der Commiſſion für die Verkehrsanlagen. 

St.⸗R. Neumann entſchuldigt fein Ausbleiben, eventuell ver— 
ſpätetes Erſcheinen in der Sitzung wegen Theilnahme an einer Com— 
miſſion. (Dient zur Kenntnis.) 

Antrag des St.⸗R. Matzenauer und Genoſſen, es ſei dem 
Künſtler Rudolf Alt das Ehrenbürgerrecht der Stadt Wien zu verleihen. 

Antrag des St.-R. Scheiderhan und Genoſſen, es möge 
der Bürgermeiſter den Auftrag ertheilen, daſs die Knaben aus dem 
Meidlinger Waiſenhauſe eheſtens entfernt werden und dieſes Waiſen— 
haus ſohin nur für Mädchen beſtimmt werde. 

Der Vorſitzende bemerkt, daſs dieſe Anträge der 
geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zugeführt 
werden. 

St.-. Meißl referiert über den Recurs des Gaſtwirtes Victor 
Pokorny gegen die vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den XIV. 
und XV. Bezirk ausgeſprochene Abweiſung ſeines Geſuches um Be— 
willigung zur Herſtellung einer Kegelbahn im Garten des Hauſes 
XV., Herklotzgaſſe 14, und beantragt, dieſem Recurſe Folge zu geben 
und die Herſtellung der fraglichen Kegelbahn zu bewilligen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das an den Stadtrath gerichtete An— 
ſuchen des Brigittenauer Frohnleichnams-Comites um Gewährung 
eines Beitrages zur Abhaltung der Frohuleichnams-Proceſſion im 
Jahre 1892 und beantragt, den diesfälligen Magiſtratsbericht, wonach 
dieſem Comité auf Grund des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 2. Juni 
1871, Z. 1963, von dem Vorſteher des II. Gemeindebezirkes im 
Juli l. J. ein Betrag von 50 fl. zu dem obgedachten Zwecke aus— 
bezahlt wurde, zur Kenntnis zu nehmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über Geſuche um Verleihung des Bürger— 
rechtes der Stadt Wien und beantragt die Verleihung an: 

Riffler Anton, Hutmacher; 

Grob Franz, Canalräumer und Hausbeſitzer. 

(An genommen.) 
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Sk.-R. v. Götz referiert über das Anſuchen der Louiſe Lorenz 
um Ganlnlerbeſtanung für die Realität Einl.⸗Z. 289 in Hetzendorf, 
Reinhardtsgaſſe, XII. Bezirk, und beantragt: 

1. Es ſei die Baulinie für die Reinhardtsgaſſe in der Strecke 
von der Schönbrunnerſtraße bis zur Laxenburger Allee bei einer 
Straßenbreite von 12 m nach den im vorgelegten Plane roth ein- 
gezeichneten Linien zu genehmigen, reſpective dieſe im Jahre 1885 bereits 
genehmigte Baulinie beizubehalten. 

i 2. Es ſei im Sinne des § 82 der Bauordnung für Wien 
feſtzuſetzen, daſs daſelbſt Gebäude mit höchſtens zwei Stockwerken 
errichtet und beiderſeits Vorgärten mit mindeſtens 3 m Breite inner- 
halb der Baulinie hergeſtellt werden. 
(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das ergänzte Stadtbauamts⸗Project 
für die öffentliche Beleuchtung der Lerchenfelderſtraße, Degengaſſe, 
Odoakergaſſe und Wilhelminenſtraße im XVI. Bezirke und beantragt, 
die vom Magiſtrate, beziehungsweiſe Bauamte vorgeſchlagene Acti— 
vierung von zwölf halb- und neun ganznächtigen Flammen, ſowie 
die Umwandlung einer halb- in eine ganznächtige Flamme, wodurch 
gegenüber den bereits genehmigten Koſten per 313 fl. 33 kr. eine 
Mehrauslage von 281 fl. 31 kr. (bedeckt) vefultiert, zu genehmigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Recurs des Gemiſchtwaren-Ver— 
ſchleißers Johann Kirchmayer gegen die Entſcheidung des magi— 
ſtratiſchen Bezirksamtes für den XIII. Bezirk vom 11. Juli 1892, 
Z. 14997, womit das Anſuchen um Bewilligung zur Aufſtellung von 
Stellagen vor dem Geſchäftslocale XIII., Penzing, Marktgaſſe 53 
abgewieſen wurde, und beantragt, dieſem Recurſe keine Folge zu geben. 

ö Angenommen). 

St.-N. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen der 
Hermine Moller und des Auton und der Heleue Dilg um 
käufliche Überlaſſung der Bachparcelle 1006 in Währing, XVIII. Be zirk. 

Referent beantragt: 

Es ſei die käufliche überlaſſung der Währinger Bachparcelle 1006 
und zwar des im vorgelegten Plane mit den Buchſtaben A B fe A 
bezeichneten Theiles im Ausmaße von 22 m? an Hermine Moller 
und des mit den Buchſtaben a h g B A bi a umſchriebenen Theiles 
im. Ausmaße von 10104 m? an die Eheleute Anton und Helene 
Dilg unter folgenden Bedingungen zu genehmigen: 

a) Hermine Moller hat für den von ihr zu erwerbenden Grund 
10 fl. per Quadratmeter, mithin einen Geſammtpreis von 220 fl., 
die Eheleute Dilg haben für den mit den Buchſtaben a h Kk d bia 
bezeichneten Theil den Einheitspreis von 18 fl. per Quadratmeter und 
für den mit den Buchſtaben kg BA d k umſchriebenen Theil 6 fl. 
per Quadratmeter, ſohin einen Geſammtbetrag von 1129 fl. 32 kr. 
am Tage der Übergabe bar an die Gemeinde Wien zu Handen der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu bezahlen; 

b) beide Offerenten haben die auf ſie entfallenden Vertragskoſten 
und Bermögens-Übertragungsgebüren aus eigenem zu beſtreiten; 


6) die Verbauung der Cat.-Parc. 1006 darf erſt nach erfolgter 


Umlegung des Währingerbaches ſtattfinden und darf dieſelbe bis dahin 
nur als Hofraum benützt werden; 

d) der Gemeinde Wien bleibt das Recht gewahrt, dafs bei einem 
etwa eintretenden Gebrechen am Währinger Bachcanale der Grund 
von den Gemeinde-Organen betreten und im Falle der unbedingten 
Nothwendigkeit behufs Behebung des Gutachtens in Anſpruch genommen 
werden darf; 
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e) die sub c) und d) angeführten Verpflichtungen find auf 
jedem der zu verkaufenden Grundtheile auf Koſten der Käufer primo 
loco grundbücherlich ſicherzuſtellen, und hat ſich die Servitut auch 
darauf zu erſtrecken, dafs auf der Bachparcelle Material deponiert und 
der Zugang den ſtädtiſchen Organen rechts und links von der Parcelle 
geſtattet werde, wenn ſich dies aus öffentlichen Rückſichten als noth- 
wendig ergibt. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des proviſoriſch bedienſteten 
Maſchinenwärters der elektriſchen Anlage im Rathhauſe Franz Fröſchl 
um Fortbezug ſeines Lohnes während der achtwöchentlichen Militär— 
dienſtzeit und beantragt, dem Bittſteller während feiner achtwöchentlichen 


activen Militärdienſtleiſtung feinen Monatslohn von 60 fl. zu belaſſen. 


Angenommen.) 

St.-N. Witzelsberger referiert über die Verlegung der Brücken— 
wage vom Hotel Wimberger im XIV. Bezirk nach dem XVI. Bezirke 
und beantragt: 

a) Die vor Wimberger's Hotel gegenwärtig befindliche com— 
munale Brückenwage ſofort auf den Mpenplatz des XVI. Bezirkes zu 
verlegen, und zwar an die Ecke der Yppen- und Laudongaſſe; 

b) hiefür den adjuſtierten Koſtenbetrag von 1463 fl. 51 kr. zu 
bewilligen, dieſen Betrag auf den Reſervefond zu verweiſen und die 
ſeinerzeitige Verrechnung bei einer unter Gruppe VII zu eröffnenden 
Rubrik vorzunehmen; 

6) die Arbeiten an der Brückenwage und die Herſtellung der 
Waghütte der Firma Schember und Söhne zu übertragen, die 
übrigen Arbeiten im currenten Wege durch die ſtädtiſchen Contrahenten 
auszuführen; 

) für die Beſorgung des Wagdienſtes die Beſtellung eines 
geprüften Wagmeiſters mit dem Taglohne von 1 fl. 50 kr. und der 
Arbeitsdauer von 6 Uhr früh bis 6 Uhr abends zu genehmigen. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, es ſei der Wagmeiſter proviſoriſch 
auf ein halbes Jahr zu beſtellen und nach Ablauf dieſes Halbjahres 
dem Stadtrathe über das Reſultat der Verwendung der Wage Bericht 
zu erſtatten. 

Der Referent iſt mit dieſer Modification einverſtanden und 
wird ſohin der in dieſem Sinne modificierte Referenten-Antrag an- 
genommen. 

— Derſelbe referiert über den vom Feuerwehr-Commando ver— 
faſsten, vom Magiſtrate vorgelegten Entwurf einer Inſtruction für die 
ſtädtiſchen Bedienſteten bei den freiwilligen Feuerwehren und beantragt, 
es ſei dieſer Entwurf mit den vom Magiſtrate beantragten Modificationen 
zu genehmigen. Weiters ſei das ſtädtiſche Feuerwehr-Commando ſeitens 
des Magiſtrates zur ehebaldigſten Vorlage einer Ausrück-Ordnung 
aufzufordern. (An genommen.) 

St.-N. Schneiderhan referiert über das Anfuchen des „Vereines 
von Kinderfreunden in Wien“ um Bewilligung einer Subvention und 
beantragt, dieſem Vereine pro 1892 eine Subvention von 400 fl. 
zu gewähren. (Angenommen; an den Öemeinderath); 

— derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung der 
Zuſtändigkeit nach Wien, reſpective um Zuſicherung der Auf— 
nahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, gegen Erlag 
der entſprechenden Taxe zu verleihen: 

a) Die Zuſtändigkeit an: 

Wetſchy Jakob, Colporteur; 

Mach Joſef, Gürtler; 

Seibert Nina, k. u. k. Majors⸗Witwe; 

Landauer Leopold, Tiſchlergehilfe; 
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Wettengl Leopold, Geſchäftsdiener; 

Schindler Adalbert, Metallgießergehilfe; 

Guth Franz, Schuhmacher. 

b) Die Zuſicherung an: 

Lieberzeit Julius, Marqueur; 
Govoreſin Zeno, Hilfsbeamter bei der k. k. Polizei⸗Direction. 
Angenommen.) 

St.-N. Schlechter referiert über das Anſuchen des ſtädtiſchen 
Waſſerleitungs-Aufſehers Johann Steinhauſer um Zuſtimmung 
zum Baue eines ebenerdigen Wohnhauſes auf der Parcelle 50/I in 
Pottſchach. 

Referent beantragt, zu dieſer Bauführung unter der Bedin— 
gung die Zuſtimmung zu ertheilen, dafs kein ſtädtiſcher Grund als 
Zufahrtsweg benützt, der Keller auf der vom Rohrſtrange des Pott— 
ſchacher Schöpfwerkes nach der Hochquellenleitung (Parcelle 50/öII) 
abgewendeten Seite des Hauſes angebracht und die Senkgrube nach 
den Beſtimmungen der Bauordnung für Niederöſterreich waſſerdicht 
hergeſtellt wird. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des „I. Mariahilfer 
Kindergarten-Vereines“ um Subvention und beantragt, dieſem Vereine 
pro 1892 eine Subvention von 500 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das Protokoll der vertraulichen Sitzung 
des Bezirksausſchuſſes im III. Gemeindebezirke vom 26. September 
1892 und der öffentlichen Sitzung des Bezirksausſchuſſes im II. Be— 
zirke vom 28. September 1892 und beantragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Sodawaſſer-Fabri⸗ 
kanten Anton Koretz um Ausführung der ihm mit dem (either durch 
den Plenar-Beſchluſfs vom 4. October 1892, Z. 3727, im negativen 
Sinne modificierten) Stadtraths-Beſchluſſe vom 6. Juli 1892, Z. 3727, 
ertheilten Bewilligung zur directen Einleitung von Hochqu elenwaſſer 
in ſeine Sodawaſſerfabrik und bemerkt, dafs dieſe Eingabe ſich durch 
den obgenannten Plenar-Beſchluſs erledige. 

(Dient zur Kenntnis.) 

St.-N. Kreindl referiert über das Offert des Joſef Straßer 
auf Lieferung von 150m? ordinären Steinen zum Preiſe von 15 fl. 
50 kr. per Kubikmeter und von 300 Currentmetern geraden Rand— 
ſteinen zum Preiſe von 4 fl. 50 kr. per Currentmeter und beantragt, 
dieſes Offert hinſichtlich der angebotenen 150 ms neuer ordinärer 
Steine mit den (bedeckten) Geſammtkoſten von 2325 fl. zu genehmigen. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Leopold Lei— 
tinger, Auguſt Wakesreiter, Franz Weiman und Johann 
Kremslehner um unentgeltliche Aufnahme ihrer Kinder in den 
öffentlichen Kindergarten im XVIII. Bezirke und beantragt, dieſen 
Geſuchen mit der Modification Folge zu geben, dafs jenes des Johann 
Kremslehner auf die Aufnahme des einen Kindes Franz zu redu— 
cieren iſt. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Verkauf von altem Skart- und 
Korbpapier und beantragt, es ſei dieſes Papier im Wege einer 
öffentlichen, ſchriftlichen Offertverhandlung, für welche unter einem die 
vom Magiſtrate vorgelegte Vorſchrift genehmigt wird, für die 
Jahre 1892 (Reſt) bis incluſive 1895 zu vergeben. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Gabelsberger-Steno— 
graphenvereines Döbling um unentgeltliche Überlaſſung eines Lehr— 
ſaales im Communal-Gymnaſium in Döbling zur Abhaltung von 
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unentgeltlichen Stenographie-Curſen und beantragt, dieſem Anſuchen unter 


den im Vorjahre diesfalls beobachteten Modalitäten und unter Umgang— 
nahme von dem Erlage einer Caution Folge zu geben. 
ö (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Ludmilla Böhm 
um käufliche Überlaſſung von 12 alten Dippelbäumen aus dem Schul- 
hauſe VII. Bezirk, Stiftgaſſe 35 und beantragt, den Verkauf dieſer 
Dippelbäume um deu Preis von 5 fl. zu genehmigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des humanitären 
Geſelligkeitsvereines „Habsburg“ in Wien um Nachſicht der Muſik— 
impoſtgebür für den am 15. d. M. abzuhaltenden Vortragsabend und 
beantragt die Gewährung dieſes Anſuchens. Angenommen.) 

SL.-R. Wurm referiert über das Anſuchen des Franz, Alois 
und Wilhelm Anger um käufliche Überlaſſung eines ſtädtiſchen Grundes 
in der Rötzergaſſe, Ecke der Comeniusgaſſe im XVII. Bezirke, Hernals 
und beantragt, es ſei den Bittſtellern dieſer ſeinerzeit von ihnen 
unentgeltlich abgetretene, aus Theilen der communalen Straßen— 
parcellen 503/14 und 503,15 beſtehende Grundſtreifen im Ausmaße 
von 171˙99 me, welcher einen Schätzwert von 10 fl. per Quadratmeter, 
ſomit zuſammen per 1719 fl. 90 kr. beſitzt, und zwar aus Billigkeits— 
rückſichten unter Beſtimmung des Übernahmspreiſes mit der Hälfte des 
Schätzwerthes, das iſt mit 5 fl. per Quadratmeter zu überlaſſen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anfuchen des Ludwig Trand, 
Beamten des k. u. k. öſterr.-ung. General-Conſulates in Conſtantinopel, 
um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt, dieſem Anſuchen gegen Erlag der entſprechenden Taxe Folge 
zu geben. Angenommen.) 

St.-N. Dr. Grübl referiert über den Verkauf von Bauſtellen 
der alten Pferdemarktrealität im III. Bezirke, Jacquingaſſe— Faſan⸗ 
gaſſe im Offertverhandlungswege. 

Referent beantragt, es fer der Verkauf der Bauſtellen Ja, 
IV, VI, VII, VIII, X, XII, und XIII der alten Pferdemarktrealität 
im III. Bezirke, Jacquingaſſe—Faſangaſſe im Wege einer öffentlichen 
Offertverhandlung nach der vom Stadtbauamte ausgearbeiteten Vorſchrift, 
in welcher Abſatz 2 des § 7, wodurch der Käufer verpflichtet wird, 
auf der verkaufteu Bauſtelle ein Haus mit einem Parterregeſchoſſe und 
drei bis vier Stockwerken herzuſtellen, zu eliminieren iſt, zu geneh— 
migen. Von der Einbeziehung der Bauſtellen Ib, IL und III in die 
Offertausſchreibung ſei dermalen abzuſehen. 

Der Magiſtrat ſei zu beauftragen, die Angelegenheit wegen 
Erwerbung eines geeigneten Schulbauplatzes auf der linken Seite der 
Faſangaſſe (gegen die Verbindungsbahn zu) mite thunlicher Beſchleunigung 
zu fördern. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Stanislaus Hanuſch 
um Conſens für den Bau einer Wächterhütte auf Einl.-3. 55 im 
III. Bezirk, Arſenalweg, und beantragt, den Magiſtrats-Antrag auf 
Ertheilung dieſes Bauconſenſes zu beſtätigen. Es iſt jedoch ein grund— 
bücherlich einzuverleibender Demolierungsrevers zu verlangen. 

— derſelbe referiert über rückſtändige Zinskreuzer, reſpective 
Gemeindeumlagen nach mehreren Parteien des XI. Gemeindebezirkes 
und beantragt die Abſchreibung aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. 

Angenommen.) 

St.-N. Dr. Vogler referiert über die Verwendung der Vermögene- 
überſchüſſe der beſtandenen Vororte-Dienſtboten-Krankencaſſen. 

Referent beantragt: Es, ſeien die Vermögensüberſchüſſe der 
beſtandenen Vororte-Dienſtboten-Kraukencaſſen, und zwar: 
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von Hernals per 4.689 fl. 33 kr., 
„ Ober-Döbling per ... 3.574 „ 40 „um 
„ Sechshaus per > 96 %% 88 „ 
dem Reſervefonde der Wiener Dienſtboten-Krankencaſſa einzuverleiben. 
(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie Wimmer, 
Kindergärtnerin im Kindergarten der Haas'ſchen Stiftung, XII. Be- 
zirk, Gaudenzdorf, Schönbrunnerſtraße Nr. 37, um Beiſtellung von 
Spiel⸗ und Beſchäftigungsmitteln und beantragt, zu dieſem Zwecke 
einen Beitrag von 32 fl. 42 kr. aus den eigenen Geldern zu bewilligen. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Recurs der Victoria Prochaska 
und die Eingabe des Eduard Maſchek, betreffend die Geſtattung 
des Geſchirrhandels in der Detailmarkthalle im VII. Bezirk, Burggaſſe. 

Referent beantragt, den gedachten, gegen die abweisliche Ent— 
ſcheidung des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den VI. und VII. Bezirk 
gerichteten Recurs abzuweiſen, womit ſich auch die Eingabe des Eduard 
Maſchek um Nichtgeſtattung dieſes Geſchirrhandels erledigt. 

St.⸗R. v. Götz beantragt, dem Necurſe ſtattzugeben. 

Dieſer Antrag wird abgelehnt, der Referenten-Antrag ange 
nommen. 

St.-R. Dr. Hackenberg referiert über das Anſuchen der 
Eigenthümer des Hauſes T., Fiſcherſtiege Nr. 6 um Ausſtellung einer 
Löſchungs⸗Erklärung bezüglich des auf dieſer Realität ſeit 1861 grund— 
bücherlich ſichergeſtellten Abfahrtsgeldes per 649 fl. 12 kr. C.- M., 
welches im Jahre 1838 der Maria Anna Kölbl anläſslich des 
Verkaufes von einem Viertel dieſes Hauſes bemeſſen wurde. 

Referent beantragt, dem Anſuchen um Ausſtellung dieſer 
Löſchungs⸗Erklärung auf Koſten der Geſuchſteller Folge zu geben und 
die genannte Poſt außer Evidenz zu bringen, reſpective abzuſchreiben. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter beantragt, den Magiſtrat zu 
beauftragen, das Erforderliche wegen Einbringung dieſer Gebür mit 
Beſchleunigung zu veranlaſſen. 

Dieſer letztere Antrag wird angenommen. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen der Neuen Wiener 
Tramwah-Geſellſchaft um Erhöhung des Beitrages zu den Koſten für 
die im Jahre 1889 vorgenommene Inſtandſetzung des Straßenkörpers 
in der Geleiſezone nächſt der Mariahilferlinie (Mariahilfergürtel in 
der Strecke von der Schönbrunner- bis zur Gumpendorferlinie) und 
beantragt, dieſes Anſuchen abzulehnen. Angenommen.) 

St.-N. Dr. Lederer referiert über eine Anzahl von Geſuchen 
um Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien und beantragt, 
dieſelbe gegen Erlag der entſprechenden Taxe zu verleihen an: 

Dienſt Karl Michael, Kleinfuhrmann und Milchmeier; 

Spicka Anton, Zimmermaler; 

Schmidt Hieronymus, Wirkwarenarbeiter; 

Angerer Franz, Zimmermaler; 

Kopal Franz, Tiſchlergehilfe; 

Wimmer Karl, Milchverſchleißer; 

Opitz Anton, Tiſchlergehilfe; 

Luger Georg Johann, Maſchinen- und Waffen-Conſtructeur; 

Remi Philipp, k. k. Poſtamtsdiener; 

Horak Ferdinand, Scaontiſt; 

Pauly Joſef, Milchmeier und Hausbeſitzer; 

Huſchke Anton, Schuhmacher. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des geweſenen Dieners 
der beſtandenen Gemeinde Hietzing, Georg Auſterer (dermalen dem 
Bezirksausſchuſſe für den XIII. Bezirk zugetheilt), um Anweiſung eines 
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Quartiergeldes und beantragt, dem Bittſteller bis zum Zeitpunkte der 
definitiven Regelung der Bezüge der Beamten und Diener der ehe⸗ 
maligen Vorortegemeinden auf Grund der Beſtimmungen der Dienft- 
pragmatik der beſtandenen Gemeinde Hietzing ein jährliches Quartiergeld 
in der Höhe von 25 Percent des Jahresgehaltes per 550 fl., daher 
in der Höhe von 137 fl. 50 kr. vom 19. September 1892 anzuweiſen. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt ein Quartiergeld von jährlich 
120 fl. | 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt ein ſolches von jährlich 
130 fl. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des St.-R. Dr. v. Billing 
angenommen. 


St.-R. Matzenauer referiert über eine Anzahl von Geſuchen 
um Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien und beantragt, 
dieſelbe gegen Erlag der entſprechenden Taxe zu verleihen an: 

Klein Johann, Milch-Verſchleißer; 

Menſchik Martin, Maurergehilfe; 

Palesef Adalbert, Tiſchler; 

Schmidl Johann, Geſchäftsdiener; 

Hannl Martin, Ladeudiener; 

Adler Herſch, Brantweiner; 

Sokolik Cäcilie, Hausbeſorgerin; 

Herlitzek Samuel, Brantweiner und Pretioſenhändler; 

Fiſcher Wilhelm, Vereinsagent; 

Krejcha Johann, Schneidergehilfe; 

Broum Ignaz, Drechslergehilfe; 

Hawlik Emanuel, Geſchäftsleiter; 

Bader Johann, Geſchäftsdiener; 

Laßnigg Jakob, Bureaudiener; 

Hauſerek Marie, Bedienerin in der Cabinetskanzlei 
Majeſtät; 

Schneider Ferdinand, k. k. Briefträger; 

Wertheimer Iſaak, Stadtträger; 

Gläßer Julius, Börſengalopin; 

Holoubek Vincenz, Bäcker; 

Lynge Johann, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Neugebauer Ferdinand, Fleiſchſelcher und Hausbeſitzer; 

Arnold Johann, Zahlkellner; 

Schmid Matthias, Gaſtwirt; 

Neidhart Florian, Maſchinenarbeiter; 

Brandl Leopold, Wäſcheputzerei-Inhaber; 

Hellmann Johann, Dachdecker; 

Mach Lambert, k. k. Briefträger; 

Turek Karl, k. k. Amtsdiener; 

Zirbs Ferdinand, Anſtreichergehilfe; 

Schuſtek Franz, Perlmutterdrechsler. 

— derſelbe referiert über zwei Geſuche um Zuſicherung der 
Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, dieſelbe 
gegen Erlag der entſprechenden Taxe zu geben an: 

Zwillinger Adolf, Gemifchtwaren-Berfchleißer ; 

Scharold Konrad, Bädergehilfe, (An genommen.) 


St.-R. Nückauf referiert über eine rückständige Beerdigungs⸗ 


G 
= 


Angenommen); 


gebür und beantragt die Abſchreibung aus dem Titel der Uneinbring- 


lichkeit. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Matthias Baxa 
um Erhöhung ſeines Pauſchales für die Abfuhr des Straßenkothes in 
Breitenſee, XIII. Bezirk, und beantragt: 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 82, 18. October 1892. 


K 


— — ———Ü—ͤ—ͤ— u E 


1. Es ſei dem Bittſteller aus den vom Magiſtrate geltend ge⸗ 
machten Gründen für die Zeit vom 1. Jänner bis Ende Auguſt 
l. J. eine 50percentige Aufzahlung auf ſeine Vergütung im Geſammt⸗ 
betrage von 166 fl. 64 kr. (bedeckt) zu bewilligen; 

2. es ſei vom 1. September l. J. an die dem Genannten für 
die Abfuhr des Straßenkothes zuſtehende Pauſchalvergütung von monatlich 
41 fl. 66 kr. auf monatlich 90 fl. zu erhöhen, wodurch pro 1892 eine 
(bedeckte) Mehrauslage von 193 fl. 36 kr. entſteht. 

(Angenommen.) 

St.-⸗R. Dr. Huber referiert über den Recurs des Franz 
Bieregger gegen die Entſcheidung des magiſtratiſchen Bezirksamtes 
für den XI. Bezirk, Simmering, womit ihm die Behebung bedeutender 
baulicher und ſanitärer Übelſtände in den ihm gehörigen Häufer-, be⸗ 
ziehungsweiſe Hüttencomplexen (Häuſer Nr. 1 und 354) in der Sand— 
ſtätte in Simmering, reſpective die Räumung dieſer, ſeinerzeit theil⸗ 
weiſe ohne behördlichen Conſens hergeſtellten Hütten bis zur Ertheilung 


der behördlichen Erlaubnis aufgetragen wurde, und beantragt die Ab⸗ 


weiſung des Recurſes. (Angenommen.) 

Der Vorſitzende gibt der Verſammlung noch die folgenden ein- 
gelaufenen Anträge bekannt: 

Antrag des St.⸗R. Schneiderhan und Genoſſen: 

Der Bürgermeiſter ſei mit Rückſicht auf den Umſtand, als der 
Unterricht an manchen Schulen erſt mehrere Tage nach Beginn des 
Schuljahres 1892/93 aufgenommen werden konnte, da die Adaptierungs⸗ 
arbeiten in den betreffenden Schulgebäuden nicht rechtzeitig vollendet 
waren, zu erſuchen, Anordnungen zu treffen, daſs ſich dieſer Fall nicht 
wiederhole und der Unterricht rechtzeitig aufgenommen werden kann. 

Antrag des St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt und Genoſſen: 

Es ſeien in das „Amtsblatt der Stadt Wien“ ämtliche Berichte 
über die Beſchlüſſe der folgenden Corporationen aufzunehmen: 

1. Donauregulierungs⸗Commiſſion in Wien, 

2. Commiſſion für die Wiener Verkehrsanlagen, 

3. Baudeputation, 

4. Wiener Bezirksſchulrath, 

5. Wiener Gewerbeſchul-Commiſſion. 

Der Vorſitzende bemerkt, dafs dieſe Anträge der 
geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zugeführt 
werden. 

Die Sitzung wird geſchloſſen 


Allgemeine Machrichten. 


(Erträgnis der Verzehrungsſteuern in Wien.) 
I. Semeſter 1892 
(d. i. vom 1. Jänner bis 30. Juni 1892.) 


I. Für den Staat wurden eingehoben: 

a) als Ertrag der über die Linie eingeführten Mengen der im 
Linienverzehrungsſteuer⸗Tarife verzeichneten Gegenſtände nach 
Abzug der bei der Wiederausfuhr derſelben über die Steuerlinie 
reſtituierten Beträge, und zwar: 

1. Als Ertrag der linienſteuerpflichtigen Artikel (Tarifpoſt 1, 
AD Sa ae 2,812.203 fl. 27 kr. 
2. Als Ertrag des importierten Bieres 
(Tarifpoſt 3) 


469.082 fl. 88 ½ kr. 
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b) Als Ertrag des Bierſteuerzuſchlages bei 
Erzeugung von Bier innerhalb der Linie 
nach Abzug des bei der Ausfuhr über die 
Steuerlinie reſtituierten Betrages. 

c) Ertrag der allgemein en Verzehrungs⸗ 
ſteuer von der Biererzeugung innerhalb 
Ne eine!!! 1,322.908 fl. 36 kr. 

d) Ertrag der allgemeinen Verzehrungs⸗ 
ſteuer von Brantweinn 1,350.645 fl. 27 lr. 

e) Ertrag der Abgabe für die Preſshefe⸗ 


659.286 fl. 12 kr. 


Gi. ee 72.730 fl. 70 kr. 
) Ertrag der Controle für die Denaturierung 
von Brant weiin 22.172 fl. 13 kr. 


g) Ertrag der Controle für die Denaturierung 
von Brantwein 22.172 fl. 13 kr. 
h) Ertrag der Verbrauchsabgabe von Zucker. 38.721 fl. 10 kr. 
i) Ertrag der Verbrauchsſteuer von Mineralöl 188.411 fl. 34 kr. 
Summe . 6,936.16! fl. 17½ kr. 


II. Für die Stadt wurden eingehoben: 
a) ein 30percentiger Zuſchlag zu der für den Staat eingehobenen 


Linienſteuer von den Artikeln der Tarifpoſt 1, 2, 4—12 
843.660 fl. 98 kr. 


b) Ein 100percentiger Zuſchlag zu der für 
den Staat eingehobenen Linienſteuer vom 
eingeführten Bier und zu dem für den 
Staat eingehobenen Bierzuſchlage bei 
Erzeugung von Bier innerhalb der 
Linien (nach Abzug der bei der Ausfuhr 
über die Steuerlinie reſtituierten Beträge 1,128.369 fl. 00 ½ kr. 

ec) Die ſtädtiſche Abgabe von gebrannten 
geiſtigen Flüſſigkeiten nach Abzug der 
bei der Ausfuhr oder Wiederausfuhr 


reſtituierten Betrghghgnnee 290.263 fl. 03 kr. 
Summe . 2, 262.293 fl. 01½ kr. 
Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
(In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 


waren vom 9. bis 15. October 1892.) 


1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch. . 208.123 Kg. (Davon aus Nieder-⸗Oſterreich — 148.879, 
aus Ober⸗Oſterreich — 5391; aus Mähren 
— 9165; aus Galizien — 4. 690; aus 
Ungarn — 1701; aus Bukowia — 1297 Kg.) 

Kalbfleiſhh. . 5.934 „ (Davon aus Ober⸗Oſterreich — 20; aus 
Mähren — 38; Galizien — 5774: aus 
Ungarn — 22; aus Bukowina — 80 Kg.) 

Schaffleiſch 21.391 „ (Davon aus Nieder⸗ „Oſterreich — 3297; aus 
Mähren — 239; aus Galizien — 16. 9313 aus 
Ungarn — 171; aus Bukowina — 753 9 

Schw einfleiſch 20.955 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 18.211 aus 
Mähren — 725; aus Galizien — 1036; aus 
Ungarn — 983 Kg.) 

Kälber. 729 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 64; aus 


Ober⸗Oſterreich — 5; aus Mähren — 37 
aus Galizien — 617; aus Ungarn — 6 St) 
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604 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 367; aus 
Oberöſterreich — 1; Mähren — 5; aus 
Galizien — 217; Ungarn — 14 St.) 


Schafe 


Schweine 429 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 107; aus 
Steiermark — 3; Mähren — 6; aus 
Galizien — 312; Ungarn — 1 St.) 

Lämmer 5 „K (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2; aus 


Ungarn — 3 St.) 


b) Für den Approviſionierungsverein. 


Rindfleiſch 2.028 Kg. Kälber 21. Stück 

Kalbfleiſchchc ch. — „ Schakʒ;e 6 „ 

Schaffleiſchc h.. 61 „ Schweine. — „ 

Schweinfleiſch 263 „ Lämmer — „ 
2. Preisbewegung: 

. etre. Siedfleiſch . . . von 34 bis 72 kr. per Kg. 
nn Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 100 „ „ „ 
Kalb fleiſchchchmmn. 1. re > en 
Schaffleiſgcgů 2... RN a DI 
Schweinfleiſchehchhee „ 50 „ 74 „ „ „ 
Narr „ e 0 in 
Schaffe „ 24 „ 42 „ „ „ 
Schweine „ 6 % 600 „ 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war beinahe gleich jener der 
Vorwoche. 

Bei ruhigem Marktverkehr haben zum Wochenſchluſſe die Preiſe 
des Rindfleiſches galiziſcher Provenienz eine Ermäßigung von 
2 kr. per Kilo und jene der Schafe und des Schaflleiſches derſelben 
Provenienz eine ſolche von 4 kr. per Kilo durchſchnittlich erfahren. 


Bei den übrigen Fleiſchwaren kommt eine weſentliche Preis⸗ 
änderung nicht zu verzeichnen. 


* * 
* 


(Pferdemarkt vom 14. October 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 336 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde 80—340 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde 29 — 70 „ „ 


Der Markt war ſehr lebhaft. 
Detailpreiſe in der Woche vom 9. bis 15. October 1892: 
(Geſchlachtet wurden 338 Pferde.) 


I92e»/9 % b e »„ 5ðͤ2 28 
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Vorderes PferdefleiſchkchchetWMa . 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres „„ are 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſchc hh 1 „ 30-50 „ 
Extrawürſte 2 1 „ 30-4 „ 
Dürre Würſte S 1 „ 32—56 „ 
Rohes Fett 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett 2 1 40—80 „ 
Schweifhaarrre 4 1 Schweif 25-80, 

Knochen 100 Kg. fl. 2—3. 50 
Maite mie per St. „36.50 

* + 
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(Schlachtviehmarkt vom 17. October 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſt vieh — 2949, Weidevieh — 602, Beinlvieh — 681. 
Summa . 4232. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. . . 2024 
Galiziſche „ .. 446 
Deutſche 1 .. 1630 
Büffel N 132 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſe n 3348 
S tierte 437 
RUNDE: a Ed re 447 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent- 


abzug: 
Ungarische Schlachtthiere . von 56 bis 67 fl. 
(extrem „ — „ 67%) 
Galiziſche Schlachtthiere . „ 54 „ 65 , ] derten gebe pegel 
( ext em ) ne ur 90 
Wen, O 7; gen arkte 35 bis 46 ; 
lchen d d 
Deutſche Schlachtthiere . „ 56 „ 68 „ | Käufer als Entihädigung: 
(extrem „ — „ 68%) 5 ie er Sc dhe, = 
f 1 — SIR ur e minderwertigen 
Weide vii 5 A fl. Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Stiere ae Blut, umſchlit ie. 
15 ' ＋ c) für die 1 Stofie, 
17 wie: Magen⸗ ur arm⸗ 
55 e n = n nhalt 40 zugeht, 
üffft ela „„ nen 
Beinlvieenn „ — „ — „ 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 
Ochſen . . von 22 bis 35 fl. 
Stiere . „ 25 „ 36 „ 
Kühe. . . „ 21 „ 34 „ 


Büffel „ 18 „ 30, 
Beinlvieh 32) „„ „ 
c) Preis per Stück: 


Beinlvieh . von 24 bis 98 fl. 


Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 
thiere angekauft. 

Un verkauft blieben: 
Ochſen 32 Stück 
Beinlvieh . . . 19 „ 

Gegen die Vorwoche wurden um 235 Stück Schlachtthiere 
mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war beim Beginne des Marktes 
ziemlich lebhaft, daher ſehr gute und gute Qualitäten um ½ bis 
1 fl. theurer verkauft wurden, während im ſpäteren Marktverlaufe 
bei flauerer Nachfrage nur die letztwöchentlichen Preiſe erzielt werden 
konnten. nn 
Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 

Producte in Wien vom 15. October 1892. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht er Kg.) .. von 7 fl. 75 kr. bis 8 fl. 65 kr. S 
Roggen 5 ee NER >= 
/ oĩ»Ä ß a „ „ I) 
Nai. C 
i ea re es ie DO ee e, 


b) Mahlproducte. 


Gries. von 15 fl. 25 kr. bis 16 fl. 75 kr. S 
Weizenmegl !! „ U D x 
Roggenmehl. 5 re 21850.) 
Weizenklei ee. „ S0sun u Ar 
Roggen klei. „ 4 „ 50 „ „ 4 „ 60 „ 8 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 6. bis 13. October 1892: 
Waren eingelagert. 51.063 Meter⸗Centner 
1 ausgelagert 40.254 1 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
15.220 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 13. October 1892: 340.674 Meter⸗Centner, und zwar: 
40.746 Meter⸗Centner Weizen, 21.383 Meter⸗Centner Roggen, 


2.297 5 erſte, 50.489 : Hafer, 

82.913 5 Mais, 23.099 f Olſaaten, 
6.023 5 Mehl u. Kleie, 5.299 1 Wein, 

3.845 " Zucker, 5.340 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3, 235.930 fl. öſt. Währ. 


Gewerbeangelegenheiten. 


(Stiftung für verarmte Gemiſchtwarenverſchleißer.) Von der 
Vorſtehung der Genoſſenſchaft der Gemiſchtwarenverſchleißer wurde 
bekanntgemacht, daſs das diesjährige Zinſenerträgnis im Betrage 
von 214 fl. 20 kr. aus der bei dieſer Genoſſenſchaft errichteten 
Kaiſer Franz Joſef⸗Regierungs⸗Jubiläum⸗Stiftung für verunglückte, 
verarmte, erkrankte und erwerbsunfähige Mitglieder und Angehörige 
dieſer Genoſſenſchaft, ſowie deren Witwen und Waiſen am 2. De⸗ 
tember 1892 zur Vertheilung gelangen. Bewerber um dieſe Stiftung 
haben ihren Geſuchen den Gewerbe- und Erwerbſteuerſchein beizu⸗ 
legen und in der Genoſſenſchaftskanzlei, I., Reichsrathsſtraße 13, 
bis längſtens 15. No vember 1892 zu überreichen. 
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Gewerbeanmeldungen vom 4. October 1892. 


(Fortſetzung.) 

Gerlach Johann — Frachtenfuhrwerk — X., Eckertgaſſe 10. 

Hausner Jakob — Gaſtwirt — XI., Simmering, Hauptſtraße 117. 

Lorenz Joſefa — Gaſtwirtin — XII., Hetzendorf, Schönbrunnerſtraße 4. 

Glösl Michael — Gemiſchtwaren- und Petroleum-Verſchleißer — XVI., 
Neulerchenfeld, Haberlgaſſe 48. 

Hoſchek Roſa Eleonore — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Sennefelder⸗ 
gaſſe 24 — 26. N 

Lehmann Katharina — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XI., Simmering, 
Hirſchengaſſe 19 a. n 

Steinbach Francisca — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XI., Simmering, 
Geiſelbergſtraße 413. 

Roſenbaum Siegmund — Graveur — VIII., Tigergaſſe 33. 

Jane! Joſef — Kaſtanienbrater — I., Parkring, Ecke des Stadtparkes. 

Marins Anton — Kaſtanienbrater — XII., Unter⸗Meidling, Lobkowitzbrücke. 

Sellan Franz — Kaſtanienbrater — XII., Gaudenzdorf, Ecke der Lainzer⸗ 
ſtraße und Krongaſſe. 1 

Zekoll Johann — Kaſtanienbrater — I., Franz Joſefs⸗Quai, Ecke vom 
Schottenring. 

Jilk Jema — Damenkleidermacherin — VI., Margarethenſtraße 17. 

Jokel Joſef — Herrenkleidermacher — VII., Neuſtiftgaſſe 70. 

Gottwald Anna — Koſtgebung — VI., Kanalgaſſe 4. 

Schober Katharina — Marktvictualienhandel — XVI., Neulerchenfeld, 
Markt in der Brunnengaſſe. 

Nikolaus Salomon — Mechaniker — V., Spengergaſſe 33. 

Wieſer Sylveſter — Metallſchleifergewerbe — VII., Mariahilferſtraße 54. 

Braun Anna — Milch- und Gebäck-⸗Verſchleiß — X., Humboldtgaſſe 11. 

Stoll Joſef — Muſiker — XII., Unter⸗Meidling, Wilhelmſtraße 21. 

Kaldrovits Marie — Pfaidlerin — V., Einſiedlerplatz 2. 

Tinter (Tintner) Auguſt — Pferdefleiſchhauer — X., Buchengaſſe 58. 

Fuchs Joſef — Pferdefleiſch-⸗Verſchleiß — X., Quellengaſſe 104. 
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Seemann Karoline — Pferdeſleiſch⸗Ausſchrottung — XV., Fünfhaus. 
Herklotzgaſſe 26. „ 

Selinger Ignaz — Übernahme zum chemiſchen Putzen und Färben — 
V., Arbeitergaſſe 38. 

Goldner Daniel — Schuhmacher — VI., Pfauengaſſe 13. 

Nusl Vincenz — Schuhmachergewerbe — X., Wielandplatz 9. 

Schwarz Engelbert — Schuhmacher — V., Ziegelofengaſſe 41. 

Pafka Anna — Selchwaren⸗Verſchleiß — IX., Beethovengaſſe 2. 

Zelinka Leopoldine — Selchwaren-Verſchleiß — V., Johannagaſſe 13. 

Jech Philomena — Spirituoſen-Verſchleiß — X., Eugenplatz 4. 

Tichy Siegmund — Ausſchank von Thee — XI., Simmering, Hauptſtr. 31. 

Zima Franz — Tiſchler — V., Obere Amtshausgaſſe 42. 

h Dr Peter — Victualien⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, Fröbel⸗ 

gaſſe 42. 

Kurzer Lorenz — Wäſcheputzer — X., Quellengaſſe 83. 

Kohlruß Albert — Würſtel⸗ und Brot-Verſchleiß — Nächſt dem Linien⸗ 
amtsgebäude Rothneuſiedl, im X. Bezirke an der Himbergerſtraße. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 5. October 1892. 


Czerny Johann — Anſtreicher — XVIII., Währing, Uniongaſſe 7. 
Blaha Heinrich — Bäckergewerbe ſammt Mehl- und Gries-Verkauf — 
VII., Zieglergaſſe 42. 
Czada Edmund — Baumeiſter — XII., Unter-Meidling, Schönbrunner 
Hauptſtraße 111. N 
Baumann Anna — Verſchleiß von Blumen und Kränzen — XVIII., 
Währing, Kirchengaſſe 138, Markt. 
Dvorak Henriette — Cravattenmachergewerbe — IX., Pelikangaſſe 15. 
ö = Hermine — Cravatten⸗Erzeugung — XVIII., Währing, Herren- 
gaſſe 70. 
f 19 Anton — Drechslergewerbe — XII., Unter-Meidling, Rauch⸗ 
gaſſe 16. 
Horwath Matthias — Eier- und Geflügelhandel im Umherziehen — 
XII., Unter⸗Meidling, Schönbrunner Hauptſtraße 158. 
Mayerhofer Andreas — Einſpännergewerbe — XII., Gaudenzdorf, 
Plankengaſſe 4. 
Schönhuber Barbara — Fiakergewerbe — J., Michaelerplatz. 
Abt Georg — Fleiſchhauer — XVIII., Währing, Gürtelſtraße 82. 
Schweiffer Thomas — Fleiſch-Verſchleiß — XVIII., Währing, Gürtel⸗ 
ſtraße 111. 
Hodoſſy Joſef Eugen und Hodoſſy Karl — Gemiſchtwarenhandel — II., 
Praterſtraße 35. 
Königſtein Moriz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Schottenfeldg. 54. 
Kühl Dwojra — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Mariahilferſtraße 70. 
Mergenthaler Chriſtine — Gemiſchtwaren-Verſchleis — VII., Kirchen⸗ 
19 


Riedel Albertine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kirchengaſſe 8. 
Schwungfeld Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Breitegaſſe 6. 
Wacha Anton — Glasſchleifer — VIII., Lerchenfelderſtraße 70/72. 
ſraß Müller Karl — Handſchuhmachergewerbe — XIII., Penzing, Tegetthoff⸗ 
traße 9. 

Traunwieſer Gottfried — Ausleihen von Handwägen und Schiebkarren 
— J., Himmelpfortgaſſe 3. 
Brazda Anton — Kaffeeſieder — XVIII., Gerſthof, Hauptſtraße 30. 
Frenzl Karl — Kaffeefieder — XVIII., Währing, Johannesgaſſe 60. 
Pawelka Johann — Herrenkleidermacher — VI., Windmühlgaſſe 9. 
una Johann — Kleinfuhrgewerbe — XVIII., Währing, Antoni⸗ 
6 


Perſtinger Karl — Kleinfuhrgewerbe — XVIII., Währing, Schulgaſſe 33. 
f Plankenbichler Joſef — Kleinfuhrwerk — XII., Unter-Meidling, Franzens⸗ 
gaſſe 25. 
fraß N Joſef — Kleinfuhrgewerbe — XVIII., Währing, Gerfthofer- 
traße 50. 

Soutſchek Johann — Kleinfuhrmann — XVIII., Gerſthof, Feldgaſſe 15. 

Sykora, recte Bejéek Joſef — Küchen⸗ und Ziergärtnerei — XIX., 
Ober⸗Döbling, Grinzingerſtraße 1. . 

Gold Barbara — Kurz⸗ und Spielwarenhändlerin — XIV., Sechshaus, 
Ullmannſtraße 63. 

Hefeter Johann — Laubſägemacher — VII., Breitegaſſe 18. 

Kapſch Johann — Mechaniker — VII., Apollogaſſe 11. 

Jellinek Francisca — Milch- und Gebäck⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Exnergaſſe 1. 

Ruſſer Katharina — Modiſtin — IV., Karolinengaſſe 23. 

Pichler Johaun — Obſt⸗ und Grünwarenhandel — XVIII., Salmanns⸗ 
dorf, Herrengaſſe 4. 

Prochaska Anna — Obſt⸗ und Grünwarenhandel — XVIII., Währing, 
Kirchengaſſe, Markt. 

Schatzl Katharina — Hauſierhandel mit Obſt — II., Liunégaſſe 1. 
ſraß Fleiſcher Hermine — Pfaidlergewerbe — XIX., Ober-Döbling, Haupt⸗ 
traße 20. 

Straßer Karl — Selchwaren-Verſchleis — XVIII., Neuſtift a. W., 
Wienerſtraße 49. 

Sole Matthias — Tiſchler — IV., Hungelbrunngaſſe 15. 
Fibich Johanna — Victualien⸗Verſchleiß — V., Diehlgaſſe 23. 
4 * 
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andſchuh Thereſia — Victualien⸗ und Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — | 


9 
VIII., Piariſtengaſſe 42. 

Maly Marie — Feilbieten von Victualien im Umherziehen — V., Obere 
Bräuhausgaſſe 25. 

Schmidbauer Edmund — Victualien⸗Verſchleiß — J., Chriſtinengaſſe 6. 

Schmidt Karl — Victualienhandel — VI., Mariahilferſtraße 107. 

Kraus Marie — Wattamachergewerbe — IX., Rojsauerlände 25. 

Winkler Abiſch — Handel mit Weichſelholz und Stöcken — VI., 
Schmalzhofgaſſe 18. 

Kaſtner Francisca, Kaſtner Heinrich, Kaſtner Friedrich und Kaſtner 
Mathilde, vertreten durch Julius Heinrich Kaſtner — Fortbetrieb des Wirts⸗ 
gewerbes — J., Lichtenfelsgaſſe 3. 

Kreuter Alois — Wirt — XVIII., Währing, Gürtelſtraße 65. 

Landrichter Joſef — Wirt — XVIII., Währing, Martinsſtraße 13. 

Pecher Johanna — Wirtin — XVIII., Währing, Czermakgaſſe 16. 

Moßler Adolf — Zeitungs⸗-Verſchleiß — XVIII., Währing, Herreng. 67. 

Schuch Johann — Zimmermalergewerbe — XII., Hetzendorf, Prem⸗ 
lechnergaſſe 11. 


*. = 
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Gewerbeanmeldungen vom 6. October 1892. 


Kohn Iſaias — Colporteur — XVII., Hernals, Sterngaſſe 52. 
Zechmeiſter Johann — Einſpännergewerbe — II., Obere Augartenſtraße. 
Steigberger Marie — Fragnergewerbe — VI., Gumpendorferſtraße 17. 
Schreitel, geb. Scharowetz Marie — Gaſtwirtswitwe (Fortbetrieb) — 
I., Himmelpfortgaſſe 21. 
f 15 Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Dorotheer- 
gaſſe 42. 
Jäckl Ludwig — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Van der Nüllgaſſe 8. 
Lenz Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Dreilaufergaſſe 18. 
Hromadnik Anna — Holz⸗ und Kohlen⸗Kleinverſchleiß — X., Eugeng. 24. 
Jellinek Vincenz — Holz- und Kohlenhandel — II., Nordbahnhof. 
Jonke Johann — Kaſtanienbrater — J., Wollzeile, Stubenbaſtei. 
Krulié Matthias — Kaſtanienbrater — XVII., Hernals, Hauptſtraße, 
beim Gascandelaber Nr. 5. 
Markovié Emilie — Kaſtinienbratergewerbe — VII., Burggaſſe, Ecke 
der Hofſtallſtraße (Candelaber 261). 
Stampfl Georg — Kaſtanienbrater — IV., Eliſabethbrücke links, bei der 
Statue Fiſcher's von Erlach. 
Fouſek Johann — Herrenkleidermacher — XVII., Hernals, Rötzerg. 32. 
Gericke Marie — Kunſtblumen⸗Erzeugung — V., Hundsthurmerplatz 8. 
Sander Theodor — Kupferſchmied — VI., Mollardgaſſe 34. 
Kriechenbaum Marie — Mehl- und Gries⸗Verſchleiß — V., Wehrgaſſe 31. 
Gugenberger Marie — Milch-Verſchleiß — V., Siebertgaſſe 14. 
Kloiber Magdalena — Milch-Verſchleiß — XVII., Hernals, Palffyg. 20. 
Hinous Albertine — Naturblumenhandel — I., Seilergaſſe 11. 
ö a Eliſabeth — Obſt⸗ und Grünwarenhandel — IX., Fechter⸗ 
gaſſe 18. 
Hyndra Katharina — Verſchleiß von Pfaidlerartikeln — VI., Maria⸗ 
hilferſtraße 13. 
Walz Marie — Putzerin — V., Hundsthurmerſtraße 116. 
Janetſchek Roſalia — Feilbieten von Reibſand und Wafcheln im Umher⸗ 
ziehen — XVII., Hernals, Sterngaſſe 9. 
1920 Jofef — Schiefer- und Ziegeldecker — XV., Fünfhaus, Neubau⸗ 
gürtel 52. 
König Anna — Sonn- und Regenſchirmmachergewerbe — XVII., 
Hernals, Roſenſteingaſſe 3. 
Pelda Joſef — Tiſchlergewerbe — VII., Seidengaſſe 42. 
Wachter Franz — Tiſchler — VII., Kaiſerſtraße 31. 
Barwig Joſef — Victualien⸗Verſchleiß — I., Weihburggaſſe 4. 
Strobl Johann — Flaſchenweinhandel — X., Columbusgaſſe 54. 
Wärndorfer Joſef — Weinhandel — X., Himbergerſtraße 21. 


5 * 
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Gewerbeanmeldungen vom 7. October 1892. 


Löffler Alfred — Bäckergewerbe — IX., Schlagergaſſe 5. 

Wagner Georg — Bildhauer — X., Erlachgaſſe 9. 

Dolezal Anton — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
IV., Weyringergaſſe 8. 

Schröder Adelheid — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — II., 
Rothe Kreuzgaſſe 5. 

Vyvacil Joſef — Holz⸗ und Kohlen⸗Verſchleiß — III., Kuhngaſſe 5. 

Friedl Rudolf — Verſchleiß von gebrauchten Briefmarken — I., Klee⸗ 
blattgaſſe 11. 

Hirsch Ida — Handel mit Eiern und Milchproducten — II., Rembrandt⸗ 
ſtraße 7. 

Fiſcher Marie — Fragnergewerbe — IX., Sechsſchimmelgaſſe 4. 


Angerer Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Liechtenſteinſtraße 19. 
Kempf Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Schottenfeldg. 93. 
Löwy Regina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Gumpendorferſtraße 142. 
Neumeiſter Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Klagbaumgaſſe 13. 


Wenzl Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Davidgaſſe 11. 
Crachi Rudolf — Handelsagentie — VII,, Mariahilferſtraße 24. 


| Währing, Hauptſtraße 15. 
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Klender Francisca — Verſchleiß von Kalendern und Heiligenbildern — 
X., Himbergerſtraße 8. 

Peterlein Franz — Kaſtanienbrater — II., Obere Donauſtraße 43. 

Sever Margaretha — Kaſtanienbratergewerbe — VI., Brückengaſſe vor 
dem Kirchenbrunnen. | 

Stampfl Johann — Kaſtanienbrater — V., Matzleinsdorferſtraße 12, 
Ecke der Rikolsdorferſtraße. 

Kudrna Franz — Herrenkleidermacher — VIII., Zeligaſſe 5. 

Hentſchel Otto — Erzeugung von Malerſchablonen — VII., Zieglerg. 56. 

Klender Francisca — Verſchleiß von Erzeugniſſen der Preſſe — X., 
Himbergerſtraße 8. b 

Kopp Leopold — Vermittlung des Kaufes und Verkaufes von Realitäten 
und Hypothekar⸗Darlehensvermittlung — IV., Gußhausſtraße 1. 

Leißer Johann — Schuhmacher — VIII., Lerchenfelderſtraße 62. 

Söhnerl Johann — Schuhmacher — VIII., Joſefſtädterſtraße 12. 

Moſer Theodor — Verkauf von Schul-, Gebetbüchern, Kalendern und 
Heiligenbildern — VII., Neubaugaſſe 36. . 

Nemeék Marie — Selchwaren-Verſchleiß — IV., Heugaſſe 46. 

Senfelder Rudolf — Selchwaren-Verſchleiß — VII., Neubaugaſſe 86. 

Brunner Franz — Tiſchler — V., Obere Bräuhausgaſſe 16. 

Koſtänyi Max — Commiſſionshandel mit Wein — IX., Senſengaſſe 5. 


Gewerbeanmeldungen vom 8. October 1892. 


Lippert Leib — Borſtenarbeiter — XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 56. 

Ernſt Joſef — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — III. 
Geuſaugaſſe 11. 

Mach Joſef — Holz- und Kohlenhandel — XVIII., Währing, Kreutzg. 56. 

Pavlik Stephan — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XVIII., Währing, Anaſtaſius Grüngaſſe 22. 

Supanz Joſefiue — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XVIII., Währing, Marktgaſſe 37. 

Grosz Simon — Verſchleiß von Cognac — II., Praterſtraße 11. 

Czerny Auton J. — Druckſchrift-Herausgeber — XVIII., Währing, Karl 
Ludwigſtraße 6. 

Sieben Gottfried — Fächer-Verſchleiß — IL, k. k. Prater, Rotunde. 

Moyziſch Joſef — Fled- und Feinputzerei — XVIII., Währing, Stern⸗ 
warteſtraße 16. SI | 

Stingl Nikolaus — Fleiſchhauer — V., Stand Nr. 4 bei der Marga- 
rethner Kirche. | 

Kornmehl Siegmund — Fleiſch-Verſchleiß — IX., Liechtenſteinſtraße 38. 

f 5 Franz — Friſeur und Raſeur — XVIII., Währing, Kreutz⸗ 

gaſſe 53. 

Held Michael — Gaſtwirt — IX., Pelikangaſſe 4. 

Holub Wenzel — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Annagaſſe 45. 

Kerling Johann — Gaſtwirt — J., Eliſabethſtraße 3. 

Weich Rudolf — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Gürtelſtraße 103. 

Weiß Karoline — Gaſtwirtin — XVIII., Währing, Wienerſtraße 8. 

Pulitzer Betti — Geflügel- und Selchwaren-Verſchleißs — XVIII., 


Ehrlich Bernhard — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVII., Hernals, 
Gürtelſtraße 10. 
Gernauer Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Alſerſtraße, 
Linienamtsgebäude. 
Welsberger Wolfgang — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Quergaſſe 1. 
Heyder Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Obere Augarten- 
ſtraße 74. 
ö * Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Heruals, Gerl⸗ 
gaſſe 48. 
Kretſchmer Ottilie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Ottak⸗ 
ringerſtraße 60. 
Lammel Roſa — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — J., Tiefer Graben 35. 
Leuchner Regina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Gürtelſtraße 23. 
Orrich Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Arn⸗ 
ſteiugaſſe 30. 
Peter Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Stiftg. 4. 
ö 23 0 Johann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, Thereſien⸗ 
gaſſe 23. 
ö Pau Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Kirchen⸗ 
gaſſe 12. 
Schuſter Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Gerhardusg. 11. 
Wanek Adelheid — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Annagaſſe 28. 
Kohn Jakob — Geſchäftsbeſorgung gegen Proviſion — VI., Hirſcheng. 8. 
Santner Anna — Kaffeeſiedergewerbe — VII., Burggaſſe 62. 
Ernkovié Anton — Kaſtanienbrater — VIII., Albertplatz 6. 
Pirſchié Stephan — Kaſtauienbrater — VII., Burggaſſe Nr. 81, neben 
dem Hydranten. 
Zalar Bartholomäus — Kaſtanienbrater — II., Obere Donauſtraße 39. 
Glaubauf Sophie — Damenkleidermacherin — VII., Kaiſerſtraße 8. 
Knall Franz — Herrenkleidermacher — III., Klimſchgaſſe 6. 
Müller Thomas — Kleidermacher — XVIII., Währing, Weinbergg. 16. 
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Myslivec Franz — Damenkleidermacher — III., Untere Viaductgaſſe 13. 

Tachauer Anna — Kleidermacherin — XVII., Hernals, Kirchengaſſe 60. 

Tomann Cyrill — Kleidermacher — XVIII., Währing, Weinberggaſſe 8. 

Scharinger Michael — Leichenbeſtattungs-Unternehmung — XIII., Baum⸗ 
garten, Hauptſtraße 80. 

Dunkl Richard — Milch-Verſchleiß — II., Wintergaſſe 17. 

Legel Auna — Milch-Verſchleiß — XVIII., Währing, Thereſiengaſſe 54. 

Glaß Helene — Modiſtengewerbe — XVIII., Währing, Thereſieng. 47. 

Fiſcher Ferdinand — Mnſiker — IV., Hauptſtraße 64. 

Valla Michael — Handel mit Naturblumen im Umherziehen — VII., 
Neuſtiftgaſſe 47. 

Dorn Karoline — Pfaidlerin — VI., Gumpendorferſtraße 63 a. 

Tachauer Simon — Pfaidler — XVIII., Währing, Marktgaſſe 2. 

Huth Iſrael — Pretioſenhandel — IX., Lazarethgaſſe 8. 

10 Adalbert — Chemiſche Putzerei — V., Matzleinsdorferſtraße 56. 

edleckg Johaun — Chemiſche Putzerei und Färberei — XVIII., Währing, 

Döbliugerſtraße 6. 

Stanek Barbara — Verſchleiß von Rauch- und Kurzwaren — XIV., 
Rudolfsheim, Fiſchergaſſe 40. 

Gräf Jakob — Schuhmacher — V., Steinbauergaſſe 13. 

Joſef Johann — Schuhmacher — IX., Liechtenthalergaſſe 10. 

Molnär Johann — Siebmacher — XVIII., Währing, Johannesg. 36. 

Nowak Barbara Marie — Mechaniſche Strickerei — XVIII., Währing, 
Schulgaſſe 10. 

Zak Ferdinand — Tiſchlergewerbe — XVIII., Währing, Mitterbergg. 24. 

Storch Franz — Uhrmacher — X., Raaberbahngaſſe 19. 

Klement Marie — Victualienhandel — VII., Burggaſſe 58. 

Kretzmarz Katharina — Zeitungs⸗Verſchleiß — XII., Unter⸗Meidling, 
Johannesgaſſe 48. 

Rehm Eliſabeth — Zeitungs⸗⸗Verſchleiß — VII., Schottenfeldgaſſe 93. 


* * 
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Gewerbeanmeldungen vom 10. October 1892. 


Jary Matthias — Handel mit Brennmaterialien — XVII., Hernals, 
Veronikagaſſe 17. 

Powondra Johann — Baucantine — II., Obere Donauſtraße 101 
und 105. 

Cäſar Johanna — Einſpännergewerbe — XVII., Hernals, Hauptſtr. 53. 

Outly Franz — Fleiſchhauer — XVII., Hernals, Karlsgaſſe 38. 

Simetzberger Ignaz — Fragner — IV., Dannhauſergaſſe 3. 

Lung Johann — Friſeur und Raſeur — IV., Wieden, Gürtel 20. 

Hubinger Matthias — Gaft- und Schankgewerbe (Pacht) — XIX., 
Nuſsdorf, Hauptſtraße 1. 

8 Lackner Rudolf — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XI., Simmering, Haupt⸗ 

ſtraße 88. 

Mauritz Anton — Gaſtgewerbe — XI., Simmering, Feldgaſſe 455. 

Schneider Joſefa — Gaſtwirtin — V., Embelgaſſe 38/40. 

Sulke Rudolf — Gaſtwirt — J., Seitzergaſſe 6. 

Zöhrer Karl — Gaſtwirt — I., Schönlaterngaſſe 4. . 

Kaun Barbara — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XI., Simmering, Wein⸗ 
traubengaſſe 7. . 

Opitz Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Ober⸗Döbling, Haupt⸗ 
ſtraße 68. 

i Suchy Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XIII., Penzing, Poſt⸗ 

ſtraße 75. 


Belan Michael — Kaſtanienbrater — VIII., Strozzigaſſe, Ecke der 


Joſefſtädterſtraße. 
Pleſche Matthias — Kaſtanienbrater — IX., Währingerſtraße, Ecke der 
Thurngaſſe. N 
Nowotny Joſef — Kleidermachergewerbe — XIX., Ober-Döbling, 
Obkirchergaſſe 1. (Das Weitere folgt.) 


Kundmachung. 


Preisausſchreibung zur Erlangung von Entwürfen für einen 

Verbauungs⸗, rückſichtlich Regulierungsplan über den, zwiſchen 

dem Donaucanale, der Vorderen Zollamtsſtraße, Wollzeile und 
Rothenthurmſtraße gelegenen Theil der Stadt Wien. 


Vorbemerkung. 
Der Gemeinderath der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien hat eine Preisausſchreibung zur Erlangung von Entwürfen 


für einen General-Regulierungsplan über das geſammte Gemeinde⸗ 
gebiet beſchloſſen. 

In den diesbezüglichen Vorſchriften iſt auch die Verfaſſung 
eines Verbauungsplanes, betreffend den Stadttheil am Wienfluſſe 
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von der Schikanederbrücke bis zum Donaucanale mit dem an— 
grenzenden Theile des JI. Bezirkes: Wollzeile, Dominikanerbaſtei, 
Ferdinandsbrücke inbegriffen. 

Da nun zunächſt die Parcellierung der Gründe, welche nach 
Demolierung der Franz Joſef-⸗Kaſerne frei werden, erfolgen ſoll, 
ſo wird vorerſt für Verbauungspläne des betreffenden Stadttheiles 
eine Special⸗Preisbewerbung ausgeſchrieben, ohne daſs dadurch die 
für den General-Regulierungsplan zu erfolgende Preisausſchreibung 
hinſichtlich des Ausmaßes der zu leiſtenden Pläne eine Abänderung 
erfährt. 

Preisbewerbungs⸗Vorſchriften. 

§ 1. Der Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien bringt hiemit eine allgemeine Preisbewerbung für die 
Verfaſſung eines Verbauungs⸗, rückſichtlich Regulierungsplanes für 
den Stadttheil, gelegen zwiſchen dem Donaucanale bis zu der 
vorderen Zollamtsſtraße, Wollzeile und Rothenthurmſtraße zur 
Ausſchreibung, und ladet die Architekten und Ingenieure, welche in 
Wien domicilieren, ein, ſich an dieſer Preisbewerbung auf Grund 
nachſtehender Bedingungen und des für den General-Regulierungs⸗ 
plan geltenden Programmes zu betheiligen. 

3 2. Die zu liefernden Entwürfe haben aus folgenden Theilen 
zu beſtehen: 

a) Einem Lageplane für das vorbezeichnete Stadtgebiet im 
Maßſtabe 1: 1446. 

b) Aus Längenſchnitten und Querſchnitten, inſoweit dies zur 
Klarſtellung des Entwurfes in techniſcher und äfſthetiſcher 
Hinſicht nothwendig erſcheint. 

Dieſe Schnitte ſind auszuführen im Maßſtabe 1: 200 
für die Längen und Höhen, und werden für die charakteriſtiſchen 
Partien mit Einzeichnung der regulierten Waſſerläufe und der 
Schienenlage der Stadtbahn beizubringen ſein. 

c) Einem Erläuterungsberichte, in welchem jeder Preisbewerber 
ſeinen Entwurf, ſowie die Vorſchläge und Anträge ausführlich 
zu begründen hat. 
§ 3. Die vorſtehenden ad a) und b) in den vorgeſchriebenen 

Maßſtäben geforderten Pläne werden im Hinblicke auf den Zweck 
der Preisausſchreibung zur Klarſtellung der beabſichtigten Vor⸗ 
ſchläge genügen und wird die Beurtheilung der Projecte auch auf 
Grund dieſer Planarbeiten erfolgen; es ſteht jedoch jedem 
Preisbewerber frei, weitere Pläne, Anſichten und Modelle beizu⸗ 
bringen, inſoferne ihm dies zur Erläuterung ſeiner Vorſchläge 
zweckdienlich erſcheint. 

§ 4. Der Lageplan sub a) iſt auf dem von der Gemeinde 
Wien für dieſen Zweck ausgefolgten Plan auszuführen. 

§ 5. Der von der Gemeinde Wien den Preiswerbern zur 
Verfaſſung der Entwürfe gebotene Plan und die ſonſtigen Behelfe 
können vom Tage der erſten Verlautbarung dieſer Preisaus⸗ 
ſchreibung an gegen Erlag von 10 fl. ö. W. vom Wiener Stadt⸗ 
bauamte bezogen werden. Daſelbſt werden auch Abdrücke dieſer 
Preisausſchreibung unentgeltlich ausgefolgt. 

Ebenſo können im Bedarfsfalle von dem Stadtbauamte auch 
einzelne Pläne und Behelfe für den General-Regulierungsplan 
gegen Vorweiſung der bei der erſten Ausfolgung der Pläne 
erhaltenen Beſtätigung und gegen beſondere Vergütung nachbezogen 
werden. 

§ 6. Weitere Angaben und Auskünfte werden, ſoweit es 
möglich iſt, von der Direction des Stadtbauamtes ertheilt. 


un 
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§ 7. Für die gelungenſten und der Preisausſchreibung voll⸗ 
kommen. entſprechenden Geſammtentwürfe ſind nachſtehende Preiſe 
beſtimmt: 


1. Preis zuwWu 2000 fl 
F 1000 fl. 
F me 500 fl. 


§ 8. Die Zuerkennung der Preiſe und Honorare erfolgt durch 
das für die Preisbewerbung, betreffend den General⸗Regulierungs⸗ 
plan, beſtimmte Preisgericht, welches das alleinige und uneinge⸗ 
ſchränkte Recht dieſer Zuerkennung ausübt. 

Es gelangen nur ſoviele Preiſe zur Vertheilung, als zur 
Prämierung geeignete Entwürfe vorhanden find. 

Die Beträge der nicht zur Vertheilung gelangenden Preiſe 
können von dem Preisgerichte zu Honorierungen verwendet werden. 

§ 10. Das Preisgericht beſteht aus dem Bürgermeiſter von 
Wien als Vorſitzenden und weiters aus nachſtehenden dreizehn 
Preisrichtern: 
1.̃. Ferdinand Dehm, Architekt, Stadtbaumeiſter; 

2. Raimund v. Götz, Ingenieur; 

3. Franz R. v. Neumann, Architekt, k. . Baurath; 

4. Georg Roſenſtingl, Ingenieur. 

5. Alois Wurm, Architekt, k. k. Baurath 

(gewählt vom Wiener Gemeinderathe); 

6. Friedrich R. v. Biſchoff, k. k. Hofrath, Baudirector der 
k. k. Staatsbahnen (in Vertretung der General⸗ Direction der 
f. . Staatsbahnen); 

7. Siegmund Täuſſig, Baurath der k. k. n.. Statthalterei 
a Vertretung der Bauleitung der Donauregulierungs⸗ ⸗Commiſſion); 

8. Franz R. v. Gruber, k. k. Hofrath, Profeſſor am höheren 
. u. k. Genie⸗Curſe; 

9. Alexander Bielemans v. Monteforte, 
t . Baurath 

(delegiert vom öſterr. Ingenieur⸗ und Architektenvereine); 

10. Franz Roth, Architekt, Vorſtand der Genoſſenſchaft der 
1 Künſtler Wiens; 


Julius Deininger, Architekt, k. k. Profeſſor an der 
eue 
(delegiert von der Genoſſenſchaft der bildenden Künſtler Wiens); 

12. Franz Berger, k. k. Oberbaurath (als Baudirector der 
Stadt Wien); 

13. Ignaz Kraus, Magiſtratsrath (als Baureferent des 
Magiſtrates). 

Außerdem ſind, um das Preisgericht für alle Fälle vollzählig 
zu erhalten, als Erſatzmänner gewählt, beziehungsweiſe delegiert: 

Heinrich Adam, Architekt, 

Johann Gſchwandner, 
Gemeinderathe); 

Alexander Kmosko v. Bernicze, Ober⸗Ingenieur der 
Donauregulierungs⸗Commiſſion (von der Bauleitung der Donau⸗ 
regulierungs⸗Commiſſion); 

Paul Klunzinger, Ingenieur (vom öſterreichiſchen Ingenieur⸗ 
und Architekten⸗Verein); 

Otto Thienemann, Architekt, k. k. Baurath (von der 
Genoſſenſchaft der bildenden Künſtler Wiens). 

Für die den öffentlichen Amtern angehörigen Mitglieder des 
Preisgerichtes wird im Falle einer Verhinderung eine Stell⸗ 
vertretung durch den Bürgermeiſter, beziehungsweiſe die betreffenden 
Körperſchaften beſtimmt werden. 


Architekt, 


Stadtbaumeiſter (vom Wiener 
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§ 11. Die Herren Preisrichter und deren Erſatzmänner haben 
die Verpflichtung übernommen, ſich weder ſelbſt, noch durch andere 
an der Preisbewerbung zu betheiligen. 

Denſelben wurden die geſammten, auf dieſe Preisausſchreibung 
bezughabenden Vorſchriften und Behelfe zur Begutachtung vor- 
gelegt, und haben ſich dieſelben in jeder Beziehung damit ein⸗ 
verſtanden erklärt. 

§ 12. Die prämiierten oder honorierten Entwürfe werden 
Eigenthum der Stadtgemeinde, welche berechtigt iſt, dieſelben ganz 
oder theilweiſe, ſowie ſonſtige Vorſchläge der Verfaſſer zu verwerten, 
ohne mit denfelben in irgend welche Verhandlungen zu treten oder 
weitere Entſchädigungen zu vereinbaren. 

Die Verfaſſer find nach der Entſcheidung durch das Preis- 
gericht zur Veröffentlichung ihrer Entwürfe berechtigt, auch wenn 
dieſelben in das Eigenthum der Gemeinde übergegangen ſind. 

§ 13. Die Entwürfe find wohlverſiegelt bis zum 18. Jänner 1893 
abzuliefern, und müſſen ſpäteſtens an dieſem Tage 12 Uhr mittags 
an das Evidenzbureau des Wiener Stadtbauamtes (I. Bezirk, 
Rathhaus) eingelangt ſein, worüber dem Überbringer eine amtliche 
Empfangsbeſtätigung ausgeſtellt wird. 

Nach dieſem Zeitpunkte einlangende Entwürfe werden zur 
Preisbewerbung nicht mehr zugelaſſen. 


§ 14. Die Entwürfe dürfen von den Preisbewerbern nicht 
unterfertigt ſein, ſondern ſind mit einem Zeichen oder Kennworte 
zu verſehen, und iſt die Angabe des Namens und Wohnortes des 
Preiswerbers in einem verſiegelten Umſchlage, welcher außen 
dasſelbe Zeichen oder Kennwort trägt, beizugeben. 

§ 15. Nach erfolgter Entſcheidung des Preisgerichtes werden 
die ſämmtlichen eingelangten Entwürfe durch mindeſtens 14 Tage 
öffentlich ausgeſtellt. 

Ort und Zeit der Ausſtellung wird ſeinerzeit veröffentlicht 
werden. 

§ 16. Die nicht in das Eigenthum der Gemeinde Wien 
übergegangenen Entwürfe ſind von den Einſendern innerhalb drei 
Monaten nad) Schluss der Ausſtellung gegen Rückgabe der ſeinerzeit 
ausgeſtellten Empfangsbeſtätigung im Stadtbauamte abzuholen. 

Nach Ablauf dieſes Termines gehen die nicht abgeholten 
Entwürfe ohne jeden weiteren Anſpruch des Einſenders auf eine 
Entſchädigung in das Eigenthum der Gemeinde Wien über. 

§ 17. Den Verfaſſern der nicht mit Preiſen ausgezeichneten 
oder nicht honorierten Entwürfe wird der an die Gemeinde Wien 
entrichtete Betrag für die erhaltenen Pläne und Behelfe über 
Verlangen innerhalb drei Monaten nach der Preiszuerkennung 
und vor der Zurücknahme des Entwurfes dann rückvergütet, wenn 
entweder das geſammte erhaltene Planmaterial in dem betreffenden 
Entwurſe wirklich verwendet wurde, oder die nicht verwendeten 
Pläne in noch gutem Zuſtande unter Beibringung der Beſtätigung 
über den ſeinerzeitigen Ankauf der Pläne an die Gemeinde Wien 
zurückgeſtellt wurden. 

Inſoferne die bei dem Entwurfe nicht verwendeten Pläne 
von dem Preiswerber nicht vollſtändig zurückgeſtellt oder dieſelben 
wegen Schadhaftigkeit von der Gemeinde nicht zurückgenommen 
werden können, wird nur jener Betrag rückvergütet, welcher nach 
Abzug der zu Nachlieferungspreiſen berechneten Koſten für die 
fehlenden Pläne von dem ſeinerzeit erlegten Betrage verbleibt. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 9. October 1892. 1—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 23932 
Ref.⸗Nr. 283 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten und Lieferungen (mit Aus⸗ 
nahme der Steinlieferung) für die Herſtellung einer Brücke über 
den Halterbach in Hütteldorf im XIII. Bezirke im Zuge der 
Dornbacherſtraße im veranſchlagten Geſammtkoſtenbetrage von 
6529 fl. 62 kr. und 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 21. October d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Das Offert iſt, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, 
verſiegelt zu überreichen und iſt demſelben das vorgeſchriebene 
Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertver⸗ 
handlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. October 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 160969 
Ref.⸗Nr. 1645 ex 1892. VII. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Erd-, Maurer-, Steinmetz⸗, Zimmer: 
manns⸗, Pflaſterer⸗, Asphaltierer⸗ und Maſchiniſtenarbeiten zur 
Herſtellung der vom Gemeinderathe mit dem Beſchluſſe vom 
4. September 1892, 3.5510, bewilligten Herſtellung eines Rohr⸗ 
ſtranges der Hochquellenleitung in die Colonie Kaiſermühlen, 
II. Bezirk, und Aufſtellung von Auslaufbrunnen daſelbſt im 
Geſammtkoſtenbetrage von 19.457 fl. 8 kr. durch einen General⸗ 
unternehmer wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 25. October d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Stadler, 
im Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß und 
den Koſtenanſchlag im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaffa gegen Erlag von 10 fr. bezogen werden. 
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Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweife zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verfiegelt 
zu überreichen. Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu ver⸗ 
ſehenden Offerte ind. fünf Percent derjenigen Summe, um welche 
die offerierte Arbeit oder Lieferung erſtanden werden will, als 
Vadium anzuschließen, welches für die Erſteher als Caution zu 
dienen hat. 

Diefe Arbeiten werden nur an hiezu berechtigte Gewerbs⸗ 
leute vergeben und vom Stadtbauamte ſtrenge überwacht werden. 


Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadium nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Gemeinderath hat ſich jedoch die Ratification des Ergeb- 
niſſes der Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter 
den ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe. 
Wien, am 10. October 1892. 2—3 
Prot.⸗Nr. 143381 
ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung des Papierbedarfes für die ſtädtiſchen 
Amter und Anftalten in der Zeit vom 1. Jänner 1893 bis in⸗ 
cluſive 31. December 1895, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs- 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Donnerstag den 3. November 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Philipp, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Ausweiſe über den bei⸗ 
läufigen Jahresbedarf, die Vorſchrift für die Übertragung und Be⸗ 
ſorgung dieſer Lieferung, ſowie Muſter der bisher in Verwendung 
geſtandenen Papierſorten in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa einſehen, 
ſowie Exemplare dieſer Vorſchrift daſelbſt zum Preiſe von 10 kr. 
per Stück beziehen. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar durch Einſetzung 
der geforderten Preiſe in die am Schluſſe beigeſetzte Erklärung ent⸗ 
ſprechend zu ergänzen, dasſelbe zu unterfertigen und dem mit einer 
50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte das vorgeſchriebene 
Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhand⸗ 
lungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. October 1892. 2—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 179427 
Ref.⸗Nr. 2733 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) | 

Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der Kreindl⸗ 
gaſſe im XIX. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 1227 fl. 
44 kr. und 60 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 19. October d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhanſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 


Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 


Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗ Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. October 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 168867 
Ref.⸗Nr. 2534 ex 1892. V 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton am Handels: 
quai im II. Bezirke, längs der Baugruppen XVI A bis XX A 
und in den Seitengaſſen zwiſchen den Bangruppen XVI und XVII 
und zwiſchen den Baugruppen XVII und XVIII im Koſtenbetrage 
von 17.573 fl. 37 kr. und 2000 fl. Pauſchale, ferner für die 
Herſtellung von Steinzeugrohrleitungen in der Engerthſtraße zwiſchen 
den Baugruppen XVI bis XX im Koſtenbetrage von 4783 fl. 93 kr. 
und 500 fl. Pauſchale, für die Herſtellung von Hauscanälen aus 
Ziegelmauerwerk beim ſtädtiſchen Bade am Handelsquai im Koſten⸗ 
betrage von 1875 fl. 39 kr. und 600 fl. Pauſchale, dann für die 
Herſtellung von zwei Hydranten vor dem ſtädtiſchen Bade im 
Koſtenbetrage von 625 fl. 92 kr. und ſchließlich wegen Vergebung 
der aus dieſem Anlaſſe erforderlichen Thonwarenlieferung im Koſten⸗ 
betrage von 3050 fl. 20 kr., wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 


betrage von 4410 fl. 23 kr. (600 fl. 
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haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 24. October d. J., prätiſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Profil, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. October 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 189450 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 2926. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Neu: 
pflaſterung der Weinberggaſſe im XVIII. Bezirke (Währing) von 
der Kreutzgaſſe bis zur Blumengaſſe im veranſchlagten Koſten⸗ 
Pauſchale) wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
24. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 


Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 


werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im Stadtbau⸗ 
amte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinftimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 
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Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 17. October 1892. 1—2 
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Kundmachung, 


betreffend die Meldung der zum Erſcheinen bei der 


Hauptſtellung im Jahre 1893 berufenen Stellungs⸗ 
pflichtigen aus den beiden Staatsgebieten der öſterr.⸗ 
ung. Monarchie, ſowie die Einbringung der Anſuchen 
um Abſtellung im Aufenthaltsbezirke oder um eine 
der Begünſtigungen in der Erfüllung der Dienſtpflicht. 

Nach § 35 des Wehrgeſetzes vom 11. April 1889 hat ſich 
jeder Stellungspflichtige der zur nächſten Stellung berufenen Alters- 
claffen im Monate November des vorangehenden Jahres bei dem 
Gemeindevorſtande feines Heimats- oder ſtändigen Aufenthaltsortes 
zur Verzeichnung ſchriftlich oder mündlich zu melden. 

Wer dieſe Meldung, ohne hievon durch ein für ihn unüber— 
windliches Hindernis abgehalten worden zu ſein, unterlässt, verfällt 
einer Geldſtrafe von 5 bis zu 100 Gulden. 

Demgemäß werden die in den Jahren 1872, 1871 und 1870 
geborenen, in den Bezirken I bis incluſive XIX wohnenden, ein⸗ 
heimiſchen und fremden Stellungspflichtigen aufgefordert, ſich vom 
1. bis 30. November l. J. an den Wochentagen während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags 
bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte ihres ſtändigen Wohnortes zu 
melden und ihre Tauf- oder Geburtsſcheine, Heimatsſcheine, Päſſe 
oder Legitimationskarten, Arbeitsbücher ꝛc. nebſt dem polizeilichen 
Meldzettel mitzubringen. 

Es haben ſich ſonach zu melden die Stellungspflichtigen, 
welche wohnen im Bezirke: 


185 | 

Be im Conſcriptionsamte des Magiſtrates, I. Bezirk, 

Alſergrund, Rathhausſtraße Nr. 12, ebener Erde, links: 

Leopoldſtadt, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, II. Bezirk, 
Kleine Sperlgaſſe Nr. 10; 

Landſtraße, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, III. Bezirk, 
Gemeindeplatz Nr. 3; 

Wieden, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, V. Bezirk, 

Margarethen, | Schäfergaſſe Nr. 3; 

Mariahilf, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, VII. Bezirk, 

Neubau, | Neubaugaſſe Nr. 25; 

Favoriten, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, X. Bezirk, 
Simmeringerſtraße Nr. 130; 

Simmering, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XI. Bezirk, 
Simmering, Hauptſtraße Nr. 82; 

Meidling, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XII. Bezirk, 
Unter⸗Meidling, Hauptſtraße Nr. 4; 

Hietzing, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XIII. Bezirk, 


Hietzing, Neugaſſe Nr. 12; 
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Rudolfsheim, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XV. Bezirk, 
Fünfhaus, Fünfhaus, Friedrichsplatz Nr. 1 und 3; 
Ottakring, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVI. Bezirk, 
Ottakring, Abelegaſſe Nr. 25; 
Hernals, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVII. Bezirk, 
Hernals, Elterleinplatz Nr. 2; | 
Währing, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVIII. Bezirk, 
Währing, Martinsſtraße Nr. 100; 
Döbling, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XIX. Bezirk, 


Ober⸗Döbling, Hauptſtraße Nr. 58. 

Für Stellungspflichtige, welche hierorts ihren ſtändigen Auf- 
enthalt haben, jedoch im Monate November zeitlich abweſend 
und hiedurch oder durch Krankheit verhindert ſind, ſich mündlich 
oder ſchriftlich zu melden, kann die Meldung durch deren Eltern, 
Vormünder oder ſonſt Bevollmächtigte geſchehen. 


Die ſich hierorts meldenden fremden Stellungspflichtigen ſind 
zwar zur Erfüllung der Stellungspflicht in ihrem zuſtändigen 
Stellungsbezirke verpflichtet, jedoch kann nach § 27 der Wehrvor- 
ſchriften, I. Theil, 

a) den in einem anderen Bezirke Anſäſſigen oder im öffentlichen 
Dienſte Angeſtellten, 

b) den zum Zwecke von Arbeit oder Erwerb dauernd abweſenden 
oder außerhalb des zuſtändigen Stellungsbezirkes in einer 
bleibenden Dienſtſtellung befindlichen Stellungspflichtigen, 
welche glaubwürdig nachweiſen, dajs fie die Koſten der Reiſe 
in den Heimatsbezirk infolge der großen Entfernung aus 
eigenen Mitteln nicht beſtreiten können, 

e) den ordentlich und öffentlich Studierenden 

die Bewilligung zur Abſtellung im Aufenthaltsbezirke (Wien) von 
der politiſchen Bezirksbehörde ihrer Heimatsgemeinde ertheilt 
werden. 

Die ſich hier aufhaltenden fremden Stellungspflichtigen, welche 
das Anſuchen um Vorführung vor die Stellungs⸗Commiſſion in 
Wien anbringen wollen, haben dieſes bei der vorerwähnten 
Anmeldung ausdrücklich anzugeben. 

Geſuche um Bewilligung zur Abſtellung im Aufenthaltsbezirke, 
welche nach Ablauf der Anmeldungsfriſt (d. i. nach dem 30. No⸗ 
vember) eingebracht werden, ſind nach § 27 der Wehrvorſchriften, 
I. Theil, abzuweiſen; nur wenn nachgewieſen wird, dafs die das 
Anſuchen begründenden Verhältniſſe erſt nach dieſem Zeitpunkte 
eingetreten ſind, kann die Bewilligung nachträglich ertheilt werden. 

Jene Stellungspflichtigen, welche als Candidaten des geiſt— 
lichen Standes, als Lehrer, Unterlehrer und Lehramtszöglinge, als 
Beſitzer ererbter Landwirtſchaften oder als Familienerhalter Anſpruch 
auf eine der in den §§ 31, 32, 33 und 34 des Wehrgeſetzes 
bezeichneten Begünſtigungen in der Erfüllung der Dienſtpflicht 
erheben, haben ihre gehörig documentierten Geſuche in den Monaten 
Jänner und Februar 1893 bei der politiſchen Bezirksbehörde der 
Heimatsgemeinde, ſpäteſtens aber am Tage der Hauptſtellung bei 
der Stellungs⸗Commiſſion des Heimatsbezirkes einzubringen. 

Nur jene fremden Stellungspflichtigen, welche um die hier⸗ 
ortige Abſtellung anſuchen, können etwaige Anſprüche auf eine der 
in den vorangeführten Paragraphen bezeichneten Begünſtigungen 
gleichzeitig bei der Meldung im Monate November 1892 geltend 
machen und nachweiſen. | 

Wehrpflichtige, welche die Zuerkennung der Begünſtigung des 
einjährigen Präſenzdienſtes bei der Stellung im Jahre 1893 
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anſtreben, haben ihr vollkommen documentiertes Geſuch entweder 


bis Ende Februar 1893 bei der Bezirksbehörde der Heimats⸗ 


gemeinde oder gelegentlich ihrer Vorführung zur Hauptſtellung im 
zuſtändigen Bezirke, und zwar noch vor ihrer ärztlichen Unter- 
ſuchung, bei der Stellungs⸗Commiſſion einzubringen. 
Stellungspflichtige, welche als „offenkundig untauglich“ vom 
perſönlichen Erſcheinen vor der Stellungs⸗Commiſſion enthoben 


werden wollen, haben ihre mündlichen oder ſchriftlichen Anſuchen 


während der Anmeldungsfriſt (November 1892) bei dem magiſtra⸗ 
tiſchen Bezirksamte ihres ſtändigen Wohnortes einzubringen. 


Dieſe Anſuchen ſind nicht ſtempelpflichtig. Ebenſo kommt den | 


Anſuchen um eine Begünſtigung in der Erfüllung der Dienftpflicht 
oder um Zuerkennung der Begünſtigung des einjährigen Präſenz⸗ 
dienſtes die Stempelfreiheit zu, während die Geſuche um Abſtellung 
im Aufenthaltsbezirke der Stempelpflicht unterliegen. 

Die Nichtbeachtung der Anmeldepflicht, ſowie überhaupt der 
aus dem Wehrgeſetze entſpringeuden Pflichten kann durch Unkenntnis 


dieſer Kundmachung oder der aus dem Wehrgeſetze hervorgehenden 


Obliegenheiten nicht eutſchuldigt werden. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
im übertragenen Wirkungskreiſe. 


Wien, am 1. October 1892. 3—3 


M.⸗3. 187560. 


„— 


Kundmachung, 


die Siſtierung der diesjährigen Control⸗Verſammlung betreffend. 


Zufolge Erlaſſes der k. k. n.⸗ö. Statthalterei ddto. 12. October 
1892, 3. 65641, wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht, das 
die Vornahme der diesjährigen Control-Verſammlungen für die 
nicht active Mannſchaft und die Erſatzreſerviſten des Heeres und 
der Kriegsmarine, ſowie der Landwehr mit Rückſicht auf die 
Choleragefahr ſiſtiert wurde. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 14. October 1892. 1—3 


Kundmachung. 


(Reclamationen gegen die Geſchwornen⸗Urliſte für das Kalender⸗ 
jahr 1893.) 


Nachdem die Zuſammenſtellung derjenigen Gemeindemitglieder, 
welche nach den Beſtimmungen der SS 1 bis 4 des Geſetzes vom 
23. Mai 1873 für das Kalenderjahr 1893 zum Geſchwornenamte 
berufen erſcheinen und ihre Befreiung nach § 4, Z. 1, erwirkt 
haben, beendigt iſt, ſo wird mit Hinweiſung auf die unten ange⸗ 
führten SS 1 bis incluſive 4 des Geſetzes vom 23. Mai 1873 
über das den Gemeindemitgliedern zuſtehende Einſpruchsrecht 
Folgendes zur öffentlichen Kenntnis gebracht: 

1. Die Verzeichniſſe der zum Geſchwornenamte berufenen 
Gemeindemitglieder (Urliſten) werden durch 8 Tage, das iſt vom 
18. bis incluſive 25. October l. J., täglich vom 9 Uhr früh bis 


2 Uhr nachmittags, und zwar: für den I. Bezirk (Innere Stadt) 


am Rathhauſe im Steuer⸗ und Wahlcataſter, 8. Stiege, Mezzanin, 
für die Bezirke II bis XIX in den betreffenden Bezirks⸗Gemeinde⸗ 
kanzleien zu jedermanns Einſicht aufgelegt. 
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Jedem Betheiligten ſteht es frei, daſelbſt während dieſer Friſt 
wegen Übergehung geſetzlich zuläſſiger oder wegen Eintragung 


geſetzlich unfähiger und unzuläſſiger Perſonen in die Liſte ſchriftlich 


oder zu Protokoll Einſpruch zu erheben oder in gleicher Weiſe 
ſeine Befreiungsgründe geltend zu machen. (S 6 des Geſetzes vom 
23. Mai 1873.) 

2. Über alle erhobenen Einsprüche und über die Richtigkeit 
der angegebenen Befreiungsgründe entſcheidet die Gemeinde⸗ 
commiſſion. 

Beſchwerden gegen dieſe Entſcheidungen müſſen innerhalb dreier 
Tage nach amtlicher Mittheilung der Entſcheidung eingebracht 
werden. 

Sind durch die Entſcheidungen der Gemeindecommiſſion Ab— 
änderungen an der veröffentlichten Liſte vorgenommen worden, fo 
werden dieſe durch Anſchlag am Rathhauſe bekanntgemacht und 
die Betheiligten davon verſtändigt. 

Reclamanten werden von dem über ihren Einſpruch Verfügten 
in Kenntnis geſetzt. 

Dasſelbe Verfahren findet bei Geltendmachung von Befreiungs⸗ 
gründen ſtatt. 

Wien, am 18. October 1892. 
Der Bürgermeiſter: 


Dr. Johaun N. Prix. 12 


Kundmachung. 


Der Verkehr von Kohlen- und anderem Laſtenfuhrwerk in 
der Richtung von der Unteren Augartenſtraße durch die Schrei— 
und Malzgaſſe zur Oberen Augartenſtraße iſt verboten. 

Übertretungen dieſer Vorſchrift werden nach § 93 des 
Gemeindeſtatutes für Wien beſtraft. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. September 1892. 1—3 


3. 174863 


Kundmachung. 


(Drei Guſtav Figdor'ſche Stipendien.) 


Im Studienjahre 1892/93 gelangen drei Guſtav Figdor'ſche 
Stipendien im Betrage von je fünfhundertſiebenundfünfzig Gulden 
(557 fl.) ö. W. zur Verleihung. 

Laut Stiftbriefes wurden dieſe Stipendien gegründet „für 
durch Fleiß, Sitten und Geiſtesgaben hervorragende arme Studierende, 
fo zwar, dajs alljährlich ein Stipendium für Mediciner, eines für 
Juriſten und eines für Hörer der Naturwiſſenſchaften (an der 
philoſophiſchen Facultät) zur Vertheilung gelangt und zwar der- 
geſtalt, daſs alljährlich ein Studierender der iſraelitiſchen, proteſtan⸗ 
tiſchen oder evangeliſchen und einer von katholiſcher Confeſſion mit 
einem ſolchen Stipendium betheilt werde.“ 

Dieſe Stipendien werden je auf die Dauer eines Studien— 
jahres verliehen, nach deſſen Ablaufe ſie den bisherigen Percipienten 
über neuerliches Einſchreiten eventuell abermals verliehen werden 
können. 

Die Bewerber um dieſe Stipendien haben ihre Geſuche bis 
längſtens 30. October l. J. bei dem Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien zu überreichen und denſelben den 
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Tauf⸗ oder Geburtsſchein und den Impfſchein, ſowie Ausweiſe über 
ihre Immatriculierung als ordentliche Hörer der betreffenden 
Facultät, über wahre Dürftigkeit, tadelloſes ſittliches Betragen und 
ausgezeichnete wiſſenſchaftliche Verwendung beizulegen. 

Auf nicht gehörig inſtruierte Geſuche kann keine Nüdjicht 
genommen werden. 

Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe verſ ſehenen Geſuche 
ſind ſtempelfrei. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 26. September 1892. 3—3 


&.-8. 138657 


XI. 
Kundmachung. 
(Johannesſpital⸗ und Großarmenhaus⸗Stiftungsplätze.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiermit bekanntgemacht, dafs nachſtehende Johannes⸗ 
ſpital⸗Stiftungsplätze, ſowie ein Großarmenhaus⸗Stiftungsplatz in 
Erledigung gekommen ſind, und zwar: 

1. Eine Joſef Schaumann'ſche Johannesſpital⸗Stiftung für 
eine arme Manns⸗ oder Weibsperſon mit dem Genuſſe von 
monatlichen 3 fl. 90 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 2. April 1766 ſteht die Präſentation 
dem Stifter und ſeiner Gattin, nach deren Ableben aber den nächſten 
Verwandten zu. 

2. Eine Anna Fürſtin Eßterhäzy'ſche Johannesſpital⸗Stiftung 
für eine alte Perſon mit dem Genuſſe von monatlichen 3 fl. 80 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 3. December 1755 hat ſich die 
Stifterin das Präſentationsrecht vorbehalten. 

3. Eine Paul Michael von Zwenhof'ſche Johannesſpital⸗ 
Stiftung für eine verarmte Manns⸗ oder Weibsperſon mit dem 
Bezuge von monatlichen 4 fl. 10 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 12. April 1779 iſt den beiden 
Univerſal⸗Erben, reſpective Töchtern Antonia v. Hacker und 
Katharina v. Heyd das Präſentationsrecht vorbehalten und wurde 
zuletzt das Präſentationsrecht des Fräuleins Eliſabeth Hacker zu 
Hart anerkannt. | 

4. Eine Karolina Roſalia Paurnfeind’she Johannesſpital⸗ 
Stiftung für eine alte Perſon mit dem monatlichen Genuſſe von 
4 fl. 90 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 18. Juni 1760 ſteht die 
Präſentation dem Univerfal-Erben und deſſen Erben zu. 

5. Eine Georg Leopold von Wallsegg'ſche Großarmenhaus⸗ 
Stiftung mit dem monatlichen Genuſſe von 3 fl. und einer täglichen 
Zulage von 3½ kr. für eine arme Manns⸗ oder Weibsperſon. 

Laut Fundationsbriefes vom 1. März 1710 hat der Stifter 
das Präſentationsrecht ſich, feinen Erben und Nachkommen vor⸗ 
behalten. 

Diejenigen Perſonen, welche auf das Präſentationsrecht zu einer 
dieſer Stiftung Anſpruch erheben zu können glauben, wollen unter 
Nachweiſung ihres Rechtstitels bis läugſtens 10. November 1892 
eine ſtiftbriefmäßig geeignete Perſon anher präſentieren. 

Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines wird die Beſetzung 
der vorerwähnten Stiftplätze von Amtswegen erfolgen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 12. October 1892. 1—3 
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8 Kundmachung. 


(Holzſtiftungsfond.) 
Von der Abſicht geleitet, der alljährlich während der’ Winters⸗ 
zeit eintretenden Holznoth der Armen Wiens in nachhaltiger Weiſe 


entgegenzutreten, hat Herr Gabor Graf Feſtetics, k. k. Kämmerer 
und Rittmeiſter a. D., 


im Jahre 1872 und weiters in den Jahren 
1873 und 1875 namhafte Beträge, und zwar zuſammen 26.400 fl. 
Papierrente zu dem Zwecke geſpendet, daſs damit bei der Gemeinde 
Wien ein Holzſtiftungsfond für die Armen Wiens gebildet werde. 

Indem die im Jahre 1892 fälligen Stiftungsintereſſen unter 
einem ihrem ſchönen Zwecke zugeführt werden, ergeht hiemit, dem 
Wunſche des Herrn Stifters gemäß, an alle Menſchenfreunde die 
Einladung, nach Kräften zur Vergrößerung dieſes Stiftungsfondes 
beitragen zu wollen. 

Die diesfälligen Beträge werden ſowohl im Präſidialbureau 
des Magiſtrates als auch bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa in Empfang 
genommen und die Namen der Spender im „Amtsblatte der Stadt 
Wien“ und in der „Wiener Zeitung“ veröffentlicht werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. October 1892. 13 


Ad M.-B. 174865 ex 1892. 
XII. 


Kundmachung. 


(Waiſenſtiftung.) 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs am 6. Februar 1893 die 
fälligen Intereſſen der Adolf Ignaz Mantner Ritter von Mark⸗ 
hof'ſchen Stiftung für Wiener Waiſenknaben und der Inlie 
Marcelline Mautner von Markhof'ſchen Stiftung für Wiener 
Waiſenmädchen im Betrage von 2520 fl. für jede Stiftung, nach 
Abrechnung der Inſertions⸗ und Druckkoſten, zur Vertheilung 
gelangen werden. 

Laut des Stiftbriefes der Adolf Ignaz Mautner Ritter von 
Markhof'ſchen Stiftung für Wiener Waiſenknaben find zur Be- 
werbung um dieſe Stiftung alle jene armen Waiſenknaben berufen, 
welche in Wien heimatberechtigt ſind, ob ſelbe in oder außer 
Waiſenanſtalten ſich befinden, und in dem Alter von 12 bis 16 
Jahren ſtehen. 

Zur Bewerbung um die Julie Marcelline Mautner von Mark 
hof'ſche Waiſenſtiftung zur Ausſtattung von Wiener Waiſenmädchen 
ſind laut des Stiftbriefes alle jene armen Waiſenmädchen berufen, 
welche in Wien heimatberechtigt ſind, ob ſelbe in oder außer Waiſen⸗ 


anſtalten ſich befinden, und in dem Alter von 10 bis 14 Jahren ſtehen. 


Nach den ſtiftbrieflichen Beſtimmungen find die Stiftungs— 
intereſſen zu gleichen Theilen, und zwar mit je 310 fl. an acht, 
die obigen Eigenſchaften beſitzenden Waiſenknaben und an acht 
ſtiftbrieflich geeignete Waiſenmädchen zu verleihen, von denen vier 
Waiſenknaben und vier Waiſenmädchen der katholiſchen Religion, 
zwei Waiſenknaben und zwei Waiſenmädchen der evangeliſchen 
Religion A. C. oder H. C. und zwei Waiſenknaben und zwei 
Waiſenmädchen der iſraelitiſchen Religion anzugehören haben. 

Die Beſtimmung jener acht Waiſenknaben und jener acht 
Waiſenmädchen, welchen ein Stiftungsbetrag zuzuwenden iſt, erfolgt 
durch das Los in der durch die Stiftbriefe für die Verloſung feſt— 
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geſetzten Weiſe. Außerdem gelangen noch zwei aus dieſer Stiftung 
herrührende, zur Vertheilung verfügbare Sparcaſſabücher mit der 
Einlage von je 310 fl. ſammt den ſeit 1889, beziehungsweiſe 1892 
aufgelaufenen Intereſſen an einen katholiſchen und einen iſraelitiſchen 
Knaben unter denſelben Bedingungen zur Perſolvierung. Es können 
ſohin im ganzen acht Mädchen und zehn Knaben mit Stiftungs⸗ 
beträgen betheilt werden. Den Waiſenknaben oder Waiſenmädchen, 
welchen ein Stiftungsbetrag zufällt, wird dieſer Betrag nicht ſofort 
ausbezahlt, ſondern es wird derſelbe fructificiert und nach Maß— 
gabe der diesfälligen Beſtimmungen der Stiftbriefe zum Beginne 
eines Gewerbes, Fortſetzung der Studien (als Stipendium), bei 
Mädchen bei der Verehelichung nach vollendetem 18. Lebensjahre, 
ausgefolgt. 

Mütter, Vormünder oder Pflegeparteien, welche für die in 
ihrer Obſorge befindlichen Waiſen um einen Stiftungsbetrag aus 
einer dieſer beiden Stiftungen bittlich werden wollen, haben ihre 
Geſuche mit dem Tauf⸗(Ge burts⸗)ſcheine, Impfzettel der Waiſen, 
einem Nachweiſe über deren Heimatberechtigung in Wien, dem 
Todtenſcheine der Eltern oder des Vaters der Waiſen und endlich 
mit den Schulfortgangszeugniſſen (Jahreszeugniſſen oder Schul⸗ 
nachrichten) oder den Zeugniſſen über deren Fortgang in einer 
Berufsbildung zu belegen und bis längſtens 20. November 1892 
im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates zu überreichen. 

Auf verſpätet überreichte Geſuche wird keine Rückſicht 
genommen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. October 1892. 5 
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Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 

Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dafs der Joſef von Steydler'ſche 
Stiftplatz mit einem Genuſſe jährlicher 42 fl. an einen durch 
Unglücksfälle verarmten Wiener Bürger zu verleihen iſt. 

Bewerber um dieſen Stiftplatz haben ihren Geſuchen den 
Tauf⸗ oder Geburrsſchein, das Bürgerrechts-Decret, ein legales 
Armutszeugnis, den Gewerbeſchein, dann die Tauf-, beziehungsweiſe 
Geburtsſcheine ihrer Kin der anzuſchließen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
15. November 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener 
Magiſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche wird 
keine Rückſicht genommen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. October 1892. 33 
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2505 


Einwölbung des Krottenbaches im XIX. Bezirke 2505 


20. Der ſelbe, betreffend das Anſuchen des Kirchenbauvereines 
St. Laurentius um Reſervierung 1 5 Platzes behufs Erbauung 
einer Kirche in Breitenſee, XIII. Bezirke. 


21. Derſelbe, betreffend die Niveaubeſtimmung für die Einl.⸗ 


3. 133 in Ottakring (Ganſterer-, Wagner⸗, Wichtel- und Degen⸗ 
2508 


COO; 
Derſelbe, betreffend die Baulinienbeſtimmung für die 
Gruppe IV, Einl.⸗Z. 601 bis 620 und 1115 im XIV. Bezirke, 
Goldſchlagſtraße, Felberſtraße, Hugl- und Hollochergaſſe. 
Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend das Gutachten über die 
Regiernungsvorlage, betreffend die allgemeine Erwerbſteuer und 
den Erwerbſteuertarif 


Beſchluſs⸗Protokoll der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes vom 
14. October 1892. 
Inhalt: 
1. 1 Dr. Prix, betreffend Dankſchreiben der Witwe. 
des 1. Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Borſchke 


22. 


23. 
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2. Gem. Rath Vaugoin, betreffend zwei Geſuche um Fortbezug 
2520 


der Gnadengabetrr ns 
3. Gem.⸗Rath Dr. Huber, 
goldenen Salvator-Medaille an Otto Schütze 
4. 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter, betreffend gnadenweiſe 
Pee Dr ee Ba en 
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Stadtrath: 


Bericht über die Stadtraths⸗ Sitzung vom 11. October 1892. 
Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 12. October 1892. 


Allgemeine Nachrichten: 


Erträgnis der Verzehrungsſteuern in Wien 
ie 
Täglicher Fleiſchmarkt vom 9. bis 15. October 1892 
Pferdemarkt vom 14. October 1892 1VilRIlſfmnuniui 2 2 00. 
Schlachtviehmarkt vom 10. October 1892 
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betreffend Verleihung der großen 
2 


2521 
2523 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche Producte in 
2528 


Wien vom 15. October 1892 
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Die Gemeinde Wien. — Verantwortlicher Redacteur: Dr. Friedrich Edler v. Radler, Secretär des Wiener Magiſtrates. 


Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik. — J. B. Wallishauſſer's k. u. k. Hof⸗ Buchdruckerei, Wien. 
Jnſeraten⸗Annahme bei Otto Maaß (Haaſenſtein & Vogler), Wien, I., Wallfiſchgaſſe 10. 


Städtiſches Lagerhaytrnnnns 2529 
Gewerbeangelegenheiten: 
Stiftung für verarmte Gemiſchtwaren⸗Verſch leider 2529 
GewerbeanmeldungennNnNNNNnnnnndssn 2529—2531 
Kundmachanee nnn er 2531—2538 


